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Einleitung

Änderungen in Gesetz und Praxis

Wenn der vorliegende Bericht über die Ergebnisse der Unfallstatistik Aufschluss geben und Vergleiche
mit früheren Perioden gestatten soll, so ist es notwendig, einleitend auf jene Gesetzes- und Praxisände­
rungen hinzuweisen, die diese Ergebnisse spürbar zu beeinflussen vermochten.

Der Versicherungsbereich ist, was die Grundsätze der Unterstellung der Betriebe anbelangt, unver­
ändert geblieben. Wenn die Zahl der unterstellten Betriebe dennoch von 57 678 auf 59 599 gestiegen ist,
so ist dies als ein Zeichen der Fortdauer der guten Wirtschaftslage zu werten.

Die Teilrevision des Unfallversicherungsgesetzes zur Heraufsetzung der versicherten Höchstlöhne ist
erst auf den 1.Januar 1953 in Kraft getreten, so dass während der Berichtsperiode die früheren Ansätze
Geltung hatten. Bei der Würdigung von Unfallkosten ist diesem Umstande Rechnung zu tragen.

Eine Reihe von Neuerungen, die in der Berichtsperiode eingeführt worden sind, haben zu Verteue­
rungen der Unfallversicherung geführt.

Als Gesetzesänderung, deren Auswirkung auf die Berichtsperiode fällt, ist zunächst das Bundesgesetz
über die Partialrevision des Unfallversicherungsgesetzes vom 17. Dezember 1947 zu erwähnen. Durch
diese Gesetzesnovelle erhielt der Bundesrat neue Rechtsetzungsbefugnisse auf dem Gebiete der Verhütung
und Entschädigung der Berufskrankheiten. Er hat hievon am 3.September 1948 erstmals Gebrauch
gemacht, indem er die Verordnung über Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung der Quarzstaub­
lunge (Silikose) erliess. Diese löste den auf Vollmachtenrecht beruhenden Bundesratsbeschluss über die
Bekämpfung der Quarzstaublunge im Tunnel-, Stollen- und Bergbau vom 4.Dezember 1944 ab und
brachte folgende Neuerungen: Die Verordnung betritt nicht mehr allein den Tunnel-, Stollen- und
Bergbau, sondern erstreckt sich auf alle der obligatorischen Unfallversicherung unterstellten Betriebe, in
denen mit dem Auftreten der Silikose gerechnet werden muss; sodann räumt sie den Versicherten, die
lediglich aus prophylaktischen Gründen von der sie gefährdenden Arbeit im Quarzstaub ausgeschlossen
werden müssen und keine ordentlichen Versicherungsleistungen gemäss Gesetz erhalten, unter bestimm­
ten Voraussetzungen ein Recht auf Ausrichtung einer Übergangsentschädigung durch die Anstalt ein.
Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der neuen Verordnung verfügte der Bundesrat den Übergang der
Aktiven und Passiven der «Ausgleichskasse zur Kostendeckung für die Tauglichkeitsuntersuchungen
in der Silikosebekämpfung», die unter der aufgehobenen Ordnung bestanden hatte, an die Anstalt. Die
Verordnung wurde ergänzt durch drei Verfügungen des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartements.
Durch die Verfügungen I und II, erlassen am 8. September und 10. Oktober 1948, werden die technischen
Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung der Quarzstaublunge (Silikose) im Stollenbau und in
Giessereien geordnet, und durch eine dritte Verfügung vom 8. September 1948 wird der Arzttarif für die
Tauglichkeitsuntersuchungen sowie die Entschädigungen an die Untersuchten für Lohnausfall und
Spesen anlässlich der Untersuchung geregelt. Diese neue Ordnung auf dem Gebiete der Silikosebe­
kämpfung bedeutet einen weiteren sozialen Fortschritt; sie auferlegt aber der Anstalt auch â€” wenigstens
bis sich die Bekämpfungsmassnahmen ausgewirkt haben werden â€” eine nicht unerhebliche finanzielle
Belastung.

Ausser dieser Gesetzesänderung wurde die Anstalt durch einen zeitlich nicht mehr befristeten
Bundesbeschluss wiederum verpflichtet, Teuerungszulagen an SUVA-Rentner auszurichten. Während der
Jahre 1948 â€” 1952 galt folgende Ordnung: Als Bezugsberechtigte kamen in Frage die Invalidenrenten­
Bezüger mit einer Arbeitsunfähigkeit von mindestens einem Drittel, sowie Witwen und Waisen, sofern



der Unfall vor dem 1.Januar 1943 erfolgt war. Die Zulage betrug für die Renten, welche schon vor dem
1. Dezember 1941 festgesetzt waren, 30 / und für die übrigen Bezugsberechtigten 25 / der gesetzlichen
Rente. Die jährlichen Aufwendungen für die Teuerungszulagen an die Rentner beliefen sich in der
Berichtsperiode durchschnittlich auf 3 Millionen Franken. Von diesen Fürsorgeleistungen, die im KUVG
nirgends vorgesehen sind und für welche somit keine Deckung vorhanden war, übernahm der Bund 40 /
zuzüglich die ab 1948 gewährte 5 /ige Erhöhung für die vor dem 1. Dezember 1941 festgesetzten Renten.
Die Hauptlast war somit von der Anstalt zu tragen, was entsprechende Prämienanpassungen not­
wendig machte, da das anfänglich für diesen Zweck herangezogene Betriebskapital schon im Jahre 1944
völlig aufgebraucht war.

Auch die Taxerhöhungen für Ärzte, Zahnärzte, Masseure und Spitäler führten zu fühlbaren Mehr­
belastungen. Auf den Tarifansätzen von 1939 für ärztliche Leistungen wurde der Teuerungszuschlag ab
1.Juli 1950 von 20/ auf 35 / und ab 1.Juli 1952 auf 45 / erhöht, mit Ausnahme des Röntgentarifes,
für den der Zuschlag um je 10/ tiefer angesetzt wurde. Der Zahnarzttarif wurde auf März 1948 mit
höheren Ansätzen neu festgesetzt. Den Spitälern musste ab 1948 mit Teuerungszulagen von 40 / und ab
1949 mit solchen von 60/ entgegengekommen werden. Ab 1.Juli 1952 wurden neue Höchstansätze
vereinbart für Spitäler, welche als Folge der Teuerung ein bedeutendes Missverhältnis zwischen ihren
Selbstkosten und den Leistungen der Anstalt aufwiesen. Ferner wurde ein Verzeichnis der von der
Teuerung besonders stark betroffenen Spitalleistungen aufgestellt, die von der Anstalt neben der Tages­
taxe besonders zu entschädigen sind. Diese stetig steigenden Zulagen bewirkten eine ins Gewicht fallende
Verteuerung des Heilverfahrens.

Erwähnung verdient ferner eine Ausdehnung der Entschädigungspraxis der Anstalt durch die ver­
suchsweise Übernahme der Unfälle, die sich bei der Benützung eines Fahrrades mit Hilfsmotor ereigne­
ten. Bis 1. Juli 1950 waren diese Fahrzeuge als Motorräder von der obligatorischen Nichtbetriebsunfall­
versicherung ausgeschlossen. Die seitherigen Erfahrungen haben ergeben, dass dieses versuchsweise
übernommene Risiko nicht unbedeutend ist und sich zufolge der rapiden Zunahme dieser Fahrzeuge
noch ganz wesentlich erhöhen wird.

Während der Berichtsperiode mussten die Elemente zur Berechnung der Kapitalwerte der Renten
neu festgesetzt werden. Diese Massnahme war im Hinblick auf den Rückgang der Kapitalerträgnisse
und die gegenüber den früheren Annahmen wesentlich geringere Wirkung der Revisionen bei Invaliden­
renten (Art.80 des Gesetzes) unumgänglich. Bei Vergleichen mit früheren Rentenbelastungen muss der
eingetretenen Änderung Rechnung getragen werden.

Ausser den erwähnten Mehrbelastungen erforderten auch die eingetretenen Risikoänderungen eine
Prämienanpassung.

Auf den 1.Januar 1948 wurde in der Betriebsunfallversicherung durch eine Gesamtrevision des
Prämientarifes eine allgemeine Bereinigung vorgenommen, wodurch gewisse Gefahrenklassen, die sich
bezüglich Unfallgefahr als ähnlich erwiesen hatten, zusammengelegt, andererseits aber auch einige neue
Klassen geschaffen wurden. Dadurch reduzierte sich die Zahl der Gefahrenklassen von 219 auf 203,
wobei aber die Zahl der Stufen innerhalb der Gefahrenklassen grundsätzlich auf 10 erhöht wurde. Diese
Tarifrevision brachte den einen Gefahrenklassen eine nicht unerhebliche Erhöhung der Prämiensätze,
besonders denjenigen mit Silikosegefahr, für viele blieben die Prämiensätze annähernd gleich, für andere
konnten Herabsetzungen gewährt werden. Durch eine Partialrevision im Jahre 1951, welche vor allem
das Bau- und Holzgewerbe betraf, kam fast einViertel der Betriebe in den Genuss von Prämiensenkungen.

Der Prämientarif für die Nichtbetriebsunfallversicherung wurde auf den 1.Januar 1949 abgeändert.
Die Anpassung an das hauptsächlich zufolge des mächtig anschwellenden motorisierten Strassenver­
kehrs stark gestiegene ausserbetriebliche Unfallrisiko erforderte eine Erhöhung der Prämiensätze um
durchschnittlich 1 '/~~ der versicherten Lohnsumme.

Eine weitere Massnahme zur Erhöhung der Prämienbeträge in der Nichtbetriebsunfallversicherung
war die Aufhebung der Prämienfreiheit für die bezahlten Arbeitsunterbrüche mit Wirkung ab 1. Januar
1949. Dadurch ist eine in der Nichtbetriebsunfallversicherung seit 1918 bestehende Vergünstigung dahin­
gefallen, was sich im Hinblick auf die Ausdehnung der Feriendauer und die damit zusammenhängende
Risikosteigerung als unumgänglich erwies. Dieser Einbezug der Ferien- und Feiertagsentschädigungen
hatte eine ausserordentliche Erhöhung der versicherten Lohnsumme um rund 5 / und damit auch eine



entsprechende Prämienzunahme zur Folge. In der Betriebsunfallversicherung, in welcher diese Lohnzah­
lungen für Arbeitsunterbrüche nicht erfasst werden sollen, wurde zum Ausgleich auf den endgültigen
Prämien ein Abzug von 5 / gewährt.

Die Prämiensätze für die Abrede zur Fortführung der Nichtbetriebsunfallversicherung wurden mit
Wirkung ab 1. Januar 1949 infolge des günstigen Verlaufes dieses Versicherungszweiges â€” Hochkonjunk­
tur, Zunahme der Entlöhnung bei Arbeitsunterbrüchen, starke Vermehrung der Abredeverträgeâ€”
durchschnittlich auf die Hälfte reduziert.

Zwischenstaatliche Abkommen über die Sozialversicherung wurden in der Berichtsperiode abge­
schlossen mit

Italien .
Frankreich .

am 4. April 1949
am 9. Juli 1950
am 15.Juli 1950
am 24. Oktober 1950
am 17.Juni 1952

Oesterreich .

Bundesrepublik Deutschland
Belgien.

Auch aus diesen Vereinbarungen erwachsen der Anstalt nicht unerhebliche Mehrleistungen.

Der Versichernngshestand

Um die statistischen Ergebnisse des Gesamtbestandes beurteilen und mit früheren Resultaten ver­
gleichen zu können, müssen dessen Veränderungen im Umfang und in der Zusammensetzung festgestellt
und in Betracht gezogen werden.

Als Maßstab drängt sich in erster Linie die von der Anstalt direkt erhobene versicherte Lohnsumme
auf. Diese eignet sich aber nicht für alle Zwecke, weil sie vom Lohnniveau abhängig ist. Es wird ihr daher
ein weiterer Maßstab in der Zahl der Vollarbeiter beigegeben. Die Ermittlung der Vollarbeiterzahl ist
grundsätzlich die folgende:

Indem die versicherte Lohnsumme durch den geschätzten mittleren Stundenlohn dividiert wird,
ergibt sich in den einzelnen Industriearten die Zahl der Arbeitsstunden, die gemäss folgender Formel in
Vollarbeiter umgerechnet werden:

300 Arbeitstage zu 8 Stunden = 2400 Arbeitsstunden = 1 Vollarbeiter.

195219511948 1949 1950

Versicherte Vollarbeiter (in Tausend)
Versicherte Lohnsumme (in Millionen Franken) .

1024

6243
924

5357
1010

5920
988

5289
926

5341

Wenn die entsprechenden Zahlen des letzten Jahres der Vorperiode, also jene des Jahres 1947, gleich
100 gesetzt werden, so ergeben sich folgende Indexwerte:

Es ist einleuchtend, dass die direkte Erhebung der Arbeitsstunden an sich zweckmässiger wäre. Sie
fällt aber aus praktischen Gründen ausser Betracht. Man muss sich daher bei der Verwendung der Voll­
arbeiterzahl der Fehler bewusst sein, die der Schätzung der mittleren Stundenlöhne anhaften können.
Erfahrungsgemäss ist die Genauigkeit im Hinblick auf den Verwendungszweck der Vollarbeiterzahlen
ausreichend, denn die Angaben über den Versicherungsbestand dienen, abgesehen von dem aus sozial­
politischen Gründen nicht nur wünschbaren, sondern notwendigen Überblick über den Umfang der
obligatorischen Versicherung, ausschliesslich für die Darstellung des Verlaufes der Unfallhäufigkeit.

Wenn auch der Kreis der versicherten Betriebe gesetzlich festgelegt ist und in der Berichtsperiode
keine Gesetzesänderungen eingetreten sind, die auf den Versicherungsbestand einen Einfluss ausüben
konnten, so ist er doch von der Arbeitsmarktlage abhängig und darum ständigen Schwankungen unter­
worfen. Dass diese Schwankungen selbst in einer Periode der besten Wirtschaftslage erhebliches Aus­
mass annehmen können, wird durch die nachstehende Entwicklung der Vollarbeiterzahl und der ver­
sicherten Lbhnsumme augenfällig:



1948 1949 19511950 1952

Versicherte Vollarbeiter
Versicherte Lohnsumme

102

108

96
109

96
110

105

121

106

128

Der Versicherungsbestand überschritt nach einer vorübergehenden Einbusse in den Jahren 1949 und
1950 in der Berichtsperiode erstmals die Millionengrenze und erreichte im letzten Jahre den höchsten
Stand seit der Erößnung der Anstalt im Jahre 1918. In diesen Vollarbeiterzahlen widerspiegelt sich
die während der Berichtsperiode dauernd gute Wirtschaftslage.

Der Schwankungsbereich zwischen dem Mindest- und dem Höchstbestand der Vollarbeiter beträgt
im letzten Jahrfünft rund 10 /. Doppelt so hoch war dagegen die Zunahme der versicherten Lohnsumme,
in der neben dem eigentlichen Bestandeszuwachs zusätzlich der weitere Anstieg des Lohnniveaus und
vom Jahre 1949 weg auch der Einbezug der Ferien- und Feiertagsentschädigungen deutlich zum Aus­
druck kommen.

Ein Rückblick auf die vergangenen 20 Jahre bis zur letzten Hochkonjunkturperiode 1928 â€” 1932
ergibt folgendes Entwicklungsbild:

Wenn schon diese Zahlen auf sehr grosse Unterschiede hinweisen, so wird der Schwankungsbereich
noch deutlicher gekennzeichnet durch die Gegenüberstellung des Jahres 1952 mit dem Krisenjahr 1936,
das einen Tiefpunkt sowohl in der Vollarbeiterzahl als auch in der versicherten Lohnsumme darstellt.

Zahl der Vollarbeiter
in Tausend

Versicherte Lohnsumme
in Millionen Fr.

1936 . 1741

6243
589

10241952 .

74/Zunahme . 259 /,'

Die Vollarbeiterzahl ist um rund drei Viertel gestiegen, und die versicherte Lohnsumme hat sich
mehr als verdreieinhalbfacht.

Man kann sich fragen, wie sich solche Veränderungen des Bestandes im Finanzhaushalt der Anstalt
auswirken. Grundsätzlich ist dazu zu bemerken, dass das gesetzlich vorgeschriebene Finanzsystem der
Kapitaldeckung solche Schwankungen ohne weiteres erträgt. Das Kapitaldeckungsverfahren sieht vor,
dass die Prämien eines Jahres sämtliche Kosten aus den Unfällen des betreffenden Jahres zu decken
haben, wobei für die Abwicklung der entstehenden Renten ein entsprechendes Deckungskapital bereit­
zustellen ist. Es leuchtet ohne weiteres ein, dass das Umlageverfahren in Zeiten von Bestandesvergrös­
serungen Prämiensenkungen zuliesse, indem die Zahlungen an Rentner aus früheren Jahren auf eine
vergrösserte Lohnsumme umgelegt werden könnten. Bei entgegengesetzter Entwicklung hingegen, also
bei einer Rückbildung der Wirtschaft, müssten dann aber die Prämien ganz erheblich heraufgesetzt
werden, was nicht nur unerwünscht und kaum tragbar wäre, sondern auch der Forderung nach einer
risikogerechten Verteilung der Versicherungslasten auf die Prämienzahler widersprechen würde. Es sei
in diesem Zusammenhange auf das Spezialkapitel: «Kapitaldeckungs- oder Umlageverfahren in der
obligatorischen Unfallversicherung» verwiesen.

Von nicht geringer sozialpolitischer Bedeutung ist die Frage, welcher Teil der Berufstätigen der obli­
gatorischen Unfallversicherung teilhaftig ist. Für die Volkszählungsjahre 1930, 1941 und 1950 ergibt
sich folgendes Bild:



Personenbestände in Tausend1930 1941 1950 Zunahme
1930-1950

Wohnbevölkerung .
Berufstätige insgesamt .
Unselbständig Berufstätige
Obligatorisch versicherte Vollarbeiter

4066 4266 4715
1943 1992 2148
1514 1572 1763
747 746 924

16%
11%
16%
24%

Prozentualer Anteil der obligatorisch versicherten Voll­
arbeiter an der Gesamtheit

der Berufstätigen................. 38% 37% 43%
der unselbständig Berufstätigen .......... 49% 47% 52%
Während die Wohnbevölkerung und die unselbständig Berufstätigen von 1930 â€” 1950 um rund 16 /

zugenommen haben, erhöhte sich die Zahl der obligatorisch Versicherten um 24/. Der Kreis der obli­
gatorisch Versicherten hat demnach eine Ausdehnung erfahren. Im Jahre 1950 waren rund 52% der
unselbständig Berufstätigen der obligatorischen Unfallversicherung teilhaftig. Immer noch entbehrt aber
fast die Hälfte der unselbständig Erwerbenden des nötigen wirtschaftlichen Schutzes gegen die Folgen
von Unfällen durch eine obligatorische Versicherung. Dieser unbefriedigende Zustand wird mit der
bevorstehenden Ausdehnung des Obligatoriums durch das Landwirtschafts- und Arbeitsgesetz nur zum
Teil behoben, weil die vorgesehenen Leistungen leider verhältnismässig nur bescheiden sind.

Um einen Überblick über die Zusammensetzung des Versicherungsbestandes und die festgestellten
Veränderungen zu vermitteln, seien die Lohnsummen der letzten drei Perioden nach den Grossgruppen
des Prämientarifes zerlegt.

Entwicklung des Versicherungsbestandes

Versicherte Lohnsumme

Grossgruppen nach Tarif in 1000 Fr. in %, der Gesamtlohnsumme

1943-1947 I 1948-19521938-1942 1938-1942 1943-1947 1948-1952

Steine und Erden.
Metall

166 421 319 268 509 285
2555 171 i 4483 798, 7010253

18

249
15

234
17

244

Holz, Horn und verwandte
Stoß'e . 279 923 540 853, 726 192 26 2629

Leder, Gummi, Papier, graphi­
sche Gewerbe 641 472

949 825
53 000

1 060 236
1 504 398

150 003

59

87

5

58

82

8

l 591 991
2 350 337

169 228

57

83

6
Textilindustrie, Näherei .
Zeu häuser

Chemische Industrie, Nahrungs­
und Genussmittel. 724 530 1 179427 1 801 101

96 255 , '242 787, 202 022

67 6464

Gewinnung und Verarbeitun
von Mineralien und Gestein . 9

170

14

76

7

180

10

62

13

173

15

70

3 181 325 i 5 077 342
280 031 ' 274 257

Bauwesen .
Waldwirtschaft.
Bahnen .

1 852 912
152 339
831 029 1 282 920 1 736 179

~ 671 504 994 965
Andere Transportunternehmun­

gen, Handelsbetriebe
Transportunternehmungen zu

Wasser .
Licht-, Kraft- und Wasserwerke
Theater .
Technische und kaufm. Büros,

Bahn-, Post-, Telegraphen­
und Tele honverwaltun en

384 817 35 35

38 726
333 518
21 922

27 771
229 345

14 021

3

17

1

2

18

l

86 338
465 164

35 684

3

21

1

1 945 036 170 1823 122 603 5 118 602 178

10 903 867 18 413 319 28 148 940 1000 1000Gesamtbestand.



Grundlegende Änderungen in der Gliederung des Versicherungsbestandes nach Industriearten sind
keine eingetreten. Die Metallindustrie hat an Bedeutung noch weiter zugenommen. Auch das Bauwesen
und die damit eng verbundene Gruppe «Steine und Erden» verzeichnen eine Zunahme in den Ver­
teilungszahlen. Der Rückgang der Gruppe «Gewinnung und Verarbeitung von Mineralien und Ge­
stein» auf fast die Hälfte ist hauptsächlich durch den Wegfall der in der Vorperiode kriegsbedingten
Kohlen- und Torfgewinnung verursacht und kann somit nicht überraschen. Die Waldwirtschaft ist
unter den Stand früherer Perioden gesunken, bedingt durch die notwendige Schonung der Wälder nach
der ausserordentlichen Nutzung in den Kriegsjahren. Eine weitere Abnahme der Verteilungszahl ist bei
den Bahnen festzustellen, während die übrigen Transportunternehmungen ihren Anteil zu wahren ver­
mochten. Die Gruppe «Büros und Verwaltungen» hat an Gewicht zugenommen.

Der Anteil der weiblichen Versicherten am Versicherungsbestand hat sich seit der letzten Beobach­
tungsperiode nur geringfügig verschoben, wie folgende Übersicht zeigt:

Die während der ganzen Berichtsperiode herrschende Hochkonjunktur hat das Stärkeverhältnis der
beiden Geschlechter in der Vollarbeiterzahl nicht zu beeinflussen vermocht. Hingegen ist der Lohnanteil
der Frauen spürbar weiter angestiegen, was auf die bekannte Tatsache der überdurchschnittlichen Er­
höhung der Frauenlöhne zurückzuführen ist. Die Lohnentwicklung seit Kriegsbeginn war nach den
Statistiken des BIGA die folgende:

Durchschnittliche Verdienste nach Arbeiterkategorien von 1939 â€” 1952

Die fortschreitende Verbesserung der Entlöhnung der Frauen ist deutlich zu erkennen.

Die Wirtschaftsstruktur der einzelnen Landesgegenden der Schweiz ist sehr verschieden. Es mag des­
halb interessieren, wie die einzelnen Kantone an der obligatorischen Unfallversicherung beteiligt sind.
Für das Volkszählungsjahr 1950 ergibt sich folgende Gegenüberstellung der versicherten Lohnsumme
und der Wohnbevölkerung, wobei als eine grobe Masszahl für die Belegung der einzelnen Kantone mit



versicherungspßichtigen Industrien und Gewerben (Versicherungsdichte) der durchschnittlich versicherte
Lohn bezogen auf einen Bewohner beigefügt sei:

Verteilung der versicherten Lohnsumme auf die Kantone und Versicherungsdichte *

Versicherungsdichte:
Durchschnittlicher
versicherter Lohn
pro 1 Bewohner

Fr.

Prozentueller AnteilVersicherte Lohn­
summe in Millionen

Fr.
Kantone

der Lohnsumme ~ der Wohnbevölkerung

1. Zürich
2. Bern
3. Luzern
4. Uri.
5. Schwyz .
6. Obwalden .
7. Nidwalden.
8. Glarus
9. Zug.

10. Freiburg.
11. Solothurn .
12. Basel-Stadt
13. Basel-Land
14. SchaA'hausen.

15. Appenzell A.-Rh..
16. Appenzell I.-Rh..
17. St. Gallen .
18. Graubünden .

19. Aargau .
20. Thurgau.
21. Tessin.
22. Waadt..
23. Wallis.

24. Neuenburg
25. Genf .

Schweiz. 4895 1039100,0 100,0

~ Ohne SBB und PTT.

Diese Zahlen zeigen die Bedeutung, welche die obligatorische Unfallversicherung für die einzelnen
Kantone hat. Diese hängt ab von der Zahl, Art und Grösse der versicherungspßichtigen Betriebe sowie
der Bevölkerungszahl und kommt in der Versicherungsdichte zum Ausdruck.

Aufschlussreich ist auch die folgende Übersicht, in der anhand der Aufzeichnungen des Jahres 1952
die Verteilung der versicherten Lohnsumme nach Industrie- und Gewerbegruppen für die Landesgegen­
den zur Darstellung gebracht wird.

Zum eigentlichen Baugewerbe (40, 41, 44, 45) sind unter dem Kennwort Materialgewinnung auch
die Gruppen Steine und Erden (l â€” 5) und die Gewinnung und Verarbeitung von Mineralien und Gestein

Die in Klammern angegebenen Ziffern bezeichnen die Industrie- und Gewerbegruppen des Prämientarifes, vgl. An­
hang, Tabelle 1.
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777
164

24
43

10

11

51

45
72

277
353

121

93

30
3

281

75

370
159

126

295
84

186

227

20,8
15,9

3,3

0,5
0,9
0,2
0,2
1,0
0,9
1,5

5,7
7,2
2,5
1,9

0,6
0,1

5,7
1,5

7,6
3,3
2,6
6,0
1,7

3,8
4,6

16,5

17,0

4,7
0,6
1,5

0,4
0,4
0,8
0,9
3,4
3,6
4,2
2,3

1,2

1,0

0,3
6,6
2,9
6,4
3,2
3,7
8,0
3,4
2,7
4,3

1310
969
736
850
600
470
578

1360

1064
457

1625

1798

1128

1620
626
217
909
545

1231

1063

717
780
524

1445

1118



(38, 39) gezählt worden. Die Holzindustrie umfasst die Waldwirtschaft (42) und die Holzbearbeitung
(19, 43). Bei der Metallindustrie (9 â€” 14) ist die Uhrenindustrie (16) besonders ausgeschieden. Mit der
Textilindustrie (27 â€” 30) ist auch die Fabrikation und Verarbeitung von Leder und Papier (20 â€” 25) erfasst,
aber besonders gekennzeichnet worden. Die chemische Industrie (32, 33) und die Fabrikation von
Nahrungs- und Genussmitteln (34 â€” 37) sind als ein einziger Industriezweig behandelt. Unter Transport­
gewerbe, Lager und Handel (46h, 47 â€” 53) sind die Bahnen (ohne SBB), die übrigen Transportunterneh­
mungen und die Lager- und Handelsbetriebe zusammengefasst. Bei den kaufmännischen und technischen
Büros (60) handelt es sich zum grössten Teil um Betriebsteile der bei den Industrien und Gewerben
erfassten Unternehmungen, ohne die Verwaltungen des Bundes. Die Gas-, Wasser- und Elektrizitäts­
versorgung (55, 56), die Zeughäuser (31) und die Kinos und Filmateliers (59) sind als übrige Industrien
und Gewerbe bezeichnet.

Aus der Darstellung der prozentualen Verteilung der versicherten Lohnsumme nach Industrie- und
Gewerbegruppen für die einzelnen Kantone ist ersichtlich, dass der Anteil des Baugewerbes an der Lohn­
summe in den Gebirgskantonen besonders gross ist. In den Kantonen Wallis, Tessin und Graubünden
beträgt der Anteil des eigentlichen Bauwesens an der gesamten Lohnsumme einen Drittel und mehr,
während die Materialgewinnung in den Kantonen Nidwalden, Schwyz, Obwalden und Tessin besonders
hervortritt. Der Lohnsummenanteil der Holzindustrie beträgt in den Kantonen Obwalden, AppenzellAR,
Schwyz, Graubünden, Freiburg und Nidwalden mehr als 15/. Daneben ist die verhältnismässig grosse
versicherte Lohnsumme der Waldwirtschaft in den Kantonen Graubünden, Obwalden und Freiburg
augenfällig. Einen Anteil von 25 und mehr Prozenten an der gesamten Lohnsumme hat die Metallindu­
strie in den Kantonen Schaffhausen, Zug, Aargau, Genf, Solothurn, Zürich, Thurgau und Uri. Die
Lohnsumme der Uhrenindustrie ist in den Kantonen Neuenburg, Solothurn, Bern, Genf und Baselland
besonders bedeutsam. Der Anteil der Textilindustrie an der versicherten Lohnsumme tritt hervor in den

Kantonen Glarus, Appenzell, St. Gallen und Thurgau. Die Schuh- und Papierfabrikation hat im Kanton
Solothurn eine auffallend grosse Bedeutung. Gemessen an der versicherten Lohnsumme, tritt die che­
mische Industrie und die Fabrikation von Nahrungs- und Genussmitteln in den Kantonen Uri, Basel-Stadt,
Freiburg und Basel-Land besonders hervor. Die Transportunternehmen und der Handel haben einen
bemerkenswerten Lohnsummenanteil in den Kantonen Basel-Stadt und Graubünden. In den Kantonen

Basel-Stadt, Zürich, Genf, Luzern, Schaß'hausen, Waadt und Aargau beträgt der Lohnsummenanteil
der kaufmännischen und technischen Büros mehr als 15 /.

Die UnfäHe

Als Unfälle werden alle nach Gesetz entschädigten Verletzungen und Berufskrankheiten, sowie die
Arbeitsschädigungen, die gemäss Verwaltungsratsbeschluss freiwillig übernommen werden, vermerkt.
Nicht mitgezählt werden die Schadenmeldungen, bei welchen aus verschiedenen Gründen eine Ent­
schädigung abgelehnt werden musste.

I. Die abgelehnten Fälle

Die Zahl der abgelehnten Fälle bewegt sich in engen Grenzen. Sie kann in der Betriebsunfallver­
sicherung auf etwa 2>/q/ und in der Nichtbetriebsunfallversicherung auf rund 3>/z/' der gemeldeten
Fälle geschätzt werden. Die verschiedenen Ablehnungsgründe und ihre Bedeutung sind aus der folgenden
Übersicht, die sich auf Beobachtungen aus dem Jahre 1952 stützt, ersichtlich:
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Die prozentuale Verteilung der versicherten Lohnsummen nach Industriegruppen im Jahre 1952
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Abgelehnte Fälle im Jahre 1952*

2.

3.

4
5.

6.

7. Nichtversicherter Betrieb .
8. Verspätete Anmeldung (Art. 70)
9. Kein Körper-, nur Sachschaden

10. Andere Gründe .

36

15

10

5

0,1

0,1

0,0
0,0

0,3
0,1

0,1

0,0

10

9

5

4

Total 3343 2797 36,426,2

~ Ohne SBB und PTT.

Die Ablehnungen sind in der Nichtbetriebsunfallversicherung verhältnismässig zahlreicher als in der
Betriebsunfallversicherung. Ferner zeigt es sich, dass die Ablehnungsgründe in den beiden Versicherungs­
abteilungen eine sehr ungleiche Rolle spielen.

In der Betriebsunfallversicherung entfallen über 90/ der Ablehnungen auf das Merkmal «Kein
Unfallereignis». Die Fälle erweisen sich bei näherer Prüfung als nicht unfallmässig entstandene Körper­
schäden oder eigentliche Krankheiten. Es sind zu nennen: Lumbalgien und Muskelzerrungen, Haut­
krankheiten, Hernien, Meniskusschäden, habituelle Luxationen, Überanstrengungen.

In der Nichtbetriebsunfallversicherung ist die Lage eine völlig andere. Hier sind als wichtigste Ab­
lehnungsgründe zu erwähnen: aussergewöhnliche Gefahren und Wagnisse, hauptsächlich das Motor­
radfahren und die Raufereien, dann Krankheiten und Ablauf der obligatorischen Versicherung. Die
letzte Gruppe ist deshalb von besonderem Interesse, weil es sich um Unfälle handelt, die grösstenteils
durch den Abschluss einer Abredeversicherung hätten gedeckt werden können. Erfreulicherweise erfährt
diese Abredeversicherung vor allem durch die Gesamtarbeitsverträge immer grössere Verbreitung, so
dass Ablehnungen wegen Unterbrechung des Versicherungsschutzes seltener werden. Bei den abgelehn­
ten Motorradunfällen hingegen ist aus verständlichen Gründen eine Zunahme zu verzeichnen, die noch
wesentlich grösser wäre, wenn die Anstalt nicht seit Mitte 1950 die Ausschlussbestimmung für Fahrräder
mit Hilfsmotor auf Zusehen hin fallen gelassen hätte.

II. Die entschädigten Unfälle

In der Unfallerledigung und auch bei statistischen Betrachtungen hat es sich als zweckmässig er­
wiesen, die Bagatellunfälle und die ordentlichen Unfälle getrennt zu behandeln.

l. Die Bagatellunfä lle

Als Bagatellunfälle werden Körperverletzungen betrachtet, die keine Arbeitsaussetzung oder eine
solche von höchstens 3 Tagen (Unfalltag inbegriffen) zur Folge haben und die nicht mehr als 5 Arzt­
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konsultationen erfordern. Diese Umschreibung der Bagatellunfälle gilt seit Beginn der Berichtsperiode.
Früher lag die Ausscheidungsgrenze bei 4 statt bei 5 Konsultationen. Diese Änderung hat die Zahl der
Bagatellfälle erhöht, so dass Vergleiche mit zurückliegenden Werten nicht ohne weiteres möglich sind.

In der Betriebsunfallversicherung sind fast genau die Hälfte der Bagatellunfälle Augenunfälle. Es ist
klar, dass die Gefahr der Augensplitter in der Metallindustrie besonders hoch ist. Verhältnismässig am
meisten Bagatellunfälle weist in der Berichtsperiode die Bauschlosserei auf, wo auf 100 ordentliche
Unfälle 218 Bagatellunfälle entfallen, wogegen diese Verhältniszahl in der Holzfällerei mit 10 Bagatell­
unfällen ihren kleinsten Wert annimmt. Das Verhältnis der Bagatellfälle zu den Normalfällen ist in
den einzelnen Industrien also sehr verschieden. Im Gesamtbestand der Betriebsunfallversicherung sind
in der Berichtsperiode auf 100 ordentliche Unfälle 80, in der Nichtbetriebsunfallversicherung 44 Bagatell­
fälle gezählt worden.

Über die zeitliche Entwicklung der Bagatellunfälle gibt die folgende Darstellung Aufschluss:

Die entschädigten Bagatellunfälle

ichtbetriebsunfälle

Auf 100 ordentliche
Unfälle

42,0
42,4
42,6
44,8
46,6

43,8

1943-1947 35,363,4385 077 87 933

1938-1942 268 764 35,362,4 64 803

12

Es handelt sich bei den Bagatellunfällen also um ganz unbedeutende Verletzungen, mit denen täglich
und stündlich, nicht nur im Berufs-, sondern auch im Privatleben zu rechnen ist. Jedem Versicherten
steht das Recht zu, Folgen solcher Unfallereignisse durch einen Arzt behandeln zu lassen, wenn eine
Verletzung vorliegt, für die ärztliche Behandlung nötig ist. Sobald ein Bagatellunfall eine ärztliche
Konsultation erfordert, ist er der Anstalt zu melden. Es liegt auf der Hand, dass der Entscheid, ob ein
Arzt zugezogen werden soll oder nicht, von persönlichen, betrieblichen und örtlichen Gegebenheiten
abhängt. Eine starre Abgrenzung zwischen behandlungsbedürftiger und nicht behandlungsbedürftiger
Verletzung besteht somit nicht. In der Wegleitung zur «Samariterhilfe bei Unfällen» hat die Anstalt
eine nähere Abgrenzung vorgenommen, um bei den Unfallmeldungen möglichste Einheitlichkeit zu
erreichen. In Grenzfällen bleibt es aber dennoch eine Frage des Ermessens, ob ein meldepßichtiger
Bagatellunfall vorliegt oder nicht. Aber auch der Übergang vom Bagatellunfall zum ordentlichen Unfall
ist einer gewissen Willkür nicht völlig entzogen. Wie leicht kann eine an sich unerhebliche Verletzung
durch Ausdehnung der Behandlung zu einem ordentlichen Unfall werden. All diesen Umständen ist bei
der Beurteilung der Unfallzahlen Rechnung zu tragen.

So gering die Kosten des einzelnen Bagatellunfalles, die sich durchschnittlich auf rund 25 Franken
belaufen, auch erscheinen mögen, so sind sie doch insgesamt wegen der hohen Zahl der Fälle nicht be­
deutungslos. In der Berichtsperiode wurden in der Betriebsunfallversicherung 459 026 und in der Nicht­
betriebsunfallversicherung 138140 Bagatellunfälle entschädigt, und die Gesamtauslagen für Bagatell­
unfälle beliefen sich auf jährlich über 2 Millionen Franken.

Aber auch vom Standpunkt der Unfallverhütung aus betrachtet sind die Bagatellunfälle interessant,
denn sie decken Gefahrenquellen auf, die ebensogut auch zu Unfällen mit schweren Folgen führen
können.



In beiden Versicherungsabteilungen ist die Zahl der Bagatellunfälle im Verhältnis zu den ordentli­
chen Unfällen im Verlaufe der Berichtsperiode leicht angestiegen, was darauf schliessen lässt, dass leichte
Unfälle in vermehrtem Masse als Bagatellunfälle entschädigt werden.

Die starke Zunahme der Verhältniszahl gegenüber den beiden Vorperioden ist vor allem auf die
einleitend umschriebene Verschiebung der Abgrenzung zwischen Bagatellfällen und ordentlichen Un­
fällen zurückzuführen.

2. Die ordentlichen Unfälle

Das Unfallrisiko der Gefahrengemeinschaften wird hauptsächlich durch die ordentlichen Unfälle
bestimmt, weshalb in der Unfallstatistik im allgemeinen nur auf diese Bezug genommen wird. Die nach­
stehende Tabelle gibt einen Überblick über die Gesamtzahl der in der Berichtsperiode entschädigten
ordentlichen Unfälle und die daraus hervorgegangenen Invaliditäts- und Todesfälle:

Die entschädigten ordentlichen Unfälle

NichtbetriebsunfälleBetriebsunfälle

davon davon
Jahr Entschädigte

ordentliche
Unfälle

Entschädigte
ordentliche

Unfälle
Todesfälle InvaliditätsfälleInvaliditätsfälle Todesfälle

absolut ' in /ppabsolut j in '/,p absolut l in '/ppabsolut in '/,p

1408 ~ 242
1442 ~ 23,6
1428 22,6
1619 25,2
1628 23,6

3 824 304
3 229 29,3
3 172 29,6
3 611 31,2
3 714 31,5

1948

1949

1950

1951

1952

58 276
61 183
63 056
64 249
68 943

125 707
110 115
107 135
115 561

117 963

386
353

379
430
385

3,1

3,2
3,5

3,7
3,3

336 5,8
289 ' 47
336 5,3
339 5 3
338 4,9

1638 5,21948-1952 576 481 17 550 30,4 1933 3,4 315 707 7525 23,8

17346 1 28,5
12 976 30,1
11 116 ' 29,6

1943-1947
1938-1942
1933-1937

248 963
183 580
163 922

607 821
430 703
375 795

1908 3,1
1577 3,7
1274 3,4

5755, ,23,1
4815 ' ,'26,2
4493 ' 27,4

5,2
6,3
6,6

1305

1165

1083
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Auffallend ist, dass trotz der andauernden Hochkonjunktur während der Berichtsperiode weniger
ordentliche Betriebsunfälle entschädigt werden mussten als in der Zeit von 1943 â€” 1947. Es handelt sich
dabei aber nur um eine scheinbare Abnahme; denn, wie bereits erwähnt, wurde die Abgrenzung zwischen
ordentlichen und Bagatellunfällen im Jahre 1948 geändert, was eine Verminderung der Zahl der ordent­
lichen Unfälle bewirkte. Die Zahl der entschädigten Nichtbetriebsunfälle hingegen ist trotz dieser Mass­
nahme erheblich angestiegen. Dieses Anwachsen ist im wesentlichen eine Folge der ausserordentlichen
Steigerung des Strassenverkehrs.

Über den Verlauf der Unfallhäufigkeit in den beiden Versicherungsabteilungen wird im folgenden
Kapitel ausführlich berichtet.

Die Invaliditätsfälle haben in der Betriebsunfallversicherung im Vergleich mit der letzten Berichts­
periode insgesamt etwas zugenommen. Ihre Zahl ist vom bisherigen Höchststand im Jahre 1948 vorerst
zurückgegangen, aber seit 1950 wiederum angestiegen. Der Anteil der Invaliditätsfälle an der Gesamtzahl
der entschädigten ordentlichen Unfälle hat sich in den letzten 20 Jahren nicht stark verändert und betrug
stets rund 30 /pp. Wenn auch im Gesamtbestande dieser Satz nahezu gleich geblieben ist, so lassen sich
dagegen in den einzelnen Gefahrenklassen von Jahr zu Jahr erhebliche Schwankungen feststellen.

Die Zahl der Invaliditätsfälle in der Nichtbetriebsunfallversicherung ist, wie die Gesamtzahl der
ordentlichen Unfälle, sehr stark angestiegen. Auch hier hat der enorme Strassenverkehr seinen Tribut
gefordert.

Werden die Invaliditätsfälle nach dem bei Rentenbeginn gültigen Invaliditätsgrad aufgeteilt, wobei
die durch Kapitalabfindungen (Einmalentschädigungen) erledigten Fälle gesondert aufgeführt seien, so
ergibt sich folgendes Bild:



Betriebsunfälle Nichtbetriebsunfälle

Invaliditätsgrad bei Rentenbeginn
-1952

O/

0,0

4,1

Aus der Tabelle ist deutlich ersichtlich, dass der Anteil der Renten mit einem Invaliditätsgrad von
20 und mehr Prozent neuerdings merklich geringer geworden ist, während jener der kleinen Renten und
der Einmalentschädigungen zugenommen hat. Die Folge dieser Veränderungen ist eine weitere Abnahme
des mittleren Invaliditätsgrades bei Rentenbeginn.

Besonders auffallend ist die Entwicklung bei den Einmalentschädigungen, auf deren ausserordent­
liches Anwachsen bereits in früheren Berichten hingewiesen wurde. Wie die folgende Übersicht zeigt,
scheint diese Entwicklung gegen Ende der Berichtsperiode nun zum Stillstand gekommen zu sein.

Die neuesten Beobachtungen lassen erkennen, dass in der Betriebsunfallversicherung etwas mehr als
ein Drittel und in der Nichtbetriebsunfallversicherung rund ein Viertel aller neu festgesetzten Renten in
Form von Kapitalabfindungen ausbezahlt wurden. Die Änderungen in der Entschädigungspraxis haben
sich ebenfalls auf die Abwicklung der verbleibenden ordentlichen Renten und demzufolge auf die Renten­
barwerte ausgewirkt, worüber im Kapitel «Der Verlauf der Invalidenrenten» eingehend berichtet wird.

1938-1942.
1943-1947.
1948-1952.

Das stete Ansteigen des mittleren Alters dürfte der vermehrten Beschäftigung älterer Leute während
des Krieges und der seither anhaltenden Hochkonjunktur zuzuschreiben sein.

Die Zahl der Todesfälle ist leider wiederum angestiegen. Bei den Betriebsunfällen beträgt die Zu­
nahme gegenüber der letzten Berichtsperiode 1,3/, bei den Nichtbetriebsunfällen sogar 25,5 /, eine
traurige Folge der ungestümen Entwicklung des Strassenverkehrs.
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Verteilung der Invaliditä tsfä!le nach dem anfänglichen Invaliditätsgrad

Zahl der Einmalentschädigungen in Prozenten aller Invaliditätsfälle

Das mittlere Alter der Invaliden bei Rentenbeginn hat sich wie folgt weiter entwickelt:
Betriebsunfall- Nichtbetriebsunfall­Jahrfünft versicherung versicherung40,4 42,541,1 44,341,7 45,2

3,9
2,9
0,0
3,2



Da in der Betriebsunfallversicherung weniger ordentliche Unfälle entschädigt werden mussten als
während der Zeit von 1943 â€” 1947, die Todesfälle aber zugenommen haben, ist deren Anteil grösser
geworden. In der Nichtbetriebsunfallversicherung ist er gleich geblieben, weil in dieser Versicherungs­
abteilung die Zahl der entschädigten Unfälle ungefähr gleich stark angestiegen ist wie die Zahl der
Todesfälle.

Es bleibt abzuwarten, wie sich in der Betriebsunfallversicherung die Silikosetodesfälle und in der
Nichtbetriebsunfallversicherung die Verkehrsunfälle mit tödlichem Ausgang weiter auswirken werden.
Sicher ist, dass die Todesfallzahlen grossen Zufallsschwankungen unterworfen sind, und dass daher
aus den Ergebnissen einzelner Jahre keine zuverlässigen Schlüsse gezogen werden können.

Das mittlere Alter der tödlich Verunfallten ist von 43,5 auf 44,7 Jahre in der Betriebsunfallversiche­
rung und von 41,3 auf 42,7 in der Nichtbetriebsunfallversicherung angestiegen.

Die Veränderungen in der Zusammensetzung der Hinterlassenen sind aus der folgenden Tabelle
ersichtlich:

Zusammensetzung der Hinterlassenen der tödlich Verunfallten

triebsunfallversicherung

1943-1947 1948­

o/

49,9

3,2
35,2

11,7

10100,0

Die Fälle mit Witwen und die Zahl der tödlich Verunfallten ohne rentenberechtigte Hinterlassene
haben in beiden Versicherungsabteilungen prozentual zugenommen. Die auffallende Verschiedenheit
zwischen der Betriebs- und Nichtbetriebsunfallversicherung in der Zusammensetzung der Hinterlassenen
der tödlich Verunfallten ist offenbar darauf zurückzuführen, dass sich ausser Betrieb besonders die
Alleinstehenden den verschiedenen Unfallgefahren aussetzen.

Unfallhäufigkeit und Unfallschwere

Obschon zur Beurteilung des Prämienbedarfes allein die Unfallkosten im Verhältnis zur versicherten
Lohnsumme massgebend sind, ist es doch zweckmässig, aus den Erfahrungen über das Unfallgeschehen
noch andere Masszahlen zu schöpfen, die es erlauben, Unterschiede im Unfallrisiko einzelner Ver­
sicherungsgruppen und Veränderungen des Unfallrisikos eingehender zu ergründen.

Da das Unfallrisiko weitgehend durch die Häufigkeit der Unfälle bestimmt wird, ist es gegeben, vor
allem diese Grösse zu ermitteln. Durch sie können Risikounterschiede sowie Veränderungen der Unfall­
gefahr am augenfälligsten erfasst und zur Darstellung gebracht werden. Grundlegend für die Bestim­
mung der Unfallhäufigkeit, d.h. der Zahl der Unfälle pro Risikoeinheit, ist die Einführung einer an
sich immer gleichbleibenden Bezugsgrösse, wofür sich einzig eine bestimmte Risikodauer eignet. Als
Risikoeinheit gilt international eine Risikozeit von 2400 Arbeitsstunden oder der «Vollarbeiter»



Die Vollarbeiterzahl wird für jede einzelne Gefahrenklasse nach folgender Formel ermittelt:

Versicherte Lohnsumme l

2400
Vollarbeiterzahlâ€”

Mittlerer Stundenlohn

Dabei handelt es sich freilich, da viele Klassen für die Mittellohnbestimmung eine ungenügende Grund­
lage bieten, nicht um eine genaue Berechnung, sondern nur um eine sorgfältige Schätzung, die jedoch
für den Verwendungszweck, die Bestimmung der Unfallhäufigkeit, als ausreichend genau betrachtet
werden darf.

Weil nun aber die Unfälle von verschiedener Bedeutung oder verschiedenem Gewichte sind, ist
neben der Unfallhäufigkeit auch die Kenntnis der Unfallsehwere von Interesse. Als Mass zur näherungs­
weisen Abschätzung der Unfallschwere kann die Zahl der verlorenen Arbeitstage pro Unfall, also die
mittlere Unfalldauer dienen.

Wird schliesslich die Unfallhäufigkeit mit der Unfallschwere gewichtet, d.h. wird die Zahl der ver
lorenen Arbeitstage pro Vollarbeiter bestimmt, so ist dieses Risikomass ein geeignetes Hilfsmittel zur
Beurteilung der Entwicklung des Unfallrisikos und zum Vergleiche der Unfallverhältnisse zwischen
verschiedenen Industrien oder Gefahrenklassen.

Selbstverständlich erlauben vergleichende Betrachtungen der Risikomasse nur dann bedeutsame
Schlussfolgerungen in bezug auf Risikounterschiede, wenn die statistischen Unterlagen so umfangreich
sind, dass Zufälligkeiten nur geringen Einfluss auszuüben vermögen. Ferner ist darauf hinzuweisen,
dass die Unfallhäufigkeit, die Unfallschwere oder die gewichtete Unfallhäufigkeit nicht ausreichend
sind, um das Ausmass der Prämien zu beurteilen. Dazu sind einzig die Erfahrungen über den Risikosatz,
d.h. die Unfallkosten aus einer genügend langen Versicherungszeitspanne, ausgedrückt in Promillen der
versicherten Lohnsumme, von Bedeutung.

I. Die Unfallhäufigkeit

Die Unfallhäufigkeit oder die Zahl der Unfälle pro Vollarbeiter ergibt sich aus der Formel:

Zahl der Unfälle
Unfallhäufigkeitâ€” --- - -- oder hâ€”

Zahl der Vollarbeiter

U

Unfallhä ußgkei t

Anzahl Unfälle auf 10 000 Vollarbeiter

1950 1951Art der entschädigten Unfälle 1948 1949 1952 1948-1952

Betriebsunfallversicherung

2064
905

1159

2105
953

1152

2125
942

1183

2110
922

1188

2263
990

1273

2080
936

1144

Unfälle insgesamt
Bagatellunfälle .
Ordentliche Unfälle.

davon:
Invaliditätsfälle.
Todesfälle .

36

3,8

39

3,9

35

3,8

34

4,1

36

4,3

36

4,0

Nichtbetriebsunfallversicherung

838

248

590

940
280
660

973

291

682

921

285
636

986
313

673

Unfälle insgesamt
Bagatellunfälle .
Ordentliche Unfälle.

davon:
Invaliditätsfälle.
Todesfälle .

931

283
648

16

3,3

16

3,1

16

3,3

14

3,4

15

3,6

15

3,4

In der Berichtsperiode wurden für den ganzen Versicherungsbestand folgende Unfallhäufigkeits­
werte ermittelt:



Die Unfallhäufigkeit hat sich in den beiden Versicherungsabteilungen unterschiedlich entwickelt. In
der Betriebsunfallversicherung ist sie in den ersten Jahren der Berichtsperiode spürbar zurückgegangen,
weist aber in der zweiten Hälfte wieder eine leichte Zunahme auf, die vor allem auf den Wiederanstieg
der Häufigkeit der Bagatellunfälle zurückzuführen ist. Einen ähnlichen Verlauf zeigt â€” abgesehen von
Zufallsschwankungen bei den Todesfällen â€” auch die Rentenhäufigkeit. Der in der Vorperiode nach dem
Kriegsende beobachtete Rückgang der Unfallhäufigkeiten ist also zum Stillstand gekommen, und es
zeichnet sich mit der andauernden Überkonjunktur ein Wiederanstieg ab.

In der Nichtbetriebsunfallversicherung ist während der ganzen Beobachtungsperiode sowohl bei den
Bagatellunfällen als auch bei den ordentlichen Unfällen eine ausgeprägte Zunahme der Häufigkeitswerte
festzustellen, die einzig im Jahre 1951 unterbrochen ist. Die Häufigkeit der Invaliditätsfälle zeigt gegen­
über dem Jahre 1948 ebenfalls eine zunehmende Tendenz, wogegen die Häufigkeit der Todesfälle â€” ab­
gesehen von Zufallsschwankungen â€” eher konstant geblieben ist. Die starke Zunahme der Unfallhäufig­
keiten in der Nichtbetriebsunfallversicherung vermag im Hinblick auf den dauernd zunehmenden
Strassenverkehr nicht zu überraschen. Näheren Aufschluss hierüber gibt das Kapitel über Unfall­
ursachen.

In graphischer Darstellung ergibt die Entwicklung der Unfallhäufigkeit in den beiden Versiche­
rungsabteilungen folgendes Bild:

Entwicklung der Unfallhäußgkeit in der Berichtsperiode

Werte 1948 = 100

Gesamtunfallhäufigkeit
Häufigkeit der ordentlichen Unfälle
Häufigkeit der Bagatellunfälle

130130

120120

110110

100

9090

Jahre 1948 195219511949 1950

Eine Gegenüberstellung der durchschnittlichen Häufigkeitswerte der beiden Beobachtungsperioden
1943 â€” 1947 und 1948 â€” 1952 â€” wobei auf eine getrennte Darstellung nach Bagatellfällen und ordentlichen
Unfällen zufolge der bekannten Verschiebung der Ausscheidungsgrenze verzichtet werden soll â€” ergibt
folgende Werte:



Entwicklung der Unfallhäuftgkeit

(Durchschnittswerte der Beobachtungsperioden)

Entwicklung der Unfal!häuftgkeit

Werte 1938 = 100

Betriebsunfallversicherung Nichtbetriebsunfallversicherung

140 140

130130

120 120

110110

90 90

1938 1939 1940 1941 1942 1943 1944 1945 1946 1947 1948 1949 1950 1951 1952

Auch beim Vergleich der Durchschnittswerte der beiden Beobachtungsperioden tritt in der Nicht­
betriebsunfallversicherung der durch die Verkehrszunahme bedingte Anstieg der Häufigkeitswerte sehr
ausgeprägt in Erscheinung. In der Betriebsunfallversicherung hingegen zeigt sich eine deutliche Abnahme
der Durchschnittswerte, die vor allem auf den Wegfall kriegsbedingter Risiken, dann aber auch auf
Veränderungen in der Zusammensetzung des Versicherungsbestandes und die unterschiedliche Risiko­
entwicklung in den Gefahrengemeinschaften zurückzuführen ist.

Die Abnahme der Unfallhäufigkeit ist nicht nur von einer Industrieart zur andern sehr verschieden,
sondern es bestehen auch Gefahrenklassen mit einem spürbaren Anstieg der Unfallhäufigkeit.

Das nachfolgende Kurvenbild soll einen Gesamtüberblick über die Entwicklung der Unfallhäufig­
keit während der Kriegs-, Nachkriegs- und Hochkonjunkturjahre geben.



Das Gesamtbild zeigt, dass die Entwicklung der Unfallhäufigkeit in den beiden Versicherungsab­
teilungen eine verschiedene war.

In der Betriebsunfallversicherung folgte dem kriegsbedingten starken Anstieg mit dem Kulminations­
punkte im Jahre 1946 eine Rückentwicklung, die bis in das Jahr 1950 hineinreicht. Anschliessend zeichnet
sich ein deutlicher Wiederanstieg der Unfallhäufigkeit ab, und am Ende des Beobachtungszeitraumes
liegt der Häufigkeitswert immer noch um nahezu 15 / über jenem des Vorkriegsjahres 1938. Der Ab­
nahme der Unfallhäufigkeit in der Nachkriegszeit ist bei den Prämienanpassungen, die in den Jahren
1951 und 1953 durchgeführt wurden, Rechnung getragen worden.

In der Nichtbetriebsunfallversicherung hat die wachsende Bedeutung der Nebenbeschäftigungen in
den Kriegsjahren einen Anstieg der Unfallhäufigkeit zur Folge gehabt, der sich mit dem Wiederaufleben
des motorisierten Strassenverkehrs in der Nachkriegszeit in verschärftem Masse fortgesetzt hat. Damit
hat die Unfallhäufigkeit im Jahre 1952 einen Stand erreicht, der um rund 40/ über jenem des Jahres
1938 liegt. Angesichts dieser Entwicklung sind die Prämienerhöhungen, die in den Jahren 1949 und 1953
vorgenommen werden mussten, verständlich.

II. Die Unfallsch~ere

Grundlegend für die Bestimmung der Unfallschwere ist die Ermittlung der Zahl der verlorenen
Arbeitstage. Diese wird international nach folgendem Ausdruck berechnet:

A = S+ 75 J+ 7500T
Dabei bedeuten:

A die Zahl der verlorenen Arbeitstage
S die Zahl der verlorenen Arbeitstage während der Heildauer
J die Summe der Invaliditätsprozente bei der erstmaligen Rentenfestsetzung
T die Zahl der Todesfälle

Die Koeffizienten 75 und 7500 ergeben sich aus den Annahmen:

l. ein Todesfall erzeugt im Mittel einen Verlust von 25 Jahren zu 300 Arbeitstagen
2. eine Vollinvalidität ebenfalls

3. eine Teilinvalidität verursacht einen dem Invaliditätsgrad entsprechenden Ausfall.

Es sei darauf aufmerksam gemacht, dass in diesem Ausdruck die Komponente Invalidität ein viel
zu grosses Gewicht erhält, weil der anfängliche Invaliditätsgrad als massgebend betrachtet und die sehr
grosse Wirkung der Rentenrevision (Art. 80 KUVG) ausser acht gelassen wird. Nach den Erfahrungen
der Anstalt ist der Koeffizient der Komponente Invalidität unter Berücksichtigung der Rentenrevision
auf 40 herabzusetzen.

Die Unfallschwere ergibt sich aus der Formel:

Zahl der verlorenen Arbeitstage
Unfallschwereâ€”

Zahl der ordentlichen Unfälle

A S + 40 J + 7500 T
oder

U U

In der Berichtsperiode wurden für den gesamten Versicherungsbestand folgende Werte ermittelt:



Unfallsch were ~

Verlorene Arbeitstage pro ordentlichen Unfall

1952 1 1948 19521949 ~ 1950 19511948

Betriebsunfallversicherung .
Nichtbetriebsunfallversicherung

72,8
82,2

72,2
83,9

70,3
78,8

69,7
88,5

72,7
83,7

75,7
86,6

' Ohne SBB und PTT.

Zur Beurteilung dieser Angaben ist es von Interesse zu wissen, dass in beiden Versicherungsabtei­
lungen die mittlere Zahl der während der Heildauer verlorenen Arbeitstage in der Berichtsperiode ange­
wachsen und dass der mittlere anfängliche Invaliditätsgrad kleiner geworden ist. In der Betriebsunfall­
versicherung hat die Unfallschwere zugenommen, und ihr Verlauf ist in der Berichtsperiode demjenigen
der Unfallhäufigkeit gerade entgegengesetzt. In der Nichtbetriebsunfallversicherung weist die Unfall­
schwere verhältnismässig grosse Schwankungen auf, die auf die Komponente Todesfälle zurückzu­
führen sind, auf die nahezu die Hälfte der verlorenen Arbeitstage entfällt. An den beiden andern Kompo­
nenten gemessen blieb die Unfallschwere in der Nichtbetriebsunfallversicherung während der Berichts­
periode ziemlich konstant. Die grössere Unfallschwere in der Nichtbetriebsunfallversicherung im Ver­
gleiche mit derjenigen in der Betriebsunfallversicherung ist hauptsächlich eine Folge des grösseren
Einßusses der Todesfälle, die â€” wie im Kapitel «Die Unfälle» dargelegt wurde â€” in der Nichtbetriebs­
unfallversicherung verhältnismässig viel zahlreicher sind als in der Betriebsunfallversicherung.

III. Die gewichtete Unfallhäufigkeit

Die mit der Unfallschwere gewichtete Unfallhäufigkeit oder die Zahl der verlorenen Arbeitstage pro
Vollarbeiter ergibt sich aus folgender Beziehung:

Zahl der verlorenen Arbeitstage
Zahl der Vollarbeiter

U A A
Gewichtete Unfallhäufigkeitâ€”

K=h ~oder N U N
Für die Berichtsperiode wurden folgende Werte ermittelt:

Gewichtete Unfallhäußgkeit r

Verlorene Arbeitstage pro Vollarbeiter

1948 i 1949 1950 1951 ~ 1952 1948-1952

8,8
5,5

Betriebsunfallversicherung .
Nichtbetriebsunfallversicherung

9,0 8,5
5,2 5,2 8,6

5,7
8,5
5,5

' Ohne SBB und PTT.

Die mit der Unfallschwere gewichtete Unfallhäufigkeit ist in der Betriebsunfallversicherung grösser
als in der Nichtbetriebsunfallversicherung, und es ist bei der Betriebsunfallversicherung eine abneh­
mende, bei der Nichtbetriebsunfallversicherung dagegen eine zunehmende Tendenz festzustellen. Diese
Entwicklung kommt im folgenden Vergleiche der Durchschnittswerte der beiden Beobachtungsperioden
1943 â€” 1947 und 1948 â€” 1952 besonders deutlich zum Ausdruck. Um einen Hinweis auf die Güte der ge­
wichteten Unfallhäufigkeit als Risikomass zu erhalten, ist ferner zum Vergleiche auch die Entwicklung
des mittleren Risikosatzes, der die massgebende Grösse im Prämienwesen ist, angegeben.
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Entwicklung der gewichteten Unfallhäußgkeit und des mittleren Risikosatzes '

Beobachtungsperiode Prozentuale
Veränderung1948-19521943-1947

Betriebsunfallversicherung:
Gewichtete Unfallhäufigkeit
Unfallkosten in Promille der Lohnsumme.

16 '/,
â€” 13 '/,

10,4

19,2 '/„
8,7

16,7 o/oo

Nichtbetriebsunfallversicherung:
Gewichtete Unfallhäufigkeit
Unfallkosten in Promille der Lohnsumme.

+ 10'/,
~ 11',/',

4,9
7.3'/oo

5,4
g,l '/oo

' Ohne SBB und PTT.

Zweifellos ist die gewichtete Unfallhäufigkeit, wenn auch unzureichend zur Prämienbestimmung,
doch ein geeignetes Risikomass, indem sie weitgehend über die Risikoentwicklung und über Unter­
schiede im Unfallrisiko Aufschluss zu geben vermag.

Abschliessend sei darauf hingewiesen, dass die angegebenen Zahlen nur gewisse Anhaltspunkte über
die Risikoentwicklung im Gesamtbestand geben. Bei ihrer Beurteilung ist stets zu beachten, dass der
Gesamtbestand sich aus sehr verschiedenartigen und in Grösse und Risiko sich unterschiedlich ent­
wickelnden Gefahrenklassen zusammensetzt. Ferner ist festzuhalten, dass es oft schwierig ist, die Ur­
sachen eingetretener Risikoänderungen genau festzustellen, da sehr mannigfaltige und in ihrer Wirkung
unterschiedliche Faktoren auf das Unfallgeschehen Einfluss haben.

Kollektivunfälle

Als Kollektivunfälle werden Ereignisse bezeichnet, die gleichzeitig mehrere Opfer fordern. Die Not­
wendigkeit ihrer besondern Beobachtung ergibt sich aus folgenden Überlegungen:

Durch die Kollektivunfälle wird einmal eine der wesentlichsten Voraussetzungen der Wahrschein­
lichkeitstheorie â€” die Unabhängigkeit der einzelnen Ereignisse â€” in Frage gestellt. Wenn der gesamte
Versicherungsbestand betrachtet wird, darf diese Voraussetzung allerdings praktisch als erfüllt angesehen
werden; denn die Zahl der durch solche Unfälle betroffenen Personen entspricht nicht einmal 1 r', aller
Verunfallten. Da aber die Festsetzung der Prämien nach Gefahrenklassen zu erfolgen hat, ist das Augen­
merk auch auf diese zu richten. Dabei zeigt es sich, dass die Ergebnisse einzelner Klassen, die dem Risiko
kollektiver Unfälle besonders ausgesetzt sind, durch das Eintreßen eines solchen Ereignisses einschnei­
dend beeinflusst werden können. So ergab sich zum Beispiel in der Berichtsperiode durch je einen einzigen
Kollektivunfall eine Zunahme der Unfallbelastung um 97/ in der Klasse 46h, Speise- und Schlaf­
wagengesellschaften, um 23 r, in der Klasse 50a, Flugbetriebe (Piloten, Bordpersonal), um 17 / in der
Klasse 33 c, Munitionsfabrikation ohne Fabrikation der Hülsen und Geschosse und um 7 / in der Klasse
32 c, Fabrikation von pharmazeutischen, kosmetischen und diätetischen Produkten. Ferner sei beigefügt,
dass die Gefahrenklasse 40e, Tunnel- und Stollenbau, die grösste Belastung aus Kollektivunfällen
aufweist. Da die Gesamtbelastung in dieser Klasse aber sehr hoch ist, wird sie selbst durch die grossen
Kosten aus Kollektivunfällen verhältnismässig nur wenig beeinflusst.

Die Auswirkungen bei der Gefahrenklasse 46 h zeigen deutlich, was für Folgen bei kleinen Gefahren­
gemeinschaften ein Kollektivunfall haben kann. Die Kollektivunfälle bei Flugbetrieben lassen klar er­
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kennen, wie zufallsbedingt das Flugrisiko und die daraus erwachsenden Aufwendungen für Versicherungs­
leistungen sind. Die Prämien dieser Gefahrenklasse müssen daher so bemessen sein, dass sie den zeit­
lichen Ausgleich der erheblichen Schwankungen der Unfallkosten auf weite Sicht ermöglichen.

Sicher ist, dass in Gefahrenklassen, die dem Kollektivrisiko besonders ausgesetzt sind, eine erhöhte
Vorsicht in der Bewertung der Versicherungsergebnisse unbedingt nötig ist, dies um so mehr, als bei
Kollektivunfällen die Verletzungen durchschnittlich wesentlich schwererer Natur sind als bei gewöhn­
lichen Unfällen. Im Jahrfünft 1948 â€” 1952 wurden beispielsweise unter 100 Opfern von Kollektivunfällen
19 Invaliditäts- oder Todesfälle gezählt, in der Periode 1942 â€” 1947 waren es 21 Fälle gewesen, während
bei den übrigen Unfällen auf 100 Verunfallte nur 3 bis 4 Invaliditäts- oder Todesfälle zu verzeichnen sind.

Es ergibt sich ferner, dass die Anstalt immer wieder mit Katastrophen zu rechnen hat. Es dürfte
einem glücklichen Zufall zu verdanken sein, dass bisher keine das Jahresergebnis erheblich zu beein­
flussen vermochte. Die Lawinenunglücke aus dem Jahre 1951 zeigen jedoch eindeutig, dass die Anstalt
sich gegen die finanziellen Folgen derartiger Ereignisse schützen muss. Der Gesetzgeber hat zu diesem
Zwecke die Äufnung eines Reservefonds vorgeschrieben, der bis Ende 1952 auf 30 Millionen Franken
angewachsen ist.

In der Periode 1948 â€” 1952 ereigneten sich 74 Kollektivunfälle, gegenüber 49 im vorhergehenden
Jahrfünft und 26 in der Zeit von 1938 â€” 1942. Diese beträchtliche Zunahme der Massenunfälle ist um so

auffallender, als seit 1943 als Kollektivunfälle nur Ereignisse aufgezeichnet werden, die unter den
Versicherten der Anstalt mindestens 5 Opfer fordern, anstatt wie früher 4.

Die Verteilung der Kollektivunfälle auf die einzelnen Jahre und ihre finanzielle Bedeutung sind in
der folgenden Aufstellung wiedergegeben:

Die geringe Anzahl der Fälle erlaubt natürlich keine sicheren Schlussfolgerungen; aber aus den
Zahlen ist doch ersichtlich, dass gegenüber der Vorperiode eine deutliche Zunahme der Massenunfälle
eingetreten ist. Als Ursachen dieser Entwicklung können die andauernde Hochkonjunktur, die Steige­
rung der Arbeitsintensität, der Aufschwung des Verkehrs auf Schiene und Strasse und der vermehrte Bau
von Kraftwerken angesehen werden. Der Belastungsanteil der Kollektivunfälle an der Gesamtbelastung
ist hingegen bei der Betriebsunfallversicherung gleich geblieben und bei der Nichtbetriebsunfallver­
sicherung gesunken. Die Schwere der Massenunfälle hat also abgenommen. Dies ist darauf zurückzu­
führen, dass eine ganze Anzahl, besonders bei den Nichtbetriebsunfällen, der Anstalt nur kleine Belastun­
gen verursachten, sei es, weil mehrere Personen nur unbedeutende Verletzungen erlitten oder weil durch
Regress der grösste Teil der Aufwendungen wieder eingebracht werden konnte.

Wenn auch die Belastung aus Kollektivunfällen immer noch deutlich unter 1 / bleibt, darf doch
nicht ausser acht gelassen werden, dass Ereignisse mit weniger als 5 Verunfallten in diesen Zahlen un­
berücksichtigt sind.

Nach ihrer Art verteilen sich die Kollektivunfälle wie folgt:
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Anzahl Fälle Belastungsverteilung
Art

1943-1947 I 1948-19521943-1947 1948-1952

Verkehrsunfälle.

davon: Eisenbahnunglücke.
Motorfahrzeugunfälle
Strassenbahnun lücke

39/25/,'19 41

8

4

5

2

20

16

3

2Verschiedene

Explosionen und Brände.
Ver iftun en.

35/
0/

16/,'l/
3/

26/,'
2/,'
6/I

11

5

2

13

8

3

3

2

Lawinenunglücke .
Unfälle bei Sportveranstaltun
Flu zeu unfälle.

en

Bombardierungen.
Verschiedenes

28/
13/ 6/',

100 / 100 /otalT 49 74

In beiden Beobachtungsperioden stehen somit an erster Stelle die Verkehrsunfälle, deren Zahl sich
gegenüber der Vorperiode sogar mehr als verdoppelt hat. An zweiter Stelle folgen wiederum die Ex­
plosions- und Brandkatastrophen. Eine besondere Rolle spielten ferner in der Berichtsperiode die
Lawinenunfälle. Sehr starke Schneefälle haben im Winter 1950/51 eine wahre Katastrophe verursacht,
wie sie unser Land seit dem Winter 1887/88 nicht mehr erlebt hatte. Die damaligen Opfer und Schäden
wurden sogar noch übertroffen. Die Lawinen forderten 92 Menschenleben, und 1059 Gebäude wurden
entweder vollständig zerstört oder beschädigt. Betroffen wurden die Kantone Uri, Glarus, St. Gallen,
Tessin, Wallis und vor allem Graubünden. Bei der Anstalt versichert waren 16 tödlich Verunfallte und
54 Verletzte. Die Gesamtaufwendungen der Anstalt betrugen, einschliesslich eines weitern Lawinen­
unglücks des folgenden Jahres, mehr als 750 000 Franken. Eigentliche Kollektivunfälle nach der ein­
leitend dargelegten Begrißsbestimmung waren nur drei Lawinenunglücke, die eine Belastung von nahezu
480 000 Franken verursachten.

Die Belastungsverteilung der Kollektivunfälle zeigt in der Berichtsperiode ein etwas anderes Bild als
im letzten Jahrfünft. Es ist dies einmal darauf zurückzuführen, dass die Bombardierungen, deren Bela­
stungsanteil im Zeitraum 1943 â€” 1947 28 / ausmachte, weggefallen sind. Anderseits haben vor allem die
Verkehrsunglücke und dann die Lawinenschäden zugenommen. Der Belastungsanteil der Verkehrs­
unfälle ist von 25 / auf 39 /, jener der Explosionen und Brände von 26 / auf 35 / angewachsen, und
bei den Lawinenunglücken ist ein Anstieg von 6/ auf 16/ zu verzeichnen. Die Vergiftungen, auf die
mehr als 10/ aller Massenunfälle entfallen, verursachten eine Belastung von nur 2 /1113 der Gesamt­
aufwendungen für Kollektivunfälle, da es sich zufällig um leichtere Fälle handelte.

Die Belastung aus Kollektivunfällen wäre für die Anstalt insgesamt um nahezu einen Drittel grösser,
wenn sie nicht bei zahlreichen Kollektivunfällen ihr Regressrecht hätte geltend machen können. Dies ist
vor allem bei den Verkehrsunglücken der Fall, deren Belastung sich ohne Regress fast verdoppeln würde.

In Regressfällen hat sich die Anstalt bei der Berechnung ihrer Forderungen an die im Schadenersatz­
recht geltenden Bestimmungen zu halten. Darnach kann die Anstalt ihr Rückgrißsrecht hinsichtlich
der Rentenleistungen nur soweit geltend machen, als eine Ersatzpflicht des Schadenstifters für Invalidi­
täts- oder Versorgerschaden vorliegt, nicht aber für die übrigen Versicherungsleistungen, welche sie
nach Gesetz zu gewähren hat, wie beispielsweise für Rentenleistungen an Eltern, die von ihrem tödlich
verunfallten Sohne nicht unterstützt worden sind. Ferner kommen nach dem Schadenersatzrecht bei
der Kapitalisierung der Regressforderungen Barwerttafeln zur Anwendung, die kleinere Kapitalwerte
liefern als die vom Verwaltungsrat der Anstalt festgelegten Rechnungsgrundlagen, welche die Anstalt
nach versicherungstechnischen Grundsätzen bei der Rückstellung der entsprechenden Deckungskapi­
talien anwenden muss. Vor allem kann der nach der Gerichtspraxis gegenwärtig übliche Rechnungs­



zinsfuss von 3/q / als Grundlage zur Deckungskapitalberechnung in der Rentenversicherung nicht in
Frage kommen; er ist für diesen Zweck weit übersetzt.

Diese Betrachtungen zeigen deutlich, dass die Anstalt selbst in Fällen, wo die Ersatzpflicht von Drit­
ten in vollem Umfange gegeben ist, nicht selten einen bedeutenden Teil der versicherungstechnisch
berechneten Belastung zu tragen hat. Da, wo diese Ersatzpflicht nur teilweise gegeben ist, werden die
Differenzen zwischen der Belastung und der Regresszahlung noch grösser. Die Anstalt muss deshalb
über einen angemessen dotierten Reservefonds verfügen, der ihr ermöglicht, die finanziellen Folgen
allfälliger Katastrophen ohne Gleichgewichtsstörung zu überwinden.

Im folgenden seien einige der bedeutenderen oder besonders aufschlussreichen Kollektivunfälle in
chronologischer Reihenfolge kurz beschrieben:

I. Eisenbahnkatastrophe im Bahnhof Sädenswil vom 22. Februar l948

Ein Sportzug mit annähernd 350 Skifahrern fuhr von Biberbrücke gegen Wädenswil. Auf der ab­
fallenden Strecke steigerte sich seine Geschwindigkeit immer mehr. Wohl betätigte der Lokomotiv­
führer Westinghouse- und Regulierbremse, übersah jedoch, dass der Schalthebel auf «Fahrt» statt auf
«Bremse» stand. Obwohl das Stellwerk des Bahnhofes Wädenswil verständigt wurde, musste der Un­
glückszug doch auf das Stumpengeleise geleitet werden, das dem langgestreckten Gebäude der Obst­
und Weinbaugenossenschaft entlang führt, weil zur Ankunftszeit alle Durchfahrtsgeleise des Bahnhofes
besetzt waren. Mit einer Geschwindigkeit von 60 Kilometern pro Stunde fuhr der Zug auf den Prellbock
und kam erst zum Stehen, nachdem die Lokomotive hinter dem Prellbock fast einen ganzen Hausflügel
durchfahren hatte. Die vier ersten Personenwagen wurden ineinandergeschachtelt und fast vollständig
zerstört.

Bei der Anstalt waren 10 tödlich Verunfallte und 35 Verletzte versichert. Nach Abzug der Regress­
leistungen verblieb der Anstalt eine Belastung von rund 200 000 Franken.

2. Explosion in der pyrotechnischen Fabrik in Oberarth vom 8.Juli 1948.

Mit einer neuen, von den Aufsichtsbehörden noch nicht bewilligten Trommel, die mit Porzellan­
kugeln arbeitet, wurde ein pyrotechnischer Satz gemischt. Vor deren Verwendung war der Betrieb durch
die Eidgenössische Materialprüfungsanstalt gewarnt worden. Infolge einer Explosion, die sehr wahr­
scheinlich durch das Aufschlagen der Mischkugeln ausgelöst wurde, fanden sieben Arbeiter den Tod,
neun wurden invalid und einer verletzt. Neben Arbeitern des Betriebes wurde auch ein Briefbote, der
sich in der Nähe befand, Opfer des Unglücks.

Die Belastung für die Anstalt belief sich auf 200 000 Franken.

3. Tramunfall auf dem Aeschenplatz in Basel vom 20. August 1948

Drei Knaben im Alter von sechs bis neun Jahren spielten in einem Tramwagen, der im Dreispitz­
depot der Basler Verkehrsbetriebe im Freien stand. Als der Motorwagen, dessen Stromabnehmer ent­
gegen den Vorschriften nicht eingezogen worden war, sich plötzlich in Bewegung setzte, sprangen sie ab.
Der führerlose Motorwagen fuhr der Stadt zu und stiess auf dem Aeschenplatz mit einem Tramzug
zusammen.

Bei der Anstalt waren ein tödlich Verunfallter und acht Verletzte versichert.

4. Sturz eines Lastwagens in die Linth am 2.August 1949

Der Motorfahrer einer Baufirma in Mollis hatte einen Wagen mit Material auf eine Baustelle in
Schwanden zu fahren und gleichzeitig unterwegs mehrere Arbeiter mitzunehmen. Da er in der Nacht an
einer Geburtstagsfeier teilgenommen und nur während anderthalb Stunden geruht hatte, war er, wenn
auch nicht betrunken, so doch ganz erheblich übermüdet. In der Steigung von Schwanden wollte er
zwei Radfahrer überholen. Statt nach links lenkte er aber- nach rechts, so dass er unmittelbar hinter
diesen mit der die Strasse säumenden Stützmauer seitlich zusammenstiess. Nun riss er das Steuer scharf

nach links herum und fuhr die beiden Radfahrer an. Der Wagen durchbrach hierauf die Röhrenab­
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schrankung der Strasse, fiel die steile Böschung hinunter und blieb in der hochgehenden Linth mit den
Rädern nach oben liegen. Ein Bauarbeiter wurde unter dem Fahrzeug begraben.

Das Unglück verursachte einen Todesfall, einen Invaliditätsfall und drei Fälle mit vorübergehender
Arbeitsunfähigkeit. Unter Berücksichtigung der Regresseinnahmen beliefen sich die Kosten für die
Anstalt auf 60 000 Franken.

5. Krepieren eines Kanonenrohres bei Schiessversuchen in Thun am 23. Februar 1950

Auf der Allmend in Thun wurden mit neuen Zündern Schiessversuche durchgeführt. Während das
erste Geschoss ein Blindgänger war, explodierte das zweite beim Einschieben in die Geschosskammer des
Rohres.

Zwei Mann der Bedienungsmanschaft verloren das Leben und drei wurden verletzt. Für die Anstalt
ergab sich eine Belastung von mehr als 200 000 Franken.

6. Sturz eines Lastwagens über eine Böschung bei Salvan am 29. Mai 1950

Mit einem Lastwagen wurden jeweils die Arbeiter, welche mit der Verbreiterung und Verbesserung
der Strasse von Salvan nach Granges beschäftigt waren, hin- und zurückbefördert. Für den verhinderten
Lastwagenfahrer führte um die Mittagszeit ein Jeepfahrer, der aber auch im Besitze der Fahrbewilligung
für Lastwagen war, die Arbeiter bis zur Verpflegungsstelle hinunter. Dem Umstand, dass er beim rechts­
gesteuerten Fahrzeug ein anderes Blickfeld als beim linksgesteuerten Jeep hatte, schenkte er zu wenig
Beachtung und fuhr über den Strassenrand hinaus. Der Lastwagen stürzte eine Böschung hinunter,
überschlug sich und kam nach einem Sturz von rund 10 m wieder auf die Räder zu stehen.

Das Unglück verursachte 3 Todesfälle, 5 Invaliditätsfälle und 3 Verletzte. Ohne Berücksichtigung
allfälliger weiterer Regresseinnahmen beliefen sich die Kosten für die Anstalt auf 215 000 Franken.

7. Unglück am Automobilrennen in Genf vom 30 Juli 1950.

Ein Rennwagen geriet wegen einer Öllache ins Schleudern und fuhr in die Zuschauermenge hinein.
Acht bei der Anstalt versicherte Personen wurden verletzt und eine getötet.

8. Deckeneinsturz in einem Stollen im Val des Dix am 18. Oktober 1950

Nach durchgeführter Sprengung säuberte eine Gruppe von Arbeitern in einem Stollen bei Cheilon
Decke und Stollenbrust von losem Gestein. Hierauf wurden die Vorbereitungen für den Vortrieb neuer
Sprenglöcher getroßen. Plötzlich löste sich eine Felsplatte von rund 4 m Länge, 2,5 m Breite und einer
Dicke von 40 cm von der Decke und fiel auf einige Arbeiter. Der Unfall ist darauf zurückzuführen, dass
im letzten Stollenteil wegen der scheinbar besseren Felsqualität auf eine Holzverkleidung verzichtet
wurde.

Zwei Arbeiter wurden getötet und sechs ziemlich schwer verletzt. Für die Anstalt ergab sich eine
Belastung von 165 000 Franken.

9. Einklemmen einer Seilbahnplattform unter einem Silo bei Gondo am 9 November 195.0

In einem mit einer Steigung von 70 / vorgetriebenen Stollen wurden die Arbeiter und das Material
jeweils mit einer Seilbahn hinaufbefördert. Durch Unachtsamkeit des Maschinisten, der weder die
läutende Klingel noch die Farbstriche auf dem Seil als Haltezeichen beachtete, sowie infolge Fehlens des
automatisch wirkenden Endausschalters fuhr die Seilbahnplattform weiter gegen den Verladesilo. Die
acht auf der Plattform sich befindenden Arbeiter wurden zwischen ihr und dem Silo eingeklemmt,
wobei zwei den Tod fanden und die übrigen sechs Verletzungen erlitten.

Für die Anstalt ergab sich eine Belastung von 57 000 Franken.

10. Lawinenunglück an der Ofenbergstrasse vom 19 Januar 1951.

Unter den vielen Lawinenunglücken des Winters 1951 war wohl dasjenige an der Ofenbergstrasse
das tragischste. Dort wurde ein Wegmacher von einer niedergehenden Lawine erfasst. Als die Teilnehmer
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der Rettungskolonne Wiederbelebungsversuche unternahmen, wurden sie selbst von einer neuen Lawine
verschüttet. Eine dritte und eine vierte Lawine forderten dann nochmals Todesopfer unter den weitern
Rettungskolonnen.

Insgesamt sind bei diesem Unglück und den Rettungsaktionen sieben Personen tödlich verunglückt.
Für die Anstalt ergab sich eine Belastung von fast 300 000 Franken.

11. Eisenbahnunglück durch Law~inengang bei Ambri am 24. April 1951

Der Schnellzug Zürich â€” Lugano bohrte sich in der Stalvedroschlucht mit 75 km Geschwindigkeit in
eine eben niedergegangene Grundlawine. Durch die Wucht wurden Post-, Gepäck- und Speisewagen aus
den Schienen gehoben und ineinander verkeilt. Im völlig eingedrückten Vorderteil des Speisewagens
wurden verschiedene Fahrgäste, Angehörige des Zugspersonals und Angestellte der Speisewagengesell­
schaft verletzt, während der Küchenchef den Tod fand. Glücklicherweise blieben die vier an den Speise­
wagen angehängten Personenwagen intakt auf den Schienen stehen. Nur diesem Umstand ist es zu ver­
danken, dass das Unglück nicht noch viel mehr Opfer forderte.

Zwölf bei der Anstalt versicherte Personen wurden verletzt und eine getötet. Die Belastung für die
Anstalt belief sich auf über 90 000 Franken.

12. Explosion bei Sprengvorbereitungen im Strassentunnel bei Mauvoisin am 27. Mai 1951

Als sechs Mineure die Zündschnüre für eine Sprengung anzündeten, ging ein Schuss vorzeitig los.
Dieses Unglück forderte zwei Tote und drei Verletzte und verursachte der Anstalt eine Belastung

von 220 000 Franken.

13. Explosion eines angebohrten Sprengschusses bei Stollenarbeiten in Arolla-Cheilon vom 30.Juli 1951

Beim Bohren von Sprenglöchern mit einer Bohrmaschine wurde eine Restladung, herrührend von
der vorhergehenden Sprengung, angebohrt. Durch die Explosion verlor ein Arbeiter das Leben und vier
erlitten Verletzungen.

Die Belastung für die Anstalt belief sich auf 110 000 Franken.

14. Bruchlandung eines «Swissair»-Flugzeuges in Amsterdam am 14.Dezember 1951

Bei der Landung in Amsterdam rollte das Flugzeug bei sehr schlechtem Wetter über die Piste hinaus
in einen Wassergraben und fing Feuer. Dank dem mutigen Einsatz des Personals, besonders einer
Stewardess, wurden alle Insassen gerettet.

Die Stewardess erlitt sehr starke Brandwunden und fünf weitere Besatzungsmitglieder leichte Ver­
letzungen. Für die Anstalt ergab sich eine Belastung von 75 000 Franken.

15. Zugszusammenstoss in Villeneuve am 1. Mai 1952

Der Stationsbeamte in Villeneuve gab einem gemeldeten Extrazug, ohne sich bewusst zu sein, dass
auf dem Stationsgeleise bereits ein Personenzug stand, die Durchfahrt'frei. Obschon der Führer des
Roten Pfeiles eine Schnellbremsung einleitete, raste der Triebwagen noch mit einer Geschwindigkeit von
70 km auf das Ende des Personenzuges.

Das Unglück verursachte unter den Fahrgästen des Roten Pfeiles 3 Todesfälle, 9 Invaliditätsfälle und
39 Verletzte. Nach Berücksichtigung der Regresseinnahmen ergab sich für die Anstalt noch eine Belastung
von über 100 000 Franken.

l6. Autounfall bei Saxon am 24. August 1952

Auf der Strasse Martigny â€” Sion kam bei regnerischem Wetter ein italienischer Wagen, dessen Pneus
stark abgenützt waren, ins Gleiten und wurde auf die linke Strassenseite abgedrängt. Der Zusammenstoss
mit einem entgegenkommenden Fahrzeug war unvermeidlich. Ein Motorradfahrer wollte die Insassen
des italienischen Wagens, der auf dem Rand des die Strasse säumenden Grabens stand, aus ihrer missli­
chen Lage befreien. Als er die strassenseitige Türe nicht öffnen konnte, stieg er in den Graben, um von
dort aus die andere Türe zu öffnen. Dadurch verlor der Wagen sein Gleichgewicht, fiel auf den Motor­
radfahrer und begrub ihn unter sich.

Ausser dem Motorradfahrer wurden noch eine Person getötet und drei verletzt. Ohne Berücksichti­
gung eines allfälligen Regresseinganges erwuchs der Anstalt eine Belastung von rund 135 000 Franken.
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Die Schädigungsarten und das Heilverfahren

Die Unfälle sind je nach der Art der erlittenen Schädigung von sehr verschiedener Schwere. Dies
äussert sich in der Höhe der Versicherungsleistungen, indem Heilkosten und Lohnentschädigungen von
der Dauer des Heilverfahrens, die Rentenleistungen vom Heilerfolg, das heisst vom Grad der Wieder­
herstellung der Erwerbsfähigkeit, oder vom tödlichen Ausgang eines Unfalles abhängen. Eine Gliederung
der Unfälle nach Schädigungsarten ist daher für den Versicherer von grossem Interesse.

I. Die Schädigungsarten

In der letzten und vorletzten Berichtsperiode war eine Gliederung der Unfälle der Jahre 1945 bzw.
1941 nach Schädigungsarten möglich auf Grund der damals durchgeführten umfangreichen medizinisch­
statistischen Erhebungen. In der Berichtsperiode musste aus zeitlichen Gründen, die zum Teil im Zu­
sammenhang standen mit der Einführung des Lochkartenverfahrens, auf eine entsprechende Unter­
suchung verzichtet werden. Dies war um so leichter möglich, als sich die Ergebnisse des Jahres 1945 von
jenen des Jahres 1941 nur unwesentlich unterschieden hatten. Es ist also zu vermuten, dass die damals
gefundenen Ergebnisse, abgesehen von kleinen Abweichungen, im wesentlichen auch in der Berichts­
periode noch Gültigkeit haben. Die stärksten Veränderungen dürften in der Nichtbetriebsunfallver­
sicherung eingetreten sein infolge der Zunahme der Verkehrs- und Sportunfälle.

Die Unfälle des Jahres 1945 zeigten die folgende Verteilung nach Schädigungsarten:

Verteilung der Zahl der ordentlichen Unfälle auf die Schädigungsarten im Jahre l945

Nichtbetrieb
unfälleSchädigungsart Betriebsunfälle

O/O/

1. Wunden, uetschungen, Muskelrisse und Muskelzerrungen
2. Gelenkverletzun en .

59,5
24,4
10,9

75,3
8,9
7,03. Knochenbrüche und Knochenverletzungen .

4. Verbrennungen, Verätzungen, Schädigungen durch Licht­
strahlen und Elektrizität . 2,1

0,4
3,9
2,85. Berufskrankheiten, Arbeitsschädigungen .

6. Unfallmässige Gliedverluste (ohne die operativen Ampu­
tationen) .

7. Erschütterung des Gehirns .
8. Vergiftung, Ersticken, Ertrinken, Erfrieren
9. Verschiedenes

0,2
2,0
0,3
0,2

0,8
0,6
0,5
0,2

Gesamtbestand . 100,0100,0

Eine Untersuchung der Verteilung der ordentlichen Unfälle nach Schädigungsarten innerhalb der
Industriegrossgruppen liess die grosse Bedeutung der im Sammelbegriff «Wunden» enthaltenen Augen­
verletzungen in der Metallindustrie, der Knochenverletzungen bei den Transport- und Handelsbetrieben,
der Verbrennungen und Verätzungen in der Metall-, chemischen und Nahrungsmittelindustrie und der
Berufskrankheiten und Arbeitsschädigungen in der chemischen Industrie und im Baugewerbe erkennen.
In der Nichtbetriebsunfallversicherung erhielten in den nach Geschlechtern getrennten Ergebnissen die
Knochenverletzungen bei den Männern mehr Gewicht als bei den Frauen. Dafür waren bei den Frauen
die Verbrennungen häufiger.
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II. Die Heildauer und der Heilerfolg

Die Kosten des Heilverfahrens hängen in erster Linie ab von der Heildauer und die Rentenleistungen
vom Heilerfolg. Der Anteil der Unfälle, bei denen der volle Heilerfolg nicht erzielt wird, an der Gesamt­
heit der ordentlichen Unfälle ist zwar zahlenmässig gering, macht aber belastungsmässig fast die Hälfte
aus. Es liegt daher im Interesse des Versicherers, den Verlauf des Heilverfahrens sowohl hinsichtlich der
Höhe der Heilkosten als auch hinsichtlich des Heilerfolges zu beobachten.

1. Die Heildauer

Unter der Heildauer ist die Zeit vom Unfalleintritt bis zur letzten ärztlichen Konsultation im Falle

der völligen Wiederherstellung oder bis zur Festsetzung einer Rente zu verstehen.
Die Kosten des Heilverfahrens setzen sich zusammen aus den direkten Aufwendungen für die Wieder­

herstellung der Gesundheit, den Heilkosten, und dem teilweisen Ersatz des entgangenen Lohnes, den
Lohnentschädigungen. Die Anteile dieser beiden Komponenten an den Kosten des Heilverfahrens waren
für die Beobachtungsperioden 1943 â€” 1947 und 1948 â€” 1952 und für die einzelnen Jahre der Berichtsperiode
die folgenden:

Anteile der Heilkosten und Lohnentschädigungen an den Kosten des Heilverfahrens in Prozenten

N ich tbetriebsun fallversicherungBetriebsunfallversicherungPeriode
Jahr

Hei1k osten LohnentschädigungenLohnentschädigungen Heilkosten

1943-1947 33,3 66,7 34,2 65,8

1948

1949

1950

1951

1952

33,4
34,3
35,5
36,6
37,0

66,0
65,6
63,6
62,8
62,6

66,6
65,7
64,5
63,4
63,0

34,0
34,4
36,4
37,2
37,4

1948-1952 64,035,4 36,064,6
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Sowohl von Periode zu Periode als in der Berichtsperiode auch von Jahr zu Jahr ist der Anteil der
Heilkosten an den Gesamtaufwendungen für das Heilverfahren angewachsen, was erklärbar ist durch
die Anpassung der Arzt- und Spitaltarife an die gestiegenen Lebenshaltungskosten.

Die Lohnentschädigungen beanspruchen nahezu zwei Drittel der Auslagen für das Heilverfahren.
Massgebend für die Höhe der Heilkosten ist vor allem die Dauer der ärztlichen Behandlung. Das

Ausmass der Lohnentschädigungen hängt ausser von der Lohnhöhe hauptsächlich ab von der Dauer
der Arbeitsunfähigkeit.

Die medizinische Statistik des Jahres 1945 erlaubte die Bestimmung der mittleren Behandlungsdauer
jenes Jahres für die einzelnen Schädigungsarten. Da eine entsprechende Untersuchung in der Berichts­
periode nicht durchgeführt wurde, seien hier kurz die wesentlichen Ergebnisse aus dem Jahre 1945
zusammengefasst. Bei einer Aufteilung nach den neun Schädigungsarten der auf S.27 stehenden Tabelle
schwankte die Behandlungsdauer der ordentlichen Unfälle zwischen 24 Tagen (Wunden, Quetschungen,
Muskelrisse und Muskelzerrungen) und 84 Tagen (unfallmässige Gliedverluste). Bei einer weiteren
Unterteilung nach Untergruppen lagen die Extremwerte noch viel weiter auseinander: sie betrugen 13
und 248 Tage (Lumbalgien und Bandscheibenverletzungen).

Die mittleren Heilkosten zeigten im wesentlichen dieselbe Abstufung wie die mittlere Behandlungs­
dauer. Die Unterschiede zwischen den beiden Versicherungsabteilungen waren unbedeutend. Wesent­
liche Abweichungen ergaben sich nur bei den unfallmässigen Gliedverlusten und bei den Berufskrank­
heiten und Arbeitsschädigungen infolge der relativen Häufigkeit der verhältnismässig geringe Kosten



verursachenden Fingerverluste in der Betriebsunfallversicherung und der grossen Bedeutung, welche der
Silikose und den chronischen Vergiftungen in dieser Versicherungsabteilung zukommt. Insgesamt waren
die durchschnittlichen Heilkosten pro Fall in der Nichtbetriebsunfallversicherung höher als in der
Betriebsunfallversicherung, weil in der ersten der Anteil der kostspieligen Knochenbrüche höher war.

Mittlere Zahl der entschädigten Tage pro Unfall von 1943 â€” 1952
Betriebsunfallversicherung â€” â€” â€” NichtbetriebsunfallversicherungTage Tage

20 20

19 19

18 18

1717

16

15
I

15

1944 1945 1946 1947 19481943 1949 1950 1951 1952

29

Die durchschnittliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit

Bei der Beurteilung der Aufwendungen für Lohnentschädigung ist die Kenntnis der mittleren Dauer
der Arbeitsunfähigkeit, während welcher der Versicherer das gesetzliche Krankengeld, also 80 r, 'des
entgangenen Lohnes, auszurichten hat, von besonderem Interesse. Dabei ist zu beachten, dass der Lohn­
ersatzanspruch erst am dritten Tage nach dem Unfallereignis beginnt.

Die durchschnittliche Zahl der durch Krankengeld entschädigten Tage, bezogen auf einen ordent­
lichen Unfall, entwickelte sich in den letzten vier Beobachtungsperioden wie folgt:

1933/37 1938/42 1943/47 1948/52
Betriebsunfälle......... 15,2 16,3 16,7 17,6
Nichtbetriebsunfälle....... 16,2 17,2 17,5 19,0

In beiden Versicherungsabteilungen ist eine stete Verlängerung zu beobachten, die nur beim Über­
gang von der Periode 1938/1942 zur Periode 1943/1947 vorübergehend etwas abgeschwächt war.

Auf Anfang des Jahres 1948 wurde der Begriß'des Bagatellunfalls neu festgelegt, indem die Höchst­
zahl der ärztlichen Konsultationen von vier auf fünf erhöht wurde. Der starke Anstieg der durchschnitt­
lichen Zahl der entschädigten Tage beim Übergang von der letzten zur jetzigen Berichtsperiode mag zu
einem kleinen Teil auf diese Tatsache zurückzuführen sein, da infolge der Einschränkung des Begriffes
des ordentlichen Unfalles die verbleibenden Fälle im Mittel etwas schwererer Natur sind als früher. Zur

Hauptsache spiegelt aber der starke Anstieg der Periodenmittelwerte doch den mit der Berichtsperiode
einsetzenden kräftigen Anstieg derjährlichen Durchschnittswerte wider, wie aus der nachfolgenden Dar­
stellung zu ersehen ist.



Von 1944 an hatte die Unfalldauer von Jahr zu Jahr erheblich abgenommen, was auf die Normali­
sierung der Verhältnisse bei Kriegsende und auf die Abnahme der Bestände gewisser Gefahrenklassen
mit hohem Risiko zurückzuführen war. Der tiefste Stand war 1947 erreicht worden. Mit dem Andauern

der Hochkonjunktur setzte dann ein neuer, starker Anstieg ein, der während der ganzen Berichtsperiode
anhielt.

Die Unfalldauer zeigt ab 1949 für die beiden Geschlechter folgende Entwicklung:

Mittlere Zahl der entschädigten Tage pro Unfall

Betriebsunfälle Nichtbetriebsunfälle
Jahr

MännerMänner Frauen Frauen

15,2

15,7

14,8

15,2

18,5

19,2

19,7

19,6

18,7

19,0

19,5

19,5

1949

1950

1951

1952

17,5

17,9

18,3

18,5

19,319,215,21949-1952 18,1

Zahl der Rentenfälle in Promille aller ordentlichen Unfälle
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Die Männer erleiden also im Mittel schwerere, d. h. länger dauernde Betriebsunfälle als die Frauen;
dagegen besteht bei den Nichtbetriebsunfällen infolge der viel stärker gewordenen Beteiligung der Frauen
an Sport und Verkehr in der Unfalldauer kein Unterschied mehr zwischen den Geschlechtern. Der schon
im Gesamtbestand festgestellte Anstieg zeichnet sich auch bei beiden Geschlechtern ab, ausgenommen
bei den Frauen in der Betriebsunfallversicherung.

Die Unfalldauer kann beeinflusst werden durch Bestandesverschiebungen zwischen den Gefahren­
klassen. Eine besondere Untersuchung hat indessen gezeigt, dass dieser Einfluss nur sehr gering ist und
daher ausser acht gelassen werden kann.

Welche Tragweite den Veränderungen der mittleren Unfalldauer für den Versicherer zukommt,
zeigt die Tatsache, dass im Jahre 1952 eine Verlängerung der Unfalldauer um einen Tag Mehraus­
lagen an Lohnentschädigung von 1,8 Millionen Franken in der Betriebsunfallversicherung und von
0,9 Millionen Franken in der Nichtbetriebsunfallversicherung bedeutet.

Die mittlere Zahl der entschädigten Tage ist erstaunlich hoch, wenn man bedenkt, dass ein grosser
Teil der ordentlichen Unfälle leichter Natur ist und einen entschädigten Arbeitsausfall von nur wenigen
Tagen verursacht. Die wenig zahlreichen schweren Unfälle müssen daher auf diesen Durchschnittswert
einen verhältnismässig sehr grossen Einfluss haben.

Berechnet man die zahlenmässigen Anteile der auf einzelne Schädigungsarten entfallenden schweren
Unfälle mit Rentenfolge an der Gesamtheit der ordentlichen Unfälle in den Jahren 1945 und 1952, so
ergibt sich folgendes Bild:



Die Rentenfälle insgesamt sind in der Betriebsunfallversicherung häufiger geworden, während in der
Nichtbetriebsunfallversicherung keine nennenswerte Änderung eingetreten ist. In beiden Versicherungs­
abteilungen ist jedoch eine Verlagerung nach den schweren und langedauernden Fällen hin feststellbar,
indem Verletzungen mit langer Heildauer, wie Knochenbrüche, Gelenkverletzungen und in der Betriebs­
unfallversicherung auch Berufskrankheiten und Arbeitsschädigungen, verhältnismässig zahlreicher ge­
worden sind, während die Wunden und Quetschungen, bei denen es sich meist um leichtere Fälle handelt,
zurückgegangen sind.

Diese Tatsache gibt einen Anhaltspunkt für die ungünstige Entwicklung der mittleren Unfalldauer
und legt den Gedanken nahe, dass eine namhafte Besserung der Verhältnisse nur erwartet werden darf,
wenn überall der Bekämpfung der schweren Unfälle die gebührende Aufmerksamkeit geschenkt wird
und es dadurch gelingt, ihrem zufallsmässigen Auftreten wirksam Einhalt zu gebieten. Daneben ist es
von Bedeutung, dass in allen Fällen die Arbeit wieder aufgenommen wird, sobald der Zustand des Ver­
unfallten dies erlaubt, und dass auch die Teilarbeitsfähigkeit voll ausgenützt wird.

2. Der Heilerfolg

Bei rund 98 / aller Unfälle einschliesslich der Bagatellunfälle ist mit dem Abschluss des Heilver­
fahrens die Erwerbsfähigkeit wieder ganz hergestellt, so dass in diesen Fällen von einem vollen Heilerfolg
gesprochen werden kann. Auch bei einem grossen Teil der übrig bleibenden Rentenfälle wird durch
anatomische Besserung sowie durch nachträgliche Anpassung und Angewöhnung an die Unfallfolgen
eine Verminderung der anfänglichen Invalidität erreicht, die in zahlreichen Fällen bis zur gänzlichen Auf­
hebung der Rente fortschreitet.

Dennoch spielen die Rentenleistungen, welche der Versicherer als Ersatz für den nicht voll erreichten
Heilerfolg zu gewähren hat, in dessen Finanzhaushalt eine sehr bedeutende Rolle, machen sie doch unge­
fähr die Hälfte der gesamten Unfallbelastung aus. Nicht nur im Hinblick auf die erwünschte Verkürzung
der mittleren Unfalldauer, die eine Einsparung an Lohnentschädigung ermöglichen würde, sondern
auch im Hinblick auf eine Verminderung der Rentenbelastung ist es daher durchaus angezeigt, dass der
Unfallverhütungsdienst sein Augenmerk in erster Linie auf Schutzmassnahmen gegen die schweren
Unfälle richtet.

Natürlich ist der Heilerfolg je nach der Art der durch den Unfall erlittenen Körperschädigung ein
sehr verschiedener. Das lässt sich erkennen bei der Betrachtung der vorhergehenden Tabelle (S. 30).
Daneben kommt die zeitliche Entwicklung auch in der folgenden prozentualen Verteilung der Renten­
fälle nach Schädigungsarten klar zum Ausdruck.

Prozentuale Verteilung der Rentenfälle nach Schädigungsarten

Betriebsunfälle Nichtbetriebsunfälle
Schädigungsart

19521945 1945 1952

Knochenbrüche, Knochenverletzungen
Wunden, Quetschungen, Muskelrisse,

rungen .
Unfallmässige Gliedverluste .
Gelen kverletzungen
Berufskrankheiten, Arbeitsschädigungen.
Übrige Schädigungsarten

48,336,0 37,3
Muskelzer­

25,3' ,2
6,110,0 1
0,1

10,2

24,2
21,9

7,7
4,1

4,8

30,8
19,5

5,7
3,2
4,8

100,0 100,0T otal . 100,0 1
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Aus dieser Zusammenstellung ist die unterschiedliche Bedeutung ersichtlich, welche den einzelnen
Schädigungsarten als Ursachen von Invalidität und Tod in den beiden Versicherungsabteilungen zu­
kommt. Von den Ergebnissen des Jahres 1952 und den seit 1945 eingetretenen Veränderungen seien die
wichtigsten kurz zusammengefasst:



1. Knochenbrüche und Knochenverletzungen

In der Betriebsunfallversicherung ist mehr als ein Drittel, in der Nichtbetriebsunfallversicherung
sogar mehr als die Hälfte der Rentenfälle auf diese Schädigungsart zurückzuführen. Die Bedeutung der
Knochenbrüche hat bei den Nichtbetriebsunfällen erheblich zugenommen, während sie bei den Betriebs­
unfällen unverändert geblieben ist. Die Entwicklung in der Nichtbetriebsunfallversicherung spiegelt die
starke Zunahme der Verkehrs- und Sportunfälle wider.

2. Wunden, Quetschungen, Muskelrisse und Muskelzerrungen

Der Anteil dieser Schädigungsgruppe ist in beiden Versicherungsabteilungen auffallend stark zurück­
gegangen. Geht man der Sache nach, so stellt man in der grossen Untergruppe der leichteren Schnitt-,
Stich-, Riss-, Schürf-, Schusswunden und Quetschungen (ohne Verletzung der Innenorgane) einen noch
stärkeren Rückgang fest, nämlich von 23,9 / auf 16,1 / bei den Betriebsunfällen und von 18,5 / auf
11,6 / bei den Nichtbetriebsunfällen. Dieser Rückgang dürfte zu einem grossen Teil auf den Erfolg der
modernen Wundbehandlung mit Penicillin und ähnlichen Mitteln zurückzuführen sein.

3. Unfallmässige Gliedverluste

Bei den verlorenen Gliedern handelt es sich grösstenteils um Finger. Das Anwachsen des Anteils
dieser Schädigungsart in der Betriebsunfallversicherung dürfte mit der Zunahme der Bedeutung der
Metallindustrie zusammenhängen, wo solche Verletzungen beim Bedienen von Pressen und Stanzen
besonders häufig vorkommen. Im Jahre 1952 verursachten die unfallmässigen Gliedverluste bei den
Betriebsunfällen mehr als einen Fünftel aller Rentenfälle.

4. Gelenkverletzungen

Diese Verletzungsart spielt besonders in der Nichtbetriebsunfallversicherung eine grössere Rolle,
wo die vor allem bei Sport- und Verkehrsunfällen auftretenden schweren Arm-, Schultergelenk- und
Bandscheibenverletzungen in vielen Fällen zu bleibenden Schäden führen.

5. Berufskrankheiten und Arbeitsschädigungen

Ihr belastungsmässiges Gewicht ist viel grösser als der verhältnismässig kleine zahlenmässige
Anteil vermuten lässt, da es sich sehr oft um schwere Schädigungen handelt; im Jahre 1952 entfiel
rund ein Fünftel aller Hinterlassenenrenten auf diese Schädigungsart. Die Bedeutung der Berufskrank­
heiten und Arbeitsschädigungen hat stark zugenommen, was in erster Linie auf die Silikose zurückzu­
führen ist.

6. Übrige Schädigungsarten

Hier spielen noch die Gehirnerschütterungen, Vergiftungen, Verbrennungen,Verätzungen, Schädigun­
gen durch Lichtstrahlen und Elektrizität, sowie das Ersticken, Ertrinken und Erfrieren eine Rolle. Eine
weitere Aufspaltung nach diesen Schädigungsarten ist jedoch wegen des zu geringen Zahlenmaterials
nicht zweckmässig.

III. Die Berücksichtigung des gesundheitlichen Vorzustandes des Verunfallten

Das Heilverfahren und der Heilerfolg können wesentlich beeinflusst werden durch Krankheiten, die
nicht mit dem Unfall im Zusammenhang stehen. In solchen Fällen hat die Anstalt laut Art.91 des Ge­
setzes ihre Geldleistungen entsprechend zu kürzen. Diese Bestimmung ist zur Abgrenzung des Bereiches
der Unfallversicherung notwendig; sie wird aber begreiflicherweise oft als hart empfunden.

Es mag daher beruhigend wirken, festzustellen, dass die Kürzungen nach Art. 91 verhältnismässig
selten und belastungsmässig kaum von Bedeutung sind.

Im Jahre 1951 ergab sich (ohne SBB und PTT) folgendes Bild:
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Kürzungen nach Art. 91 im Jahre 1951

Zahl der Kürzungen KürzungsbeträgeZahl der
ordentlichen

Unfälle in /
der Anzahl Unfälle in Franken in /

der Gesamtbelastung
absolut

triebsunfälle
chtbetriebsunfälle .

110 772
60 357

703

298
1 424 187

647 040
0,63
0,49

1,61

1,43

Für den Versicherer bedeutet Art. 91 nicht eine Einsparung in der Höhe der angegebenen Beträge;
denn die Anstalt wird durch diesen Artikel auch dazu geführt, in zweifelhaften Fällen gekürzte Leistun­
gen zu gewähren, wo sie sich ohne die Kürzungsbestimmungen ablehnend verhalten müsste. Die ge­
troßene Ordnung gibt der Anstalt eine gewisse Bewegungsfreiheit, was nicht zuletzt auch den Versicherten
zugute kommt.

Über Unfallursachen

I. Betriebsunfallversicherung

Voraussetzung einer erfolgreichen Bekämpfung der Unfallgefahren ist die Kenntnis der Unfall­
ursachen. Zur Feststellung dieser Ursachen sind gründliche Untersuchungen erforderlich, die möglichst
bald nach einem Unfallereignis an Ort und Stelle durchgeführt werden müssen. Die Anstalt kann nur
eine kleine Zahl besonders aufschlussreicher Unfälle durch eigene Inspektoren untersuchen lassen, und
daher ist ihre aktive Teilnahme an der Erforschung der Unfallursachen begrenzt. Die Unfalluntersuchung
muss im allgemeinen den Betriebsinhabern und ihren Organen, die zur Stelle sind und die Arbeitsver­
hältnisse und das Personal genau kennen, überlassen werden. Die Ergebnisse der Unfalluntersuchungen
vermitteln Erkenntnisse über die Unfallgefahren und deren Folgen, die nicht nur für die technische
Unfallverhütung im Betrieb, sondern auch für die Aufklärung und die Schulung der Belegschaft wert­
voll sind. Ferner haben die Betriebsinhaber neben der gesetzlichen und moralischen Pflicht auch ein
finanzielles Interesse, die Gefahrenquellen einzudämmen; denn durch erfolgreiche Unfallverhütung
können sie Arbeitsausfälle und Betriebsstörungen verhindern und zur Senkung der Unfallkosten und
damit der Unfallprämien beitragen. Die Betriebsinhaber müssen sich also darüber klar sein, dass eine
eingehende Untersuchung der Unfälle nicht der Anstalt, sondern ihnen selbst zum Vorteil gereicht.

Zur Unterstützung der Betriebsinhaber in der systematischen Bekämpfung der Unfallgefahren wäre als
Grundlage eine Statistik über Unfallursachen wünschenswert. Es wird vielfach angenommen, die Anstalt
sei in der Lage, gestützt auf die Angaben über den Unfallhergang in den Unfallanzeigen, eine solche Statistik
aufzustellen. Als Beauftragte für Unfallverhütung hätte sie selbst ein grosses Interesse an der Nutzbar­
machung der sich aus den vielfältigen Unfallereignissen ergebenden Erfahrungen. Es ist aber festzustellen,
dass die Führung einer Unfallursachenstatistik auf Grund der Unfallanzeigen nicht möglich ist. Die Unfall­
beschreibungen sind in den meisten Fällen dürftig und unvollständig, bisweilen sogar unrichtig oder irre­
führend. Diese bedauerliche, aber kaum zu ändernde Tatsache dürfte zum Teil darauf zurückzuführen
sein, dass Versicherte und Arbeitgeber befürchten, es könnte aus den Meldungen auf ein ihnen zur Last
fallendes Verschulden geschlossen werden, und zum Teil scheint leider auch mangelndes Interesse von
Betriebsinhabern an einer genauen und gründlichen Unfalluntersuchung verantwortlich zu sein.
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Erfahrungen, die auch im Auslande gemacht werden, bestätigen die Auffassung, dass nur zielge­
richtete Erhebungen, die sich auf bestimmte, eng begrenzte Teilgebiete des Unfallgeschehens beziehen
und die mit besonders ausgearbeiteten Fragebogen durchgeführt werden, eine schlüssige Unfallursachen­
statistik ermöglichen. Solche eingehende Erhebungen, die für die Anstalt mit bedeutenden administra­
tiven Umtrieben verbunden wären, werden aber weit besser durch die unmittelbar interessierten Be­
triebsinhaber vorgenommen, die aus den gewonnenen Erkenntnissen an Ort und Stelle die nötigen
Massnahmen zur Unfallverhütung ableiten und anordnen können.

Da aus mangelhaften Unterlagen nie eine wertvolle Statistik entstehen kann, hat sich die Anstalt
bei der Auswertung ihres anhand der Unfallanzeigen erhobenen Materials stets grosse Zurückhaltung
auferlegt, und sie beschränkte sich auch in der Berichtsperiode auf die Durchführung einiger Sonder­
untersuchungen.

Zunächst soll dem regen Interesse, das den Berufskrankheiten und ihrer Bekämpfung entgegenge­
bracht wird, wiederum durch einige zahlenmässige Angaben Rechnung getragen werden. Besondere
Beachtung verdient dabei die Silikose, über die in einem besondern Abschnitt berichtet wird. Schliesslich
dürften die Ergebnisse einer Untersuchung über die Unfallursachen in der Gefahrenklasse 40e, Tunnel
und Stollenbau, Interesse finden, da, in dieser Klasse das Unfallrisiko allgemein, insbesondere aber auch
zufolge der Silikose, ausserordentlich gross ist.

1. Berufskrankhei ten '

Berufskrankheiten sind den Unfällen nur gleichgestellt, wenn sie durch Stoffe verursacht wurden, die
in das gemäss Art. 68 KUVG aufgestellte Verzeichnis aufgenommen sind. Daneben werden nach einem
Verwaltungsratsbeschluss auch noch andere Berufskrankheiten und ferner Arbeitsschädigungen durch
die Anstalt entschädigt.

Es sei erwähnt, dass auf den 1. Januar 1953 eine neue Verordnung über die Berufskrankheiten in Kraft
gesetzt worden ist. Diese Verordnung bringt eine wesentliche Erweiterung des Kreises der gesetzlich zu
entschädigenden Berufskrankheiten mit sich, indem sie die früher in Art. 47 der Verordnung I zum
KUVG enthaltene Liste aufhebt und durch ein Verzeichnis ersetzt, das zahlreiche neue Stoffgruppen
und Einzelstoffe enthält. Dadurch fällt für verschiedene Berufskrankheiten die bisherige freiwillige
Entschädigung gemäss Beschluss des Verwaltungsrates vom Oktober 1918 dahin, und den Versicherten
wird ein Rechtsanspruch eingeräumt. Bei der Betrachtung der im folgenden dargelegten Ergebnisse ist
daher zu beachten, dass diese noch unter der alten Ordnung angefallen sind und dass künftig eine Ver­
schiebung von den freiwilligen zu den gesetzlichen Entschädigungen eintreten wird.

In der Berichtsperiode wurde eine besondere Untersuchung über die Berufskrankheiten aus den
Jahren 1951 und 1952 durchgeführt. Dabei waren für die beiden Jahre hinsichtlich Häufigkeit und Be­
lastung der Berufskrankheiten und deren Bedeutung im Rahmen der Betriebsunfallversicherung keine
wesentlichen Unterschiede festzustellen. Im folgenden kann man sich daher darauf beschränken, über
die Berufskrankheiten aus dem Jahre 1952 zu berichten und nur diese mit den Ergebnissen des Jahres
1945, die im Bericht über die Beobachtungsperiode 1943 â€” 1947 dargelegt worden sind, zu vergleichen.

Im Jahre 1952 wurden insgesamt 3386 Berufskrankheitsfälle neu als versicherte Ereignisse anerkannt;
145 Fälle aus dem Jahre 1952 und früheren Jahren führten zur Zusprechung einer Invalidenrente; 48
frühere Invalidenrentner (46 Silikotiker, 1 Kohlenoxyd- und 1 Bleivergifteter) sind nachträglich an der
Berufskrankheit gestorben; diese Fälle wurden vom Neuzugang an Invaliden abgezählt und verminderten
diesen von 145 auf 97 Fälle. Die 48 nachträglichen Todesfälle aus Berufskrankheiten früherer Jahre
führten zusammen mit den übrigen 26 Todesfällen zur Festsetzung von 74 Hinterlassenenrenten. Die
entstandenen Kosten beliefen sich auf 7,8 Millionen Franken oder 8,1 / der gesamten Belastung. Die
Verteilung der Berufskrankheitsfälle und deren Belastung nach der Art der Schädigung war die fol­
gende:

' In den zahlenmässigen Angaben dieses Abschnittes sind die Fälle der SBB und der PTT, die aus administrativen Grün­
den nicht in die Untersuchung einbezogen worden sind, nicht mitgezählt.
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Berufskrankheiten im Jahre l952

BelastungGesamtzahl
der Fälle

Hinterlassenen­
renten 'Invalidenrenten 'Art der Schädigung in /in Franken

I. Gesetzliche Übernahme nach
Art. 68

1. Chronische Vergiftungen .
2. Hautkrankheiten
3. Silikose

238
501

248

4 (2)
1

67 (46)

8

7

78

10,0

5,3
68,5

773 994
413 535

5 324 045

Total I . 987 72 (48)93 6 511 574 83,8

II. Freiwillige Übernahme nach
Verwaltungsratsbeschluss
1. Chronische Vergiftungen .
2. Hautkrankheiten

85

1178
1,4

10,6

108 056
824 998

' Anzahl anerkannte Invaliditätsfälle abzüglich der Fälle mit nachträglich tödlichem Ausgang.
Die in Klammer beigefügten Werte entsprechen der Zahl der Todesfälle, die aus früheren Invaliditätsfällen hervor­

gegangen sind.

Bei einem Kostenaufwand von rund 5,3 Millionen Franken kommt der Silikose die grösste Bedeutung
zu; ohne sie würden die Leistungen der Anstalt für Berufskrankheiten nur ungefähr 2,5 Millionen
Franken oder 2,6 / der gesamten Unfallbelastung des Jahres 1952 erreichen. Die Bedeutung der Berufs­
krankheiten im Rahmen der gesamten Betriebsunfallversicherung ist also nicht besonders gross; da sie
aber in gewissen Industriegruppen besonders häufig auftreten, können sie deren Ergebnisse spürbar
beeinflussen.

Eine ganz ausgesprochene Häufung ist vor allem bei der Silikose festzustellen:

Silikosefä lle im Jahre 1952

BelastungHinterlassenen­
rentenIndustriegruppe nach Prämientarif Anzahl Fälle Invalidenrenten

in /in Franken

Von den für den Tiefbau angegebenen Silikosefällen stammen 91 Fälle bzw. 35 Invaliden- und 23
Hinterlassenenrenten mit einer Belastung von 2,4 Millionen Franken allein aus dem Tunnel- und Stollen­
bau (Gefahrenklasse 40e). Ferner ist die Silikosegefahr gross in den Steinbrüchen und im Bergbau; an
dritter Stelle folgen die Giessereien.

Chronische Vergiftungen sind besonders häufig in der chemischen Industrie, auf die mehr als die
Hälfte der durch diese Gattung von Berufskrankheiten verursachten Unfallbelastung entfällt.
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Rund zwei Fünftel aller Hautkrankheiten stammen aus dem Baugewerbe; sie sind vor allem auf die
Einwirkung von Zement, Kalk und Mörtel zurückzuführen. Ein Viertel entfällt auf die Metallindustrie,
wo hauptsächlich der Umgang mit Ölen, Terpentin und Petrol zu Hauterkrankungen führt.

Bei den Arbeitsschädigungen handelt es sich meistens um Sehnenscheidenentzündungen. Nahezu die
Hälfte aller Arbeitsschädigungen stammen aus dem Baugewerbe und etwa ein Fünftel aus der Metall­
industrie.

Die Bedeutung der Berufskrankheiten und die Entwicklung der Risikoverhältnisse ergeben sich aus
einem Vergleich der folgenden verfügbaren Jahresergebnisse:

'Ohne SBB und PTT.

Zunächst ist festzustellen, dass die Berufskrankheiten sich im Bestande der Betriebsunfälle belastungs­
mässig viel stärker auswirken als anzahlmässig, was besagt, dass die Berufskrankheiten im Durchschnitt
viel kostspieliger sind als die Unfälle.

Während sich die Häufigkeit der Berufskrankheiten im Laufe der Zeit insgesamt nicht bedeutsam
verändert hat, ist eine erhebliche Zunahme der Belastung festzustellen. Welche Arten von Berufskrank­
heiten an dieser Entwicklung besondern Anteil haben, ist aus der folgenden Zusammenstellung zu ersehen:

Berufskrankhei ten in den Jahren 1945 und 1952 ~

Anzahl Fälle Belastung
Art der Schädigung

19451945 1952 1952

Fr.Fr.

326
285

358

238

501

248

537 237 773 994
99094 ', 413 535

2659039 ' 5 324045

3 295 370 , 6 511 574Total I 987969

II. Freiwilli e Übernahme nach VRB

583494 i 12622382433Total II 2399

Total Berufskrankheiten 3402 3386 3 878 864 7 773 812

' Ohne SBB und PTT.

Sowohl die Kosten der gesetzlich übernommenen als auch jene der freiwillig übernommenen Fälle
haben sich gesamthaft ungefähr verdoppelt, wogegen die Gesamtzahl der Fälle sich nicht wesentlich
verändert hat. Besonderen Anteil an dieser Entwicklung haben die Silikosefälle, deren Belastung sich
trotz dem spürbaren Rückgang der neu anerkannten Fälle verdoppelt hat. Die Ursachen dieser Er­
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I. Gesetzliche Übernahme nach Art. 68 KUVG

l. Chronische Vergiftungen .
2. Hautkrankheiten
3. Silikose

1. Chronische Vergiftungen .
2. Hautkrankheiten

3. Arbeitsschadigungen.
4. Pneumokoniosen

53

644

1731

5

85

1178

1122

14

25 112
234369 i
320 518

3 495

108 056
824 998
286 083

43 101



scheinung werden im nächsten Abschnitt näher erläutert. Verhältnismässig am stärksten zugenommen
hat die Belastung durch Hautkrankheiten, deren Zahl ganz bedeutend angestiegen ist. Aber auch bei den
chronischen Vergiftungen ist eine erhebliche Belastungszunahme zu verzeichnen, obschon die Fallzahl
leicht abgenommen hat. Bei den Arbeitschädigungen hingegen ist ein Rückgang festzustellen.

Besonders deutlich lässt sich der Anteil der einzelnen Schädigungsarten am Bestand der Berufs­
krankheiten und seine zeitliche Entwicklung anhand der folgenden Gewichtsverteilungen darstellen:

Anteil der Schädigungsarten am Bestand der Berufskrankheiten in den Jahren l945 und l952

Art d

I. Gesetzliche Übern
1. Chronische Ver
2. Hautkrankheite
3. Silikose

Total I

II. Freiwillige Überna
beschluss
1. Chronische Ver
2. Hautkrankheite

3. Arbeitsschädigu
4. Pneumokoniose

Total II

Total Berufskrankhei

Obschon die Zahl der nach Gesetz anerkannten Berufskrankheiten ganz erheblich kleiner ist als jene
der nach Verwaltungsratsbeschluss anerkannten Fälle, entfällt auf sie doch der Grossteil der Belastung.
Dies ist auf die ausserordentlich hohen Kosten der Silikosefälle zurückzuführen, deren überragende
Bedeutung augenfällig ist. Deutlich tritt auch das zunehmende Gewicht der Hautkrankheiten, vor allem
der nach bisheriger Ordnung durch Verwaltungsratsbeschluss anerkannten Schädigungen durch Ze­
ment in Erscheinung, wogegen die Bedeutung der chronischen Vergiftungen und besonders jene der
Arbeitsschädigungen abgenommen hat.

Die Tabelle 2 im Anhang gibt näheren Aufschluss über die Verteilung der Berufskrankheiten und
deren Belastung auf die einzelnen verursachenden Stoffe. Beim Vergleich mit den entsprechenden An­
gaben des Jahres 1945, die im letzten statistischen Bericht wiedergegeben sind, ist zu beachten, dass es
sich um Ergebnisse aus Einzeljahren handelt, die insbesondere in den Untergruppen zufallsbedingt sein
können. Immerhin ergeben sich daraus für die bereits festgestellten Gewichtsverschiebungen folgende
Erklärungen: Bei den Hautkrankheiten, die sich gegenüber der letzten Erhebung fast verdoppelt haben,
spielt neben der Verdreifachung der Zementekzeme die sehr starke Zunahme der Schädigungen durch
Lösungsmittel und Terpentin eine besondere Rolle. Diese Entwicklung ist im Hinblick auf die Kon­
junktur im Baugewerbe und die vermehrte Verwendung von Lösungsmitteln ohne weiteres verständlich.
Der Rückgang bei den chronischen Vergiftungen ist vor allem auf die Abnahme der Schädigungen durch
Kohlenoxyd, Benzol und Quecksilber zurückzuführen, die im letzten Kriegsjahr 1945 insbesondere
zufolge der Verwendung von Ersatztreibstoßen erhöhte Bedeutung hatten. Bei den Arbeitsschädigungen
ist ein auffallend starker Abfall der Sehnenscheidenentzündungen festzustellen. Ob weniger solche
Schädigungen zur Anmeldung kommen oder ob sie vermehrt als Unfälle anerkannt werden müssen, ist
schwer abzuklären.
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Aus der Gegenüberstellung ergibt sich, dass das Risiko der Berufskrankheiten zufolge der fort­
schreitenden technischen Entwicklung in Industrie und Gewerbe starken Schwankungen unterworfen ist.

2. Silikose

Die Silikose, deren wachsende Bedeutung schon im vorangegangenen Abschnitt zum Ausdruck kam,
bildet nicht nur für den Arzt und den Unfallverhütungsdienst ein schwieriges Problem, sondern stellt
auch den Statistiker, der ihre Kosten abzuschätzen hat, vor schwer lösbare Aufgaben.

Vertreter der medizinischen und der technischen Wissenschaften, die sich in der «Zürcherischen
Arbeitsgemeinschaft zur Erforschung und Bekämpfung der Silikose in der Schweiz»zusammengeschlossen
haben, sind eifrig bemüht, die Probleme in enger Fühlungnahme mit ausländischen Forschungsstellen
einer Lösung entgegenzuführen. Es sei diesbezüglich auf die Fachliteratur verwiesen.

An dieser Stelle sollen insbesondere die Schwierigkeiten auf statistischem Gebiete dargelegt
werden, einmal um die gegebenen Zahlen ins richtige Licht zu rücken, dann aber auch um zu zeigen, dass
der Versicherer hinsichtlich der Silikosebelastung zu besondern Massnahmen gezwungen wird.

Im Gegensatz zum Unfall, bei dem im allgemeinen feststeht, welchem Betriebe, welcher Gefahren­
klasse und welchem Unfalljahre die Kosten belastet werden müssen, gelangt der Silikosefall oft erst lange
Zeit nach dem Beginn der schädigenden Einwirkung zur Anmeldung. Dadurch wird die Zuteilung der
Silikosefälle zu den Betrieben erschwert. Da anderseits die Silikosefälle grosse Kosten verursachen,
die sowohl versicherungstechnisch als auch aus praktischen Erfahrungen am zweckmässigsten von Risiko­
gemeinschaften und nicht vom einzelnen Betriebe getragen werden, ist die Anstalt im Laufe der Berichts­
periode dazu übergegangen, die Silikosefälle nicht mehr einzelnen Betrieben, sondern direkt den ent­
sprechenden Gefahrenklassen zuzuteilen.

Ferner ist bei Silikosefällen die Erfüllung der mit dem Kapitaldeckungsverfahren verbundenen
Forderung, dass in jedem beliebigen Zeitpunkte für alle Schäden der Vergangenheit Deckung vorhanden
sein muss, nicht ohne Schätzungen möglich. Es ist unumgänglich, Schadenreserven zu bestimmen, und
zwar auch für Fälle, die dem Versicherer noch gar nicht bekannt sind.

Selbst die Abschätzung der Kosten des angemeldeten Silikosefalles ist sehr schwierig. Es handelt sich
in der Regel um einen fortschreitenden Krankheitsprozess, wobei im Anfangsstadium vielfach keine
Versicherungsleistungen nötig sind, dann während mehrerer Jahre Arbeit und Arbeitsunfähigkeit
abwechseln, bis später die endgültige Invalidierung und schliesslich in sehr vielen Fällen der Tod als Folge
der Krankheit eintritt. Die geringen Erfahrungen der Anstalt erlauben es vorläufig noch nicht, zuver­
lässige Durchschnittskostenwerte zu bilden; dies um so weniger, als die Silikoseinvalidenrenten einen
von den Unfallinvalidenrenten erheblich abweichenden Verlauf zeigen, indem die Reaktivierung sozu­
sagen wegfällt, dafür die Sterblichkeit sehr gross ist. Da nach den bisherigen Erfahrungen fast in allen
Invaliditätsfällen eine Hinterlassenenrente nachfolgte, hätte der Rentenbarwert diesem Umstande
Rechnung zu tragen. Ferner tritt die Tatsache erschwerend hinzu, dass von der Silikose betrogene Ver­
sicherte sich vor der Einführung der prophylaktischen Tauglichkeitsuntersuchungen meistens erst dann
bei der Anstalt meldeten, als ihre Erwerbsfähigkeit bereits erheblich beeinträchtigt war, wogegen die
Krankheit heute in zahlreichen Fällen entdeckt wird, bevor der Versicherte Beschwerden verspürt. Dies
hat zur Folge, dass die Renten von Silikoseinvaliden im allgemeinen bei geringerer Erwerbsunfähigkeit
festgesetzt und bis zur Vollinvalidität bedeutend stärker erhöht werden müssen als früher. Gegenüber den
bisherigen Erfahrungen über den Rentenablauf von Silikosefällen werden deshalb einschneidende
Änderungen eintreten, und dadurch wird die Schätzung der Silikosebelastung erheblich erschwert.

Mit diesen Ausführungen dürfte nachgewiesen sein, dass die Silikose auch für den Statistiker ein
Problem darstellt. Die Tarifabteilung ist bemüht, die Schwierigkeiten zu meistern. Vorderhand aber
müssen die Schätzungen der Silikosebelastung mit aller Vorsicht betrachtet werden.

Fest steht jedoch, dass die Aufwendungen für Silikosefälle auch in der Berichtsperiode erneut ganz
bedeutend angestiegen sind; es zeigt sich folgende Entwicklung:
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AnerIcannte Siliicosefä lle 1932 â€” 1952

' Anzahl anerkannte Invaliditätsfälle abzüglich der Fälle mit nachträglich silikosebedingtem tödlichem Ausgang.
' Die in Klammer beigefügten Werte entsprechen der Zahl der Todesfälle, die aus früheren Invaliditätsfällen hervor­

gegangen sind.

Wie anschliessend näher dargelegt werden soll, ist das ausserordentlich starke Anwachsen der aner­
kannten Silikosefälle und der Silikosebelastung nicht nur auf die mit dem sprunghaften Anstieg der
versicherten Lohnsumme einhergehende Risikoerhöhung, sondern auch auf die Finführung der Taug­
lichkeitsuntersuchungen und eine Neuregelung und Erweiterung der Anspruchsberechtigung auf Ver­
sicherungsleistungen sowie auf den Umstand zurückzuführen, dass auch die Silikosefälle früherer
Perioden immer wieder neue Kosten verursachen, die nachgetragen werden müssen. Es kann sich dabei
um Heilkosten und Krankengelder oder aber, bei den zahlreichen nachträglichen Rentenfestsetzungen,
um Rentenkapitalwerte handeln.

Die Erhöhung des Silikoserisikos ist einmal den zahlreichen während der Kriegs- und Nachkriegs­
zeit ausgeführten Befestigungsbauten zuzuschreiben; ferner sind in starkem Masse mitbeteiligt: die
kriegsbedingte Ausbeutung von Kohlenvorkommen, der durch die Hochkonjunktur auch in den Stein­
brüchen und in den Eisen- und Stahlgiessereien gesteigerte Arbeitsanfall und schliesslich der in neuerer
Zeit stets grössern Umfang annehmende Bau von Elektrizitätswerken.

Einen gewissen Auftrieb hat die Zahl der anerkannten Silikosefälle im weitern dadurch erfahren, dass
die Anstalt durch Urteile des Eidgenössischen Versicherungsgerichtes aus dem Jahre 1945'auch in jenen
Silikosefällen entschädigungspflichtig erklärt wurde, bei denen die Einwirkung des Quarzes vor dem 1. Mai
1938 (Aufnahme des Quarzes auf die Stoff'liste gemäss Art. 68 KUVG) erfolgte und die Krankheit erst
nach diesem Zeitpunkte zum Ausbruch kam. Dazu kommt die Auswirkung des Bundesratsbeschlusses
vom 4. Dezember 1944, mit welchem die Tauglichkeitsuntersuchungen für alle Arbeiter, die im Tunnel-,
Stollen- und Bergbau der Einwirkung von Quarzstaub ausgesetzt sind, obligatorisch erklärt wurden.
Die Zahl der anerkannten Silikosefälle hat durch die Einführung dieser Tauglichkeitsuntersuchungen
in den ersten Nachkriegsjahren eine starke Überhöhung erfahren. Schliesslich ist am 15. September 1948
die neue Verordnung über Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung der Quarzstaublunge in Kraft
getreten, die sich auf die Artikel 65 und 65 " ' des KUVG stützt und den auf Vollmachtenrecht be­
ruhenden Bundesratsbeschluss vom 4.Dezember 1944 ablöst und erweitert. Die neue Verordnung
betrifft nicht mehr allein den Tunnel-, Stollen- und Bergbau, sondern erstreckt sich auf alle der obliga­
torischen Unfallversicherung unterstellten Betriebe, in denen mit dem Auftreten der Silikose gerechnet
werden muss; sodann räumt sie den Versicherten, die lediglich aus prophylaktischen Gründen von der
sie gefährdenden Arbeit im Quarzstaub ausgeschlossen werden müssen und keine ordentlichen Versiche­
rungsleistungen gemäss Gesetz erhalten, unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Ausrichtung
einer Übergangsentschädigung durch die Anstalt ein. Zufolge dieser prophylaktischen Untersuchungen
wurde eine bedeutende Zahl von Silikosen festgestellt und durch die Anstalt anerkannt, ohne dass
freilich in all diesen Fällen bereits Versicherungsleistungen â€” vor allem Rentenleistungen â€” zur Aus­
richtung kamen.

' Jahresbericht 1945, Seite 16.
' Neuer Artikel gemäss Gesetzesrevision vom 17. Dezember 1947.
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Aus diesen Betrachtungen geht deutlich hervor, dass die Silikosebelastung künftig auch dann sehr
hohe Werte erreichen wird, wenn dank den technischen und medizinischen Schutzmassnahmen ein
Rückgang der Neumeldungen eintreten sollte. Diese Feststellung wird durch folgende Gegenüberstellung
bestätigt:

Silikosebelastung
in Millionen Franken

Neu anerkannte
SilikosefälleJahr

Ein zeitliches Nachhinken der Silikosebelastung gegenüber der Entwicklung der Zahl neu anerkann­
ter Silikosefälle ist klar ersichtlich. In welcher Art die neu anerkannten Silikosefälle erst nach und nach

zu Leistungen führen, und wie das verspätete Nachfolgen der Silikosebelastung verursacht wird, geht
aus der folgenden Übersicht hervor, in der zur Darstellung gebracht wird, wie die in den einzelnen
Versicherungsperioden anerkannten Silikosefälle (Tabelle Seite 39) sich hinsichtlich der Ansprüche auf
Versicherungsleistungen bis Ende 1952 entwickelt haben.

Zeitliche Entwicklung der Ansprüche auf Versicherungsleistungen bei den anerkannten Silikosefällen

Fälle nach Entschädigungsarten Ende 1952
Todesfälle

validenrenten ~ t (S.l.k t d) ~ nicht durch Silikose
Hinterlassenen­

verursachtI renten (Silikosetod)

8

11

15

18

104

213
290
161

10

66

302
362

52768740

Bis Ende 1952 führten von den insgesamt 2861 anerkannten Silikosefällen 1532 zur Zusprechung
einer Rente; davon waren 768 Hinterlassenen- und 764 Invalidenrenten, wobei 24 Invaliditätsfälle
ausschieden zufolge Todes, ohne dass die Silikose Todesursache war. Weitere 417 Invaliditätsfälle, bei
denen die Silikose bis zum Ende der Berichtsperiode zum Tode führte, sind nur als Hinterlassenen­
renten gezählt.

Da der medizinischen Wissenschaft die Auffindung eines wirksamen Heilmittels bisher versagt blieb,
muss leider damit gerechnet werden, dass bei einem wesentlichen Teil der vorhandenen 740 Invaliden­
rentner und bei einer nicht unerheblichen Zahl der übrigen 1301 Silikosekranken früher oder später
ebenfalls Hinterlassenenrenten nachfolgen werden. Diese Feststellung wird eindrücklich erhärtet durch
die folgende Darstellung der prozentualen Verteilung der anerkannten Silikosefälle nach den bisherigen
Krankheitsfolgen, wobei die wenigen nicht durch Silikose verursachten Todesfälle der Einfachheit
halber bei den Hinterlassenenrenten mitgezählt sind.

1943

1944
1945

1946

1947

1948

1949

1950

1951

1952
1953

136

161

358

308

262
201

216
233
248
248
263

1,5

1,4

2,7
3,2
3,1

3,9
4,6
4,5
5,2
5,3
6,6



l erteilung der anerkannten Silikosefälle der Beobachtungsperioden nach Leistungsansprüchen Ende 1952

ohne Versicherungsleistungen ~ Invalidenrenten~ Fälle
~ Fälle mit Heilkosten u. Krankengeld Hinterlassenenrenten

() i'
/O

100

80

60

40

20

0

Anerkannte Fälle
im Zeitraum

1146

1948-1952
354

1938-1942

1225

1943-1947
136

1932-1937

Während von den in den beiden ersten Beobachtungsperioden anerkannten Silikosefällen bereits
rund 80% bzw. 60% zur Zusprechung von Hinterlassenenrenten geführt haben, mussten bei den in
neuerer Zeit anerkannten Silikosefällen bisher erst bei rund 25 % bzw. 15 % Hinterlassenenrenten fest­
gesetzt werden.

Wenn auch erwartet werden darf, dass die seit der Einführung der prophylaktischen Untersuchungen
festgestellten Silikosen im allgemeinen gutartiger verlaufen werden als die Fälle aus früheren Perioden,
so sind für die bis Ende 1952 anerkannten Fälle in Zukunft doch ohne Zweifel grosse Nachbelastungen
zu erwarten. Schätzungen haben ergeben, dass der künftig erforderliche Aufwand für die bereits aner­
kannten Fälle sogar erheblich grösser sein wird als die bisherigen Gesamtkosten. Eine besondere Unter­
suchung hat beispielsweise gezeigt, dass in den Jahren 1948 bis 1952 nahezu die Hälfte der Silikose­
belastung auf Fälle entfiel, die in früheren Jahren als Silikosefälle anerkannt worden sind. Es ist deshalb
angezeigt, dieser Sachlage durch vorsichtige Bestellung von Schadenreserven bei der Bemessung der
Rentendeckungskapitalien Rechnung zu tragen und das Prämienausmass entsprechend der mutmass­
lichen künftigen Belastung vorsichtig zu bemessen.

Abschliessend sei darauf hingewiesen, dass sich die Silikosefälle und die daraus anfallenden Kosten
nur auf wenige Gefahrenklassen verteilen. In der Berichtsperiode entfielen 43 / der gesamten Silikose­
belastung auf den Tunnel- und Stollenbau (Gefahrenklasse 40e), je 11% auf die Eisen- und Stahl­
giessereien (10c) und die Erz- und Kohlenbergwerke (38m) und insgesamt 13 / auf die verschiedenen
Steinbrüche (38a, 38c, 38d, 38 1). Die in der Berichtsperiode angefallenen Kosten von Silikosefällen aus
den Kohlenbergwerken, die nur während der Kriegsjahre eine Bedeutung hatten, sind ein typisches
Beispiel für die zeitliche Verzögerung des Belastungsanfalles gegenüber der Krankheitsanmeldung. Von
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auffallender Grösse ist der Anteil der Gefahrenklasse 40e an der gesamten Silikosebelastung. Dieser
betrug in der vorausgegangenen Beobachtungsperiode rund 30 / und hat somit um mehr als zwei
Fünftel zugenommen. Über die Bedeutung der Silikose im Tunnel- und Stollenbau wird im nächsten
Abschnitt noch eingehender berichtet.

Die mitgeteilten Zahlen zeigen, dass die Silikose auch vom menschlichen Standpunkte aus betrachtet
ein sehr ernstes Problem darstellt; alle Beteiligten sind sich denn auch einig, dass alles getan werden muss,
um das unermessliche Leid, das den Betrogenen aus dieser Krankheit erwächst, abzuwenden. Es ist zu
hoßen, dass sich durch die Fortsetzung der Tauglichkeitsuntersuchungen und durch Anpassung der
technischen Schutzmassnahmen der Betriebsinhaber zur Verhütung der Silikose an die Fortschritte der
wissenschaftlichen und technischen Forschung ein Erfolg einstellen wird. Gewisse Anzeichen hiefür
liegen vor, indem Neumeldungen von Silikosen bei Arbeitern, die ausschliesslich seit Einführung der
Schutzmassnahmen tätig waren, bisher ausgeblieben sind. Endgültige Schlüsse lässt die verhältnismässig
kurze, seither verstrichene Zeitspanne allerdings noch nicht zu. Immerhin darf erwartet werden, dass
sich die Anzahl der Erkrankungen künftig vermindern und die Staublunge in weniger schwerer Form
und in vorgerückterem Alter manifestieren wird.

3. Unfallursachen im Tunnel und St-ollenbau: Gefahrenklasse 40e

Mit der äusserst ungünstigen Risikoentwicklung in der Gefahrenklasse 40e, die einmal im Jahre 1948
und dann erneut im Jahre 1953 zu ausserordentlich grossen Prämienerhöhungen führte, ist das Interesse
an der Erforschung der Unfallursachen im Tunnel- und Stollenbau weiter angewachsen. Die Entwick­
lung ist â€” wie bereits dargelegt wurde â€” stark beeinflusst durch das hohe Silikoserisiko, doch erweist
sich auch die reine Unfallgefahr als sehr gross. Eine Fortsetzung der im Jahre 1945 erstmals durch­
geführten Erhebungen war somit durchaus angezeigt.

Die neuen Untersuchungen umfassen das Erfahrungsmaterial der Jahre 1951 und 1952 und stützen
sich auf Auszüge aus den Unfallanzeigen, die von den Fachleuten der Abteilung für Unfallverhütung
laufend überprüft wurden. Auf diese Weise konnten einmal die gewonnenen Erkenntnisse bei Besuchen
der Inspektoren auf den Baustellen zeitgerecht verwertet und die Unfallverhütungsmassnahmen günstig
beeinflusst werden. Zudem wurde eine wirklichkeitsnahe Deutung der statistischen Ergebnisse erleichtert.
Immerhin darf nicht ausser acht gelassen werden, dass den Angaben in den Unfallanzeigen â€” wie in der
Einleitung zu diesem Kapitel erwähnt worden ist â€” Mängel anhaften und die Ergebnisse mit entsprechen­
der Vorsicht zu werten sind. Obschon aus diesem Grunde nur allgemeine Feststellungen möglich sind,
vermögen diese doch einigen Aufschluss über die wichtigsten Gefahrenherde in der Gefahrenklasse 40e
zu geben und können dem Betriebsinhaber als Fingerzeig dafür dienen, wo eingehende Unfallunter­
suchungen und vermehrte Anstrengungen zur Unfallverhütung besonderen Erfolg versprechen.

Um zunächst einen Überblick über die Bedeutung der Gefahrenklasse 40e im Rahmen der Betriebs­
unfallversicherung zu gewinnen, sei die Entwicklung der versicherten Lohnsumme wiedergegeben:

Entwicklung der Gefahrenklasse 40e
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Nach unbedeutenden Schwankungen zu Beginn der Berichtsperiode ist die versicherte Lohnsumme
im Verlaufe der letzten Jahre sprunghaft angestiegen und hat im Jahre 1952 betragsmässig den früheren
Höchststand des Spitzenjahres mit dem kriegsbedingten Festungsbau weit überschritten. Gemessen an der
versicherten Gesamtlohnsumme hat sich der Anteil der Gefahrenklasse 40e im letzten Jahrfünft mehr

als verdoppelt, ohne allerdings den Wert des Jahres 1942 zu erreichen. Diese Entwicklung zeigt einmal
mehr, mit welch grossen Lohnsummenschwankungen in dieser Gefahrenklasse gerechnet werden muss,
und wie schwer es hält, den mutmasslichen künftigen Verlauf vorauszusehen. Bei der Beurteilung von
Erfahrungswerten ist daher besondere Vorsicht am Platze.

Der Ende der Berichtsperiode festgestellte, starke Lohnsummenanstieg ist einerseits dem vermehrten
Bau von Kraftwerken, wie jener der KWO im Oberhasli, der Maggia, der Grande Dixence, derjenigen
bei Mauvoisin und im Bündnerland, und anderseits den unterirdischen Bauten des Bundes zuzuschreiben.
Es ist zu erwarten, dass das Arbeitsvolumen im Tunnel- und Stollenbau auch in den nächsten Jahren
noch hoch sein wird. Ob auf weitere Sicht nicht doch eine spürbare Rückentwicklung eintreten wird, ist
insbesondere im Hinblick auf die Bedeutung der militärischen Bauten, deren Umfang stark von politi­
schen Einflüssen abhängt, schwer zu beurteilen.

Wie hat sich die dargelegte Entwicklung der versicherten Lohnsumme auf das Unfallrisiko ausge­
wirkt? Zur Prüfung dieser Frage sei in der folgenden Übersicht die Unfallbelastung, ausgedrückt in
Promille der versicherten Lohnsumme, wiedergegeben und zwar sowohl für das Gesamtrisiko, als auch
für das Silikoserisiko und das Risiko aus reinen Unfällen allein.

Unfallbelastung in Promille der versicherten Lolsnsumme

Die Zunahme der Gesamtbelastung hat sich auch im Verlaufe der letzten Berichtsperiode fortgesetzt,
allerdings weniger ausgeprägt als in der Vorperiode, weil der Anstieg durch das reine Unfallrisiko, das
nahezu konstant geblieben ist, verlangsamt wurde. Die weitere Risikosteigerung im Gesamtbestand ist
allein auf die Silikosefälle zurückzuführen, deren Risikosatz sich gegenüber der Vorperiode trotz des
starken Anwachsens der Lohnsumme beinahe verdoppelt hat.

In der Berichtsperiode hat das Silikoserisiko folgenden Verlauf genommen:

Silikosebelastung
in '/pp der versicherten Lohnsumme

Jahr Fr.

1943-1947 3 614 738 49,2

1948

1949

1950

1951

1952

1 502 830
1 336 795
2 098 702
2 700 382
2 409 640

91,3
88,7

121,0
99,2
60,0

1948-1952 10 048 349 86,4

Wie die Entwicklung der frankenmässigen Belastungsbeträge deutlich zeigt, wäre es verfehlt, aus den
abnehmenden Risikosätzen schliessen zu wollen, dass die Silikose an Bedeutung eingebüsst habe. Die
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scheinbare Besserung ist allein auf den ausserordentlichen Anstieg der versicherten Lohnsumme im
Verlaufe der Berichtsperiode zurückzuführen, wogegen die auf diese hohen, gegenwärtigen Lohnsummen
bezogenen Silikosebelastungen â€” wie bereits eingehend dargelegt wurde â€” zum grössten Teil aus Silikosen
stammen, die vor 5, 10, 15 oder 20 und mehr Jahren erworben wurden, als die Lohnsummen nur Bruch­
teile der heutigen Werte ausmachten. Hätte beispielsweise die versicherte Lohnsumme sich in der neue­
sten Fünfjahresperiode auf derselben Höhe gehalten wie in der Vorperiode, würde die Silikosebelastung
im Mittel 137 /„der versicherten Lohnsumme betragen. Es ist dies ein Nettobelastungssatz aus Silikose­
fällen, der noch höher liegt als jener von 120 /„, der als Grundlage diente zur Neufestsetzung der Silikose­
prämien der Gefahrenklasse 40e im Prämientarif 1953.

Die Silikose hat im Tunnel- und Stollenbau also keinesfalls an Bedeutung eingebüsst. Ganz im
Gegenteil hat sich die Silikosebelastung gegenüber der Vorperiode nahezu verdreifacht, ist sie doch von
3,6 Millionen Franken im Jahrfünft 1943 â€” 1947 auf über 10 Millionen Franken in der Periode 1948 â€” 1952
angewachsen. Nahezu die Hälfte des Prämienaufwandes der Gefahrenklasse 40e muss heute zur Dek­
kung des Silikoserisikos eingesetzt werden. Es steht daher ausser Zweifel, dass alles unternommen werden
muss, um die Silikosegefahr einzudämmen. Es sei in diesem Zusammenhange auf die Druckschrift
«Warum so hohe Prämien im Tunnel- und Stollenbau?» verwiesen, in der im besondern auch die Be­
deutung und Durchführung der Verhütungsmassnahmen bei Silikosegefährdung behandelt werden.

Wenn auch die Bedeutung der übrigen Unfallgefahren gegenüber der Vergleichsperiode 1943 â€” 1947
nur unwesentlich angestiegen ist, so ist doch der ausgewiesene Nettobelastungssatz von 131 /» derart
hoch, dass eine nähere Untersuchung der Unfallursachen bestimmt besonderer Beachtung wert ist.

Die Ergebnisse der am Erfahrungsmaterial der Jahre 1951 und 1952 durchgeführten Untersuchungen
weichen nur unbedeutend voneinander ab. Daraus ergibt sich, dass die Resultate als schlüssig betrachtet
und zur Darstellung der Verhältnisse zusammengefasst werden können. Werden die 6352 Unfälle der
Jahre 1951 und 1952 (ohne die Bagatellunfälle) nach den wichtigsten Unfallursachen aufgeteilt und mit
den Zahlen des Jahres 1945 verglichen, so ergibt sich â€” bei Weglassung der bereits behandelten Silikose­
fälle â€” folgendes Bild:

Verteilung der ordentlichen Unfälle (ohne Silikosefälle) der Jahre 1945 und 195l/52
nach den Unfallursachen

Prozentualer Anteil
Unfallursachen

der Belastung1945 I 1951/52
der Fälle

1951/521945

1. Steinschlag, Herunterfallen und Abrutschen von
Gestein bei Verlad, Transport und Ablagerung

2. Mechanische Trans ortmittel.
23

22

(17)
16

10

8

7

3

2

3

6

20
22

(14)
2

7

6

12

13

4

24
22

(12)
11

7

5

12

7

3

17

21

(18)
2

12

9

10

10

5

8

6

davon Rollbahnen

3. Sprengarbeiten .
4. Maschinen.
5. Holz- und Metallkonstruktionen, Leitern .
6. Lastenheben und Lastenbewegen von Hand .
7. Werkzeuge und Hantierungen
8. Splitter und Fremdkörper
9. Gelände, Bodenbeschaffenheit, Hindernisse.

10. Verschiedenes
14

T otal . 100100 100100

Zur Erläuterung der Zuteilung der Unfälle zu den einzelnen Gruppen und zur nähern Umschreibung
der Unfallursachen sei auf die Übersichtstabellen 3 im Anhang verwiesen.
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Beim Vergleich der Erfahrungen der Beobachtungsjahre 1951/52 mit jenen des Jahres 1945 ergeben
sich folgende Feststellungen:

1. Steinschlag, Herunterfallen und Abrutschen von Gestein bei Verlad, Transport und Ablagerung

Es ist ein Rückgang der Unfälle durch Herunterfallen und Abrutschen von Gestein festzustellen, der
vor allem auf eine Abnahme beim Herunterfallen von losem Material zurückzuführen ist. Ursache dieser

Abnahme dürfte die Mechanisierung beim Materialverlad und die Verwendung verbesserter Transport­
einrichtungen sein. Da diese Unfälle im allgemeinen aber weniger schwer sind als jene, die sich durch
das Herunterfallen von Gestein aus dem Gewölbe oder der Stollenbrust beim Vortrieb, bei der Aus­
weitung, der Profilbereinigung oder andern Arbeiten ereignen, ist die belastungsmässige Bedeutung dieser
Unfallursachengruppe gesamthaft nur leicht zurückgegangen.

2. Mechanische Transportmittel

Diese Unfallursachengruppe hat ihre Bedeutung beibehalten. Die Unfälle der Untergruppe «Roll­
bahnen» aber haben stark zugenommen, weil die Geschwindigkeiten der Rollbahnen erhöht, die Zugs­
längen und auch das Raumprofil der Rollwagen vergrössert wurden, so dass zwischen den Fahrzeug­
profilen und dem Lichtraumprofil der Stollen immer weniger Raum frei bleibt. Um das Risiko der
Rollbahnunfälle herabzumindern, ist es unerlässlich, ein Mindestausmass für den freien Raum zwischen
Fahrzeugen und Lichtraumprofil der Stollen oder Schutznischen in genügender Anzahl vorzuschreiben.

3. Sprengarbeiten

Plötzliche Explosionen beim Zünden von Ladungen und beim Auftreffen des Bohrers auf alte, nicht
detonierte Sprengladungen oder Sprengstoffreste in vorhandenen «Pfeifen», sowie die Giftigkeit zurück­
gebliebener Explosionsgase haben schwerste Unfälle verursacht. Die Kosten dieser Sprengunfälle
belaufen sich auf rund einen Sechstel der Gesamtbelastung (ohne Silikose). Unachtsamkeit, ungenügende
Überwachung, hastig gegebene Anweisungen und Unkenntnis oder Missachtung der Sprengvorschriften
können allerschwerste Folgen haben. Strenge Einhaltung der Vorschriften der Sprengverordnung, gute
Überwachung und Ausschaltung ungeeigneter Leute bei Sprengarbeiten sind unerlässlich.

4. Maschinen

Die verschiedentlich dargelegte starke Erweiterung des Umfanges der Bauarbeiten und die sehr
kurzen Fristen, die für ihre Ausführung festgelegt werden, haben zu einer immer stärkeren Mechani­
sierung der einzelnen Baustellen geführt. Dadurch haben auch die Unfälle dieser Ursachengruppe
bedeutend zugenommen. Die durch Bohr- und Abbauhämmer, sowie Bohrwagen und Druckluftein­
richtungen verursachten Unfälle nehmen unter den Maschinenunfällen mit rund der Hälfte der Fall­
zahl und der Belastung die erste Stelle ein. Die Stollenbagger haben insbesondere im Vortrieb viele
Arbeiter ersetzt, und die durch dieses neue Hilfsmittel verursachten Unfälle sind zahlreich, erreichten sie
doch rund einen Viertel aller Maschinenunfälle. Es handelt sich meistens um Einklemmungen zwischen
Stollenbagger und Rollwagen oder Stollenprofil. Es sei erwähnt, dass die Unfälle, die sich durch Herunter­
fallen von Gestein beim Aufladen mit dem Stollenbagger ereignen, in der Unfallursachengruppe 1 mit­
gezählt sind. Die übrigen Maschinenunfälle ereigneten sich an Materialaufbereitungs- und Beton­
maschinen und zum kleineren Teil an Maschinen, die in den Werkstätten benützt werden.

5. Holz- und Metallkonstruktionen, Leitern

Das starke Anwachsen der Bedeutung dieser Unfallursachengruppe mag auf den ersten Blick über­
raschen. Die nähere Untersuchung zeigt jedoch, dass diese Entwicklung hauptsächlich auf die militä­
rischen Bauten zurückzuführen ist, die zufolge der Grösse der Stollenquerschnitte und des Innenausbaues
besonders viele und grosse Gerüste sowie ausgedehnte Verschalungen erfordern.
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6. Lastenheben und Lastenbewegen von Hand

Das Heben und Bewegen von Lasten wird immer mehr mit Maschinen ausgeführt und die mensch­
liche Arbeitskraft immer weniger eingesetzt. Am meisten Unfälle ereignen sich heute noch beim Hand­
transport von Gerüstmaterial und Verschalungen. An zweiter Stelle folgen die Unfälle beim Transport
von Geleisen.

7. Werkzeuge, Handapparate, Hantierungen

Der immer stärkere Einsatz von Baumaschinen hat die Bedeutung dieser Unfallursachengruppe
stark herabgemindert. Im besondern wurde das früher sehr arbeitsintensive Aufladen von Hand berührt,
das heute fast durchwegs durch Auf lademaschinen besorgt wird.

8. Splitter und Fremdkörper

Steinsplitter, vor allem solche, die beim Bohren von Bohrlöchern und bei Spitzarbeiten am Fels ab­
springen, verursachen rund die Hälfte der Unfälle dieser Gruppe. Eine bedeutende Unfallquelle sind
auch die Metallsplitter in den Werkstätten.

9. Gelände, Bodenbeschaffenheit, Hindernisse

Die Einführung dieser neuen Unfallursachengruppe ermöglichte es, die Restgruppe «Verschiedenes»
stark zu verkleinern. Nahezu 8 / aller Unfälle sind auf einen nassen, gefrorenen, verschneiten oder
verschlammten Boden, Unebenheiten oder auf Hindernisse wie Schutt, Holz, Balken, Schienen oder
Weichen von Rollbahnen zurückzuführen. Die Unfälle dieser Gruppe sind im allgemeinen leichter Art.

10. Verschiedenes

Nachdem die durch das Gelände, die Bodenbeschaffenheit und Hindernisse verursachten Unfälle in
einer besonderen Gruppe aufgeführt worden sind, verbleiben in dieser Restgruppe vor allem noch die
Hautausschläge, die auf die Berührung mit Zement und speziellen Zusatzprodukten zurückzuführen
sind, sowie andere Arbeitsschädigungen.

Unfallursachen nach Baustellen

Da bei der Erforschung der Unfallursachen im Tunnel- und Stollenbau in den Jahren 1951 und 1952
Baustellen erfasst wurden, die sowohl hinsichtlich ihrer geographischen Lage und des Geländes als auch
hinsichtlich der Art der Bauten und der verwendeten baulichen Hilfsmittel sehr verschieden waren, ist es
zweifellos von Interesse, die Untersuchung der Unfallursachen auf einzelne Baustellen oder Gruppen
gleichartiger Baustellen auszudehnen.

Zu diesem Zwecke wurden 3 Gruppen gebildet:
I. Kraftwerkbauten

II. Bauten des Bundes
III. Bau von Strassen- und Eisenbahntunnels

Die Kraftwerkbauten zeichnen sich im allgemeinen aus durch sehr lange Stollen von verhältnis­
mässig kleinem Querschnitt. Die Baustellen liegen meistens im Gebirge, oft in schwer zugänglichen
Gebieten, wo auch der verfügbare Platz für die baulichen Einrichtungen in der Regel äusserst beschränkt
ist. Zudem befinden sich viele dieser Baustellen in grosser Höhe, so z.B. Praz Fleuri der Grande­
Dixence auf 2650 m.ü.M., so dass auch mit entsprechenden Witterungseinßüssen gerechnet werden
muss.

Die Bauten des Bundes dagegen besitzen im allgemeinen nur kurze Zugangsstollen, an die sich dann
unterirdische Räume grossen Ausmasses anschliessen, die mit verschiedensten Einrichtungen ausgebaut
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sind, die neben eigentlicher Ausbrucharbeit auch umfangreiche Betonierungs- und Maurerarbeiten
erfordern. Besondere Risiken zeigen sich beim Bau der unterirdischen Tankanlagen, wo umfangreiche
Aufbrüche von beträchtlicher Höhe zu erstellen sind. Die meisten dieser Bauten des Bundes liegen im
Gegensatz zu den Kraftwerkbauten aber in gut zugänglichen Gebieten.

Die dritte Gruppe, welche die Strassen- und Eisenbahntunnels umfasst, ist in den Jahren 1951 und
1952 verhältnismässig nur schwach vertreten, so dass die nachfolgenden Zahlenangaben zu Vergleichs­
zwecken nicht geeignet sind. Wenn sie trotzdem aufgeführt wurden, so geschieht es, um zu zeigen, welch
grosse Abweichungen in der Bedeutung der Unfallursachen sich bei kleineren Bauten durch den Einfluss
des Zufalls ergeben können.

Die Verteilung der Unfälle und der Belastung nach Unfallursachen zeigt bei den drei Gruppen von
Baustellen folgendes Bild:

Unfallursachen nach Art der Baustellen (ohne Silikose)

Prozentualer Anteil

der Unfallkostender UnfälleUnfallursachen

Baustellengruppe
II

Baustellen gruppeI i II III
1. Steinschlag, Herunterfallen und Abrutschen

von Gestein bei Verlad, Transport und Ab­
la erun

2. Mechanische Transportmittel .
3. S ren arbeiten

12

100 100 i 100 100 100 ' 100T otal ~ ~ ~ ~ ~
Wie gesagt, sind schlüssige Vergleiche nur zwischen den Baustellen der Gruppen I und II möglich.

Dabei zeigt es sich, dass einige Unfallursachen von unterschiedlicher Bedeutung sind. Auch zwischen
den Verteilungen der Unfallzahl und der Unfallkosten ergeben sich vor allem bei den Sprengunfällen
bedeutende Abweichungen, die jedoch zu einem wesentlichen Teil dem Zufall zuzuschreiben sind, weil
einerseits das Todesfallrisiko an sich, anderseits aber auch die Unfallkosten im Todesfalle â€” je nach dem
ob ein Lediger oder ein Familienvater betrogen wird â€” sehr zufallsbedingt sind. Für die reine Unfall­
ursachenforschung ist daher das Schwergewicht auf die Verteilung der Unfallzahlen zu verlegen.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass bei den Kraftwerkbauten die Bedeutung der Unfälle durch
mechanische Transportmittel und Maschinen grösser ist als bei den Bauten des Bundes, wogegen bei den
letzteren vor allem die Gerüstunfälle und die Unfälle durch Steinschlag und Herunterfallen von Gestein
einen grösseren Anteil aufweisen.

Wie lassen sich diese Unterschiede erklären? Die nähere Untersuchung der Unfallursachen nach
Baustellen (Tabelle 4 im Anhang) lässt folgende Feststellungen zu:

1. Steinschlag, Herunterfallen und Abrutschen von Gestein

Die Bedeutung dieser Unfallursachengruppe bei den Bauten des Bundes ist stark beeinflusst durch
den Bau grossräumiger, unterirdischer Anlagen, die den grössten Anteil (21 /) an Unfällen durch
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4. Maschinen .
5. Holz- und Metallkonstruktionen, Leitern .
6. Lastenheben und Lastenbewegen von Hand
7. Werkzeuge und Hantierungen .
8. Splitter und Fremdkörper.
9. Gelände, Bodenbeschaffenheit, Hindernisse

10. Verschiedenes.
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Steinschlag und Heruntertallen von Gestein aufweisen. Es ist dies durchaus erklärlich, stellt doch in
diesen Bauten von grossem Ausmass und beträchtlicher Höhe jeder lose Stein, der nicht sofort beseitigt
oder bei der Säuberung nicht beachtet wird, eine hohe Unfallgefahr dar.

Auch bei andern Bauten ergeben sich hohe Prozentsätze, so bei den unterirdischen Magazinen und
Kavernen (19%) und bei den Kraftwerkbauten Mauvoisin (19%) und der Maggia (17%).

2. Mechanische Transportmittel

Die geringere Bedeutung der Transportunfälle bei den Bauten des Bundes ist einmal dadurch bedingt,
dass die Bauplätze im allgemeinen in der Nähe von Verkehrsadern liegen und daher besser zugänglich
sind als bei den Kraftwerkbauten. Ferner sind die Stollen bei den Bauten des Bundes weniger lang und
meistens geräumiger und horizontal.

Einen besonders hohen Anteil an Transportunfällen weisen dagegen die Kraftwerkbauten auf, die
sich vielfach in abgelegenen Gebieten und schwierigem Gelände befinden und zudem sehr lange, enge
und oft steile Stollen besitzen.

3. Sprengarbeiten

Ein Unterschied zwischen den beiden Baustellengruppen I und II zeigt sich nur bei der Belastungs­
verteilung, und zwar ergibt sich bei den Kraftwerkbauten ein Anteil von 18% gegenüber 9% bei den
Bauten des Bundes. Die kostenmässigen Auswirkungen von Explosionen waren vor allem bei den Wer­
ken an der Maggia, der Grande Dixence und ganz besonders bei Mauvoisin, wo sie mehr als /,- der Un­
fallbelastung der beiden Jahre 1951 und 1952 ausmachten, gewaltig. Der hohe Anteil beim Kraftwerk
Mauvoisin ist zu einem wesentlichen Teil auf einen Massenunfall zurückzuführen, bei dem 3 Arbeiter
durch zurückgebliebene Explosionsgase vergiftet wurden und den Tod fanden. Ein ausserordentlich
grosser Kostenanteil entfällt auch bei der allerdings sehr kleinen Gruppe Tunnelbauten auf die Spreng­
unfälle.

Die nähere Untersuchung bestätigt immer wieder, dass schwerste Sprengunfälle bei genauer Ein­
haltung der Sprengvorschriften hätten verhütet werden können.

4. Maschinen

Die festgestellten Unterschiede sind darauf zurückzuführen, dass bei den Kraftwerkbauten der An­
teil der Unfälle, die durch Bohr- und Abbauhämmer, Bohrwagen, Stollenbagger und Druckluftein­
richtungen verursacht wurden, besonders hoch ist. So macht dieser Anteil bei den Werken Grande
Dixence, Mauvoisin und Maggia /, aller Maschinenunfälle aus, wogegen er bei den Bauten des Bundes
nicht einmal die Hälfte erreicht.

Der kleinste Anteil an Maschinenunfällen zeigt sich beim Bau unterirdischer Tankanlagen, was im
besonderen auf die weniger häufige Verwendung von Stollenbaggern zurückzuführen ist. Der grösste
Teil des ausgesprengten Materials wird am Fusse der Stollenschächte direkt in die Rollwagen abgezogen.

5. Holz- und Metallkonstruktionen, Leitern

Wie bereits hervorgehoben wurde, sind die Unfälle dieser Ursachengruppe bei den Bauten des Bundes
zahlreicher als bei den andern Baustellengruppen, und zwar vor allem jene, die sich bei den Schalungs­
arbeiten und dem Gebrauch von Leitern ereignen. Es ist dies bedingt einmal durch die grösseren Aus­
masse der Bauten des Bundes und ferner durch die viel umfangreicheren Verkleidungs- und Maurer­
arbeiten.

6. Lastenheben und Lastenbewegen von Hand

Der Anteil dieser Ursachengruppe ist bei den Bauten des Bundes etwas grösser als bei den Kraft­
werkbauten, weil entsprechend den umfangreicheren Gerüstungen und Verschalungen der Transport
und das Heben von Stangen, Balken, Brettern und übrigem Gerüst- und Verschalungsmaterial eine
grössere Rolle spielen.



7. Werkzeuge, Handapparate, Hantierungen

Die Prozentzahlen sind für die beiden Baustellengruppen I und II gleich gross. Stark unterdurch­
schnittliche Anteilswerte ergeben sich indessen bei den Werken Grande Dixence und Mauvoisin, die nur
Sätze von 6 % und 8 % aufweisen, gegenüber 10 % im Gesamtdurchschnitt. Eine nähere Prüfung zeigt,
dass die Unfälle durch Nägel auf diesen beiden Baustellen in den Beobachtungsjahren 1951 und 1952
weniger häufig auftraten, weil in diesen beiden Jahren keine grossen Holzverschalungen für Betonierungs­
arbeiten auszuführen waren, die eine der hauptsächlichsten Quellen für Nagelunfälle sind.

8. Splitter und Fremdkörper

Es zeigen sich für diese Unfallursachengruppe bei allen bedeutenderen Baustellen Anteilsätze
gleicher Grössenordnung.

9. Gelände, Bodenbeschaffenheit, Hindernisse

Wenn zwischen den Hauptgruppen von Baustellen auch keine Unterschiede festzustellen sind, so
ergeben sich zwischen einzelnen grossen Baustellen doch sehr verschiedene Anteilswerte, so beispiels­
weise 7 % beim Maggiawerk und bei den unterirdischen Tankanlagen, gegen 14% beim Werk Grande
Dixence. Wenn man bedenkt, dass beim Werk Grande Dixence die Einrichtungsarbeiten während des
Winters in Höhen von 2200 m bis 2700 m in exponierten Lagen mit vollstem Einsatz fortgesetzt wurden,
ist es erklärlich, dass sich sehr viele Unfälle durch teilweise schwere Stürze und Ausgleiten auf ver­
schneitem, vereistem, gefrorenem oder durchnässtem und schlammigem Boden, sowie Stürze über
Schienen und Schwellen von Rollbahnen oder andere Hindernisse aller Art ereigneten.

10. Verschiedenes

Die durch Umgang mit Zement und Zusatzprodukten (Sika) verursachten Hautausschläge waren
besonders bei den Maggiawerken und den Bauten des Bundes zahlreich. Es ist klar, dass vor allem bei
militärischen Bauten einer vollkommenen Abdichtung besondere Bedeutung zukommt, was eine ver­
mehrte Verwendung von Zement und Abdichtungsmitteln bedingt und eine erhöhte Gefahr von Haut­
krankheiten bedeutet.

Folgerungen für die Unfallverhütung

Obschon die einleitend dargelegten Gründe bei Schlussfolgerungen zur Vorsicht mahnen, können
einige allgemeine Erkenntnisse doch als gesichert gelten, nachdem nicht nur die Untersuchungsergebnisse
der Jahre 1951 und 1952 weitgehend übereinstimmen, sondern auch Unterschiede gegenüber den Er­
gebnissen des Jahres 1945 sich durch die seitherige Entwicklung der Arbeitsmethoden im Tiefbau und
die Art der ausgeführten Bauten erklären lassen. So zeigt es sich, dass neben der Silikose, die im Durch­
schnitt nahezu die Hälfte des Prämienaufwandes erfordert, die vier Unfallursachengruppen Steinschlag,
Herunterfallen und Abrutschen von Gestein â€” mechanische Transportmittel (insbesondere Rollbahnen)â€”
Sprengarbeiten und Maschinen eine überragende Rolle spielen; sie umfassen mehr als die Hälfte der
reinen Unfälle (ohne Silikose) und nahezu drei Viertel der reinen Unfallkosten der Gefahrenklasse 40e.
Dieselben Verhältnisse ergeben sich â€” im Grossen betrachtet â€” auch bei den einzelnen Baustellen von
Bedeutung.

Wie kann die grosse Zahl und die Schwere dieser Unfälle vermindert werden? Die eingehende Prü­
fung der Unfallursachen erlaubt dem Unfallverhütungsfachmann, wertvolle Schlüsse zu ziehen.

Die Unfälle der Ursachengruppe Steinschlag, Herunterfallen und Abrutschen von Gestein zeigen
mit aller Deutlichkeit, dass bei dem heute üblichen, raschen Arbeitstempo der Felsbeschaffenheit und
der sorgfältigen Säuberung der Felsoberflächen viel zu wenig Beachtung geschenkt wird. Schutzein­
bauten werden häufig zu spät vorgenommen. Durch eine sorgfältige Kontrolle der freigelegten Fels­
partien, dem Vortrieb schrittweise folgenden Einbau der Zimmerung oder Nagelung des Felsens
könnten zweifellos zahlreiche Unfälle und hohe Unfallkosten vermieden werden. Auch das Tragen von
Schutzhelmen durch alle im Stollen beschäftigten Arbeiter muss zur Regel werden, bieten diese doch



einen sehr wirksamen Schutz gegen Kopfverletzungen durch Herunterfallen von Gestein und Anschlagen.
Die guten Erfahrungen haben erfreulicherweise dazu geführt, dass heute der Schutzhelm im allgemeinen
bei allen Untertagarbeiten getragen wird.

Die mechanischen Transportmittel, insbesondere die Rollbahnen, sind Ursache zahlreicher und schwe­
rer Unfälle, die vermieden werden könnten. Es steht ausser Zweifel, dass auf zahlreichen Baustellen der
erhöhten Geschwindigkeit, dem vermehrten Gewicht und der grösseren Länge der Züge, sowie dem
grösseren Fahrprofil der Rollbahnen zu wenig Rechnung getragen wird. Viele Geleiseanlagen sind
zu schwach oder zu wenig sorgfältig verlegt und verursachen häufig Entgleisungen.

In vielen Fällen führen ungenügende Lichtmarkierung und mangelnde oder unrichtige Begleitung
der Züge zu schweren Unfällen der im Stollen beschäftigten Arbeiter. Auch der Transport von Material,
das im Verhältnis zum Stollenquerschnitt überdimensioniert ist, bedeutet eine ständige, grosse Gefahr
für alle Arbeiter, die im Stollen arbeiten oder verkehren müssen.

Um diese Unfallgefahren einzudämmen ist es unerlässlich, zwischen dem Rollmaterial und dem Licht­
raumprofil der Stollen einseitig einen Sicherheitsabstand von mindestens 50 â€” 60cm frei zu lassen oder
alle 40 â€” 50 m Ausweichnischen zu errichten. Schliesslich müssen auch beim Personentransport mit
Rollbahnen die gegebenen Weisungen strengstens eingehalten werden. Beim Transport sollen die Arbeiter
in den Wagenkasten sitzen und nicht auf den Wagenrahmen, den Plattformen oder zwischen den
Wagen stehen oder auf gefüllten Wagen sitzen.

Die Unfälle bei Sprengarbeiten sind nicht zahlreich (2 /), aber meistens von ausserordentlicher
Schwere (Kostenanteil 16 /). Eingehende Untersuchungen der Sprengunglücke zeigen immer wieder,
dass fast durchwegs die Missachtung der elementarsten Sicherheitsvorschriften bei der Durchführung
von Sprengarbeiten die Unfallursache ist.

Wie bereits erwähnt wurde, hat der Unfallverhütungsdienst der Anstalt die aus den eingehenden
Unfalluntersuchungen der Jahre 1951 und 1952 und den statistischen Aufzeichnungen gewonnenen
Erkenntnisse laufend verwertet, indem er den Betrieben die nötigen Anleitungen und Weisungen erteilt
hat, um eine Verminderung der Unfallzahl und der Unfallschwere im Tunnel- und Stollenbau zu er­
reichen. Die Anstalt hat auch eine neue «Verordnung über die Unfallverhütung bei Sprengarbeiten»
ausgearbeitet, die vollständiger ist als die bisherige und den Betriebsinhabern daher noch besser er­
möglicht, alle Belange zu überblicken, auf die unbedingt geachtet werden muss. Ferner wurden zwei
Druckschriften verfasst und an die interessierten Betriebsinhaber abgegeben, die eine betitelt «Die Ver­
hütung von Unfällen und Berufskrankheiten (Silikose) im Tunnel- und Stollenbau», die andere «Ver­
giftungen und Erstickungen bei unterirdischen Arbeiten». Schliesslich wurden auf mehreren Baustellen
Auf klärungsvorträge über Unfallverhütung gehalten.

Mit Aufklärung, Weisungen und Verordnungen allein lassen sich aber keine Unfälle verhüten.
Entscheidend ist die Befolgung der Unfallverhütungsvorschriften. Es bedarf dazu der ständigen An­
strengungen aller Beteiligten, vom bauleitenden Ingenieur bis zum letzten Arbeiter. Die Überwachung
jeder grösseren Baustelle oder von Gruppen kleinerer Baustellen durch einen qualifizierten Sicherheits­
ingenieur, dessen einzige Aufgabe es ist, dauernd für die nötige Sicherheit besorgt zu sein, die Beleg­
schaften zu unfallsicherem Arbeiten und Verhalten zu erziehen und die nötigen Unfallverhütungsmass­
nahmen rechtzeitig zu treffen, bedeutet auf dem Gebiete der Unfallverhütung bestimmt einen Fort­
schritt und verdient verallgemeinert zu werden. Bereits haben die Behörden des Kantons Wallis einen
Beschluss gefasst, der für alle Baustellen von Bedeutung einen Sicherheitsingenieur vorschreibt.

Zweifellos haben all diese Massnahmen bereits zu Erfolgen geführt, ansonst das reine Unfallrisiko
im Tunnel- und Stollenbau nicht konstant geblieben, sondern mit dem gesteigerten Arbeitstempo und
der im sprunghaften Anstieg der versicherten Lohnsumme sich ausdrückenden Überkonjunktur weiter
angewachsen wäre.

Es bleibt zu hoffen, dass es durch vermehrte Unfallverhütungsmassnahmen und durch konsequente
Befolgung der Unfallverhütungsvorschriften gelingen wird, nicht nur die Silikose, sondern auch die
übrigen Unfallgefahren herabzumindern und damit die ausserordentlich hohe Unfallbelastung im Tunnel­
und Stollenbau zu senken.
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II. Nichtbetriebsunfallversicherung

Bei den Nichtbetriebsunfällen stösst die Ermittlung der Unfallursachen noch auf grössere Schwierig­
keiten als bei den Betriebsunfällen. Die verfügbaren Angaben über den Unfallhergang sind meistens
unvollständig oder sogar dem wirklichen Tatbestand widersprechend. Die Anstalt hat sich deshalb seit
jeher darauf beschränkt, den Anlass festzustellen, bei dem sich der Unfall ereignet hat. Die Unfälle
lassen sich in vier Hauptgruppen aufteilen, nämlich:

1. Unfälle auf dem Wege zu und von der Arbeit
2. Unfälle zu Hause

3. Unfälle bei Nebenbeschäftigungen

4. Unfälle bei Sport, Spiel, Reisen und Erholung.

Ferner sind die Ergebnisse für die Männer und die Frauen, die besondere Risikogemeinschaften
bilden, getrennt zu betrachten. Tabelle 5 im Anhang des Berichtes gibt einen Überblick über die Vertei­
lung der Unfälle des Jahres 1952 und deren Belastung auf die Haupt- und Untergruppen der Unfall­
ereignisse.

Im letzten Bericht wurde für die Nachkriegszeit bereits ein erheblicher Anstieg des Unfallrisikos in
der Nichtbetriebsunfallversicherung festgestellt, der beim weiblichen Geschlecht noch ausgeprägter war
als bei den Männern. Wie die nachfolgende Übersicht deutlich zeigt, hat diese Entwicklung seither an­
gehalten.

Netto Unfallbela-stung in Promille der Lohnsumme

In der neuesten Beobachtungsperiode liegen die Risikosätze bei den Männern um rund 20 / und bei
den Frauen um rund 43 / über jenen der Vorkriegsperiode 1933 â€” 1937. Zur Anpassung der Prämien an
das grössere Risiko mussten die Tarifprämiensätze denn auch auf den 1. Januar 1949 und nochmals auf
den 1. Januar 1953 um je l'/«erhöht werden.

Die Ursachen der Risikosteigerung lassen sich anhand der Darstellung auf S. 52 überblicken.

Zunächst ist ersichtlich, dass die charakteristischen Unterschiede in der Unfallverursachung zwischen
Männern und Frauen erhalten geblieben sind. Der Hauptunterschied liegt in der Ursachengruppe
Nebenbeschäftigung, die bei den Frauen nur schwach vertreten ist. Die Weg- und Hausunfälle dagegen
fordern beim weiblichen Geschlecht höhere Prämien als bei den Männern. Auffallend ist bei beiden
Geschlechtern die grosse Bedeutung der Gruppe Sport- und Reiseunfälle, in der die Verkehrsunfälle eine
bedeutende Rolle spielen.

Bei der Beurteilung der zeitlichen Entwicklung ist einige Vorsicht am Platze, da die Ergebnisse eines
Einzeljahres in der Nichtbetriebsunfallversicherung, insbesondere beim Sport- und Reiserisiko, stark
von den Witterungsverhältnissen abhängig sind. Dennoch ist der Risikoanstieg bei den Wegunfällen
und vor allem bei den Sport- und Reiseunfällen augenfällig. Wie eine nähere Untersuchung zeigt, ist
die Zunahme bei den Wegunfällen insbesondere auf die Velounfälle zurückzuführen, deren Belastungs­
satz sich gegenüber dem Jahre 1945 bei beiden Geschlechtern nahezu verdoppelt hat. Der steile Anstieg
bei den Sport- und Reiseunfällen wurde vor allem durch die Ski- und Verkehrsunfälle verursacht, die
ganz besonders beim weiblichen Geschlecht zu einer starken Risikosteigerung führten.
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Unfallursachen der Nichtbetriebsunfä lle
Nettobelastung in '/„der Lohnsumme

Männer

5 'oon! 5'/o
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3 /po 3'/,p

2 /oo 2 /oo

1'/oo

Jahre 45 47 50 52 45 47 50 52 45 47 50 5245 47 50 52 Jahre

Die besondere Bedeutung, die den Verkehrsunfällen im Rahmen der gesamten Nichtbetriebsunfall­
versicherung zukommt, ergibt sich aus folgenden Zahlenreihen:

Antei! der Verkehrsunfälle an der Gesamtheit der Nichtbetriebsunfälle

Es zeigt sich, dass der Anteil der Verkehrsunfälle nicht nur im Gesamtbestand der Nichtbetriebs­
unfälle, sondern vor allem bei den schweren Unfällen eine starke Erhöhung erfahren hat. Am Ende der
Berichtsperiode entfielen mehr als zwei Fünftel der Invaliditätsfälle und mehr als die Hälfte der Todes­
fälle auf Verkehrsunfälle. Wenn der Kostenanteil keine entsprechende Steigerung erfahren hat, so nur weil
die Anstalt bei Verkehrsunfällen ihr Rückgriffsrecht auf den Schadenstifter geltend machen kann. Ohne
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diese Entlastung durch Regresseinnahmen hätte der Kostenanteil der Verkehrsunfälle im Jahre 1952
rund 45 / betragen. Eine nähere Untersuchung zeigt, dass sich in der Nichtbetriebsunfallversicherung
die Häufigkeit der Verkehrsunfälle seit dem Jahre 1945 insgesamt verdoppelt, bei den schweren Unfällen
sogar nahezu verdreifacht hat.

Bei der Würdigung dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, dass das Motorradrisiko als ausserordent­
liche Gefahr von der Versicherung der Nichtbetriebsunfälle ausgeschlossen ist. Über 80 / der versicherten
Verkehrsunfälle entfallen daher auf die Radfahrer. Schätzungen haben ergeben, dass die Übernahme
des Motorradrisikos jährlich eine zusätzliche Belastung von rund 15 Millionen Franken zur Folge
hätte. Zur Deckung dieses Risikos wäre eine Erhöhung der Prämien um einen Viertel erforderlich. Da
aber weniger als ein Zehntel der Versicherten Motorradbesitzer sind, wäre eine solche solidarische
Verteilung des Motorradrisikos auf alle Prämienzahler nicht zu verantworten; es müsste vielmehr die
Einführung individueller Zusatzprämien ins Auge gefasst werden. Diese würden aber vor allem im Hin­
blick auf die Rentenleistungen, welche die obligatorische Unfallversicherung gewährt, hoch ausfallen
und für den Motorradfahrer eine grosse Belastung bedeuten. Zudem muss die praktische Durchführ­
barkeit eines Prämiensystems mit individuellen Zusatzprämien in der Sozialversicherung als fragwürdig
bezeichnet werden.

Dass mit dem Motorradfahren eine ausserordentlich grosse Todesgefahr verbunden ist, ergibt sich
aus der nachfolgenden Gegenüberstellung, die auf der amtlichen Statistik der Verkehrsunfälle beruht:

Tödlich verunfallte Lenker und Mitfahrer bezogen aufje 1000
im Verkehr befindliche Fahrzeuge im Jahre 1953

Fahrräder 0,1
0,5
0,7
3,9

Motor wagen
Fahrräder mit Hilfsmotor.
Motorräder.

Die Todesfallgefahr ist beim Motorradfahren nahezu 40 mal grösser als beim Radfahren. Aber auch
das seit Mitte des Jahres 1950 auf Zusehen hin übernommene Risiko des Velofahrens mit Hilfsmotor

ist bedeutend. In den Jahren 1951 und 1952 wurden entschädigt:
Ordentliche Invalidi­

Unfälle tätsfälle
431 30
668 22

Todesfälle Unfallkosten

579 383 Fr.
1 133 264 Fr.

1951

1952
3

17

Die provisorischen Zahlen des Jahres 1953 lassen klar erkennen, dass der Anstieg des Hilfsmotor­
radrisikos angehalten hat.

Ein weiteres Anwachsen der Verkehrsunfälle und damit des Nichtbetriebsunfallrisikos überhaupt ist
im Hinblick auf den ständig zunehmenden Strassenverkehr durchaus möglich, und man muss sich mit
einiger Besorgnis fragen, ob die gegenwärtigen Tarifprämien, auf weitere Sicht betrachtet, ausreichen
werden. Sicher ist, dass die Anstalt gegenüber einer allfälligen Übernahme neuer Risiken Zurückhaltung
üben muss.

III. Der Faktor Mensch
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Die Bedeutung des Faktors Mensch als Unfallursache ist in früheren Berichten wiederholt hervor­
gehoben worden, und statistische Untersuchungen haben immer wieder bestätigt, dass persönliche
Veranlagungen und menschliche Schwächen das Entstehen von Unfällen begünstigen. Es ist in erster
Linie Sache der Betriebsinhaber, durch sorgfältige Auslese und zweckmässigen Einsatz des Personals,
hauptsächlich aber durch gute Führung und Beaufsichtigung die Auswirkungen menschlicher Unzu­
länglichkeiten auf das Unfallrisiko möglichst gering zu halten.

Nur in Fällen von schwerem Selbstverschulden greift die Anstalt direkt ein, indem sie die Versiche­
rungsleistungen gemäss Art. 98 des Gesetzes kürzt. Wie aus der folgenden Übersicht hervorgeht, macht
sie aber von diesem Recht insbesondere in der Betriebsunfallversicherung nur sparsamen Gebrauch.



Kürzungen nach Art. 98 in der Betriebsunfallversicherung

Die Anwendung des Art. 98 beschränkt sich im allgemeinen auf Unfälle, die durch übermässigen
Alkoholgenuss oder Raufereien verursacht werden. Insbesondere lehnt es die Anstalt ab, einen Verun­
fallten durch Kürzung der Geldleistungen zu benachteiligen wegen einer Fahrlässigkeit, die im Betriebe
bis anhin gewohnheitsmässig geduldet worden ist.

Grössere Bedeutung kommt den Kürzungen nach Art. 98 naturgemäss in der Nichtbetriebsunfall­
versicherung zu.

Kürzungen nach Art. 98 in der Nichtbetriebsunfallversicherung

Der Anstieg der Kürzungsfälle ist nicht etwa einer strengeren Praxis der Anstalt zuzuschreiben,
sondern er ist ohne weiteres aus der Zunahme der Verkehrsunfälle zu erklären, die vor allem zu Kürzun­
gen Anlass geben. Eine Aufteilung der Kürzungsfälle nach Kürzungsgrund ergibt für das Jahr 1951 in
der Nichtbetriebsunfallversicherung folgendes Bild:

Verteilung der Kürzungsfälle nach den wichtigsten Kürzungsgründen

Rund 95 / der Kürzungen sind verkehrswidrigem Verhalten und übermässigem Alkoholgenuss
zuzuschreiben. Der Vorwurf zu grosser Strenge in der Anwendung der gesetzlichen Kürzungsbestim­
mungen kann also der Anstalt gegenüber nicht zu Recht erhoben werden; denn es würde dem Sinn und
Zweck der sozialen Unfallversicherung widersprechen, bei groben Verstössen gegen Gesetzesbestim­
mungen und fahrlässigem Verhalten auf jede Strafmassnahme zu verzichten.
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Massnahmen und Erfolge der Unfallverhütung

Bei der Bekämpfung der Unfallgefahren richtet der Unfallverhütungsdienst sein Augenmerk vor
allem auf Klassen mit besonders hohem Risiko. Deshalb galten seine Bemühungen, wie im Abschnitt
«Über Unfallursachen» zum Ausdruck kommt, in der Berichtsperiode in verstärktem Masse der Senkung
des Unfallrisikos in der Gefahrenklasse 40e: Tunnel- und Stollenbau. Die Abteilung für Unfallverhütung
beschäftigte sich aber keineswegs nur mit dieser wichtigen Sonderaufgabe, sondern entfaltete auch auf
vielen anderen Gebieten eine rege Tätigkeit, was in der nachfolgenden Übersicht zum Ausdruck kommt.

Wenn auch ein ins Einzelne gehender Vergleich zwischen der Berichtsperiode und der vorhergehenden
Beobachtungsperiode nicht ohne weiteres möglich ist, da die Unfallverhütungsmassnahmen mit den sich
ändernden Einflüssen auf das Unfallgeschehen Schritt halten müssen, so vermag die Gegenüberstellung
der beiden Perioden doch zu zeigen, dass die Unfallverhütungstätigkeit auch in der Berichtsperiode eine
unverändert rege und vielseitige geblieben ist.

I. Die Tätigkeit der Anstalt

1. Betriebsbesuche

Die Anstalt hat darüber zu wachen, dass in den Betrieben die nach der Erfahrung notwendigen und
nach dem Stande der Technik und den gegebenen Verhältnissen anwendbaren Schutzmittel zur Verhütung
von Unfällen und Krankheiten eingeführt werden. Diese Überwachung liegt in den Händen der tech­
nischen Inspektoren des Unfallverhütungsdienstes, welche in der Berichtsperiode insgesamt 24 548 Be­
triebsbesuche durchführten, gegenüber 16 679 in der letzten Fünfjahresperiode. Davon erfolgten 2157
bzw. 2074 Besuche im Anschluss an Unfälle. Zahlreiche Betriebsbesichtigungen wurden gemeinsam mit
den eidgenössischen Fabrikinspektoren unternommen, die in bestimmtem Umfange bei der Unfallver­
hütung in den Fabriken mitwirken. In 12 gemeinsamen Konferenzen wurden Erfahrungen ausgetauscht
und Fragen der Unfallverhütung in den Betrieben besprochen.

2. Weisungen

Unter Beobachtung gewisser Formalitäten können nach Art. 65 des Gesetzes den Betriebsinhabern,
welche nicht von sich aus die nötigen Schutzmassnahmen treffen, entsprechende Weisungen erteilt
werden. In der Berichtsperiode wurden 43 634 Weisungen erlassen, gegenüber 28 341 in der letzten
Beobachtungsperiode. Sie verteilten sich wie folgt:

Weisungen nach Artikel 65

1943-19471948-1952

Allgemeine Betriebsführung.
H 1b b 't

3 1794 986

Auf der ganzen Linie ist eine Zunahme feststellbar, in der die gesteigerte Aktivität des Unfallver­
hütungsdienstes und die heute herrschende Hochkonjunktur zum Ausdruck kommen. Einzig im Hoch­
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und Tiefbau und bei der Materialgewinnung ist ein Rückgang eingetreten, weil sich hier nach dem
Inkrafttreten von neuen Verordnungen zur Unfallverhütung der Erlass von Weisungen in vielen Fällen
erübrigte.

Anlässlich der Vorlage von Plänen durch die Kantone wurden gemäss Art. 91 der Vollzugsverordnung
zum Fabrikgesetz 6717 Weisungen erteilt.

3. Verordnungen, Verfügungen und Richtlinien

In der Berichtsperiode wurden die folgenden Verordnungen, Verfügungen und Richtlinien zur Unfall­
verhütung erlassen, entworfen oder vorbereitet:

Erlassene Verordnungen und Verfügungen

«Verordnung über Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung der Quarzstaublunge (Silikose)»
(3. September 1948)

«Verfügung des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartementes über die Tauglichkeitsuntersuchung
in der Silikosebekämpfung» (8. September 1948)

«Verfügung I des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartementes über die technischen Massnahmen zur
Verhütung und Bekämpfung der Quarzstaublunge (im Tunnel-, Stollen- und Bergbau, in Schächten,
Rollöchern sowie bei den für Staumauern und zugehörigen Objekten notwendigen Aushubarbeiten)»
(8. September 1948)

«Verordnung über die Verhütung von Unfällen bei Hochbauarbeiten unter Verwendung von Hänge­
gerüsten mit beweglicher Plattform für Verputz-, Malerarbeiten usw.» (27. Mai 1949)

«Verordnung über Azetylen, Sauerstoff und Kalziumkarbid» (28. Februar 1950)
«Verordnung betreffend Verhütung von Unfällen bei der Verwendung von Kranen und Hebezeugen»

(22. Juni 1951)
«Verfügung II des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartementes über technische Massnahmen zur

Verhütung und Bekämpfung der Quarzstaublunge (Massnahmen in Eisen- und Metallgiessereien)»
(10. Oktober 1951)

«Verordnung über die Verhütung von Unfällen bei der Gewinnung und Aufbereitung von Gestein,
Mineralien, Kies, Sand, Lehm, Torf und ähnlichen Materialien über Tag» (6. Mai 1952)

«Verordnung über Berufskrankheiten mit Bezeichnung der Stoffe, deren Erzeugung oder Verwendung
bestimmte gefährliche Krankheiten verursacht» (11. November 1952)

Die Bedeutung der Verordnungen und Verfügungen über Berufskrankheiten, insbesondere Silikose,
kommt im Abschnitt «Über Unfallursachen» zum Ausdruck.

Entworfene und vorbereitete Verordnungen

«Entwurf zu einer Verordnung betreffend Verhütung von Unfällen im Betrieb von Luft- und Standseil­
bahnen mit Personenbeförderung»

«Entwurf zu einer Verordnung über die Verhütung von Unfällen an Kreissägen, Bandsägen, Abricht­
hobelmaschinen, Kehl- und Fräsmaschinen»

«Entwurf zu einer Verordnung über die Fabrikation von pyrotechnischen Artikeln» '

Richtlinien

«Richtlinien zur Verhütung von Unfällen beim Aushub von Gräben mittels mechanischer Einrichtungen,
wie Löffel-, Greif-, Eimerketten- oder Dragline-Bagger, usw.»

«Richtlinien zur Verhütung von Vergiftungen, Bränden und Explosionen beim Spritzen von Farben und
Lacken»

«Richtlinien zur Verhütung von Unfällen bei der Verwendung von durch Sprengladungen betriebenen
Werkzeugen (Bolzenschiessapparate usw.)»

' Dieser Entwurf wurde später zu «Richtlinien zur Verhütung von Unfällen bei der Fabrikation von pyrotechnischen
Artikeln» umgearbeitet, da von diesen Vorschriften ohnehin nur einige wenige Betriebe betroffen werden. Die Richtlinien
wurden 1953 fertiggestellt.
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Daneben beteiligte sich die Anstalt an Fachausschüssen zur Ausarbeitung von Unfallverhütungsvor­
schriften, nämlich an den vom Eidgenössischen Gesundheitsamt ins Leben gerufenen Kommissionen zur
Schaffung von Richtlinien über die Handhabung und den Verkehr mit radioaktiven Stoffen und für den
Schutz gegen ionisierende Strahlungen, an der Revision der Normen für die Einrichtung und den Betrieb
von Aufzugsanlagen und schliesslich an einem Fachkollegium des Schweizerischen Elektrotechnischen
Vereins, das sich mit der Aufstellung von Vorschriften für explosionsgeschütztes elektrisches Material
befasste.

4. Unfallverhütungsartikel

An Betriebsinhaber und Maschinenverkäufer wurden folgende Unfallverhütungsartikel geliefert:

Gelieferte Unfallverhütungsartikel

Art der Schutzartikel 1948-1952 1943-1947

Pressen

Total ohne Schutzbrillen und Zubehör. 20 56127 791

Gasamttotal n nd 531 QQQ894 529

' Ab 1947 lieferbar.

Der Verkaufswert dieser Artikel belief sich in der Berichtsperiode insgesamt auf 4 097 934 Fr., wovon
l 057 717 Fr. auf Schutzbrillen und Ersatzteile und 3 040 217 Fr. auf die übrigen Schutzvorrichtungen
entfielen. In der vorhergehenden Berichtsperiode hatte der Verkaufswert insgesamt rund 2 048 000 Fr.
betragen.

Sieht man von den Schutzbrillen und den dazugehörenden Ersatzgläsern ab, so ist bei den übrigen
Schutzvorrichtungen eine Steigerung des Absatzes um 35 / zu verzeichnen; bemerkenswert ist vor
allem die Zunahme bei den Schutzhauben für Kreissägen und bei den Hobelschutzapparaten.

Der Neuverkauf von Schutzbrillen entsprach in der Berichtsperiode wohl ungefähr dem durch
Erweiterungen und Neugründungen von Betrieben entstandenen Bedarf. Die grosse Zahl der verkauften
Ersatzgläser zeigt, dass von den bereits gelieferten Schutzbrillen ausgiebig Gebrauch gemacht wird.

In den Jahren 1946 und 1947 waren mit dem Verband Schweizerischer Holzbearbeitungsmaschinen­
Fabrikanten und dem Verband Schweizerischer Maschinen- und Werkzeughändler Vereinbarungen ge­
troffen worden. Die Mitglieder dieser Verbände hatten sich bereit erklärt, beim Bau ihrer Maschinen den
Unfallverhütungsvorschriften Rechnung zu tragen und sie mit den von der Anstalt empfohlenen Schutz­
vorrichtungen ausgerüstet zu liefern. Auf diese Weise konnten in der Berichtsperiode eine grosse Zahl
von Maschinen vor ihrer Inbetriebnahme mit Schutzvorrichtungen ausgerüstet werden, was einen be­
deutenden Fortschritt darstellt, weil dadurch die an diesen Maschinen beschäftigten Arbeiter von Anfang
an vor Unfällen geschützt waren.

Von den gelieferten Schutzvorrichtungen, mit Ausnahme der Brillen und Ersatzgläser, gingen 16970
oder 61 / an Betriebsinhaber und 10 821 oder 39 / an Maschinenverkäufer.

hutzbrillen .
satzgläser für Schutzbrillen

Spaltkeilvorrichtungen .
Spaltkeile für Kreissägen .
Schutzhauben für Kreissägen
Kehlschutzapparate
Hobelschutzapparate.
Fingerschutzvorrichtungen an
Frischluftgeräte .
Schweisserhelme.
Fräs schutza arate

197 896
668 842

2 113
12 045
4 400
3 311

3 629
1 802

25

33

433

189 822
rtt>d 321 000

2 362
10 615
2 406
2 321

1 653

1 025
79
64
36'



5. Anbringen von Schutzvorrichtungen

In den Betrieben wurden durch die Monteure der Anstalt folgende Schutzvorrichtungen montiert:

Anbringen von Schutzvorrichtungen

1948-1952 1943-1947Art der Schutzvorrichtung

Spaltkeilvorrichtungen .
Schutzhauben an Kreissägen
Schutzvorrichtungen an Hobelmaschinen .
Kehlschutzapparate
Fingerschutzvorrichtungen an Pressen und
Schutzvorrichtun en an Oberfräsen

l 135
2 673
1 142
l 842

880
24'

1 384
3 977
2 757
l 856
1 023

292
Stanzen

T otal
~ ~ ~ ~ ~

7 69611 289

' Ab 1947 lieferbar.

Ferner wurden in der Berichtsperiode 2348 Schutzvorrichtungen repariert, revidiert oder auf neue
Maschinen übertragen.

6'. Technische Fragen

Im Hinblick auf die Unfallverhütung wurden zahlreiche technische Fragen abgeklärt und die Erkennt­
nisse für neue Konstruktionen verwertet.

Eine verbesserte Schutzhaube für Kreissägen, ein leichteres Schutzbrillenmodell, ein neues Staub­
messgerät und eine Schutzvorrichtung für Adressiermaschinen wurden entwickelt.

Im Anschluss an eine schwere Explosion wurden in allen dem Versicherungsobligatorium unter­
stehenden Feuerwerk-, Munitions-, Sprengstolf- und Streichholzfabriken Erhebungen durchgeführt und
die erforderlichen Schutzmassnahmen angeordnet.

Ausserdem gaben zu besonderen technischen Untersuchungen Anlass: die Aufbewahrung von
flüssigem Chlor, die Explosionsgefahr von Lacktrockenöfen, trockenem Benzoylperoxyd und Öltrans­
formern und die Luftzufuhr für die beim Sandstrahlen benutzten Frischlufthelme.

7. Aufklä rungstä tigkeit

Die technische Unfallverhütung kann ihren Zweck nur in geringem Masse erreichen, wenn die Be­
triebsinhaber und Arbeiter die Gefahren ihres Berufes zu wenig kennen und sich der Bedeutung ihrer
Mitwirkung an der Unfallverhütung nicht bewusst sind. Aus dieser Erkenntnis heraus widmete sich die
Anstalt auch in der Berichtsperiode eifrig der Aufklärungstätigkeit zur Unfallverhütung.

In vielen Betrieben fanden Vorführungen der Maschinisten des Unfallverhütungsdienstes über das
richtige Arbeiten mit Schutzvorrichtungen statt. Im Maschinensaal der Anstalt in Luzern wurde zahl­
reichen Lehrlingen die sichere Handhabung von Holzbearbeitungsmaschinen erklärt. Die Anstalt be­
teiligte sich auch an den Maschinistenkursen im Schreinerhaus auf dem Bürgenstock und am Unterricht
der schweizerischen Holzfachschule in Biel.

Vor Arbeitnehmerorganisationen und anderen interessierten Kreisen wurden zahlreiche Vorträge
über Unfallverhütung gehalten. Dabei wurde auch der für die Anstalt gedrehte Unfallverhütungsfilm
vorgeführt.

Mit den eidgenössischen und kantonalen Instanzen, die sich mit dem Lehrlingswesen befassen, sowie
mit den grösseren Gewerbe- und Berufsschulen wurde Verbindung aufgenommen in der Absicht,bei den
angehenden Berufsleuten frühzeitig das Interesse an der Unfallbekämpfung zu wecken.

Schliesslich wurde im Jahre 1952 ein Informationsdienst gegründet, der durch Vorträge und andere
Verbreitungsmittel (Broschüren, technische Veröffentlichungen usw.) das Interesse von Arbeitgebern und
Arbeitnehmern an der Sicherheit der Arbeit zu gewinnen sucht.



8. Zwangsmassnahmen

Wegen Zuwiderhandlung gegen die Weisungen des Unfallverhütungsdienstes mussten in der Berichts­
periode gegen 213 Betriebsinhaber Zwangsmassnahmen ergriffen werden. Nur in einem einzigen Falle
musste Strafklage eingereicht werden. In allen andern Fällen begnügte sich die Anstalt damit, die Prä­
mien auf Grund von Art. 103, Absatz 2, des Gesetzes strafweise zu erhöhen.

II. Die Tätigkeit von Fachinspektoraten und Beratungsstellen

Verschiedene Fachinspektorate und Beratungsstellen sind im Auftrage der Anstalt auf Sonder­
gebieten der Unfallverhütung tätig.

Das Starkstrominstitut des Schweizerischen Elektrotechnischen Vereins erstattete 1278 Berichte über

durchgeführte Unfalluntersuchungen, gegenüber 940 in der vorhergehenden Beobachtungsperiode.
Das Inspektorat des Schweizerischen Vereins von Dampfkesselbesitzern nahm in der Berichtsperiode

22 881 Inspektionen vor, während sich deren Zahl in der letzten Fünfjahresperiode auf 21778 belaufen
hatte.

Das Azetyleninspektorat führte anlässlich von 5694 Betriebsbesuchen 9026 Anlagebesichtigungen
durch und erteilte 9754 Weisungen. In der letzten Periode waren 2171 Weisungen erteilt worden.

Das Technische Inspektorat Schweizerischer Gaswerke erteilte nach 501 Betriebskontrollen 555
Weisungen. In der letzten Beobachtungsperiode hatte es 494 Kontrollen durchgeführt.

Die Beratungsstelle für Unfallverhütung des Schweizerischen Baumeisterverbandes führte 3880 Kon­
trollbesuche auf Baustellen aus und erstattete Bericht über 134 Untersuchungen schwerer Bauunfälle.
Sie veranstaltete eine grosse Zahl von Lehrlings-, Umschulungs- und Baumaschinistenkursen.

Die Forstwirtschaftliche Zentralstelle der Schweiz in Solothurn führte zahlreiche Holzerkurse durch
zwecks Anlernung von Arbeitskräften zur rationellen und unfallsicheren Holzgewinnung. Sie gab auch
eine revidierte «Wegleitung über die Anwendung der obligatorischen Unfallversicherung in der Forst­
wirtschaft » heraus.

Die Schweizerische Beratungsstelle für Unfallverhütung befasste sich mit der Bekämpfung von ausser­
betrieblichen Unfällen, besonders im Verkehr und beim Sport. Die Sicherheit im Strassenverkehr wurde
gefördert durch Ausarbeitung von Projekten für bauliche Verbesserungen an gefährlichen Verkehrs­
stellen, Begutachtung verschiedenster Fragen der Unfallverhütung und durch Propaganda in Vorträgen,
Presse und Radio. Auch in der Landwirtschaft setzte die Beratungsstelle ihre Tätigkeit zur Verhütung
von Unfällen fort.

III. Erfolge der Unfallverhütung

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, dass den Bemühungen um die Unfallverhütung auch in der
Berichtsperiode beachtliche Erfolge beschieden waren. Die Anstalt versucht jeweils in ihren statistischen
Berichten, diese Erfolge zahlenmässig zu belegen in der Absicht, immer weitere Kreise von der Not­
wendigkeit und Einträglichkeit einer planmässigen und beharrlichen Arbeit auf dem Gebiete der Unfall­
verhütung zu überzeugen, und in der Meinung, dass Zahlen oft eindrücklicher wirken als Worte und
gute Ratschläge. Allerdings darf die Beweiskraft solcher Erfolgsstatistiken nicht überschätzt werden.
Das Unfallrisiko wird nämlich durch zahlreiche Faktoren beeinflusst, und es ist nicht möglich, die Wir­
kung der verschiedenen Faktoren auseinanderzuhalten. Statistisch lassen sich deshalb die Erfolge der
Unfallverhütung nur schwer erfassen, und die Resultate von Erfolgsstatistiken dürfen im allgemeinen
nicht als Beweise, sondern nur als mehr oder weniger deutliche Hinweise betrachtet werden.

Um insbesondere schlüssige Vergleiche zwischen verschiedenen Beobachtungsperioden zu ziehen,
genügt es nicht, die Unfallzahl, die Belastung und die Vollarbeiterzahl bestimmter Gefahrengruppen zu
kennen. Vielmehr sollten auch die Zahl und Art der vorhandenen Maschinen und Betriebseinrichtungen
und die Häufigkeit ihrer Benützung in den Vergleichsjahren ermittelt werden können. Da aber der Anstalt
die Unterlagen zu einer Produktionsstatistik fehlen, sind derartige Erhebungen praktisch nicht möglich.
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Trotzdem wurden auch für die Berichtsperiode einige zahlenmässige Untersuchungen durchgeführt.
Wenn dabei wegen der genannten Schwierigkeiten eine gewisse Einseitigkeit in der Auswahl nicht ver­
mieden werden konnte, so muss man sich bei der Betrachtung der nachfolgenden Ergebnisse indessen
wohl bewusst sein, dass die Tätigkeit und das Interesse des Unfallverhütungsdienstes, wie die vorher­
gehende Zusammenstellung deutlich zeigt, keineswegs nur auf die Sondergebiete beschränkt waren, für
welche hier zahlenmässige Angaben über Erfolge der Unfallverhütung vorliegen, sondern dass diese
Tätigkeit eine sehr vielseitige war und daher sicher auch auf den verschiedensten Gebieten Früchte ge­
tragen hat.

I. Die Risikoentwicklung in der Holzindustrie

Die Auswirkungen der von der Anstalt ergriffenen Massnahmen zur Sicherung der Holzbearbei­
tungsmaschinen lassen sich bei Betrachtung der Risikoentwicklung in der Holzindustrie (Gefahren­
gruppen 19 und 43) erkennen. In der fünfunddreissigjährigen Versicherungszeitspanne veränderte sich
das Risiko wie folgt:

Die Risikoentwicklung in der Holzindustrie (Gefahrengruppen l9 und 43)

Unfallbelastung in Promille
der versicherten Lohnsumme Indexzahlen: 1933/37 = 100

Versicherungsperiode Heilkosten
und Lohn­

entschädigung

Heilkosten
und Lohn­

entschädigung

Gesamt­
belastung

Renten­
belastung

Gesamt­
belastung

Renten­
belastung

Vor dem Kriege hatte das Gesamtrisiko stark abgenommen. Die Einführung der Schutzvorrichtungen
hatte dabei vor allem einen ausserordentlichen Rückgang der Rentenfälle bewirkt. Die bedeutende Er­
weiterung des Maschinenparkes und die intensivere Maschinenbenützung während der Kriegszeit
führten zu einem Neuanstieg; dank der anhaltenden Wirkung der Unfallverhütungsmassnahmen er­
reichte das Risiko jedoch bei weitem nicht den Stand der ersten Versicherungsperioden. Wenn nun beim
Übergang zur Berichtsperiode trotz der andauernden Hochkonjunktur die Unfallbelastung neuerdings
stark gesunken ist, so bedeutet das einen klaren Erfolg der Unfallverhütung. Die relative Belastung durch
Heilkosten und Lohnentschädigung ist geringer als je zuvor, und die relative Gesamtbelastung liegt nur
unwesentlich über dem in der Periode 1933 â€” 1937 erreichten tiefsten Stand. Das wirkt besonders ein­

drucksvoll, wenn man bedenkt, dass jener Tiefstand zum Teil durch die damalige Wirtschaftskrise
bedingt war, während heute eine ausgesprochene Hochkonjunktur herrscht.

2. Die Entwicklung der Augenunfälle mit bleibendem Schaden

Wie bereits an anderer Stelle erwähnt wurde, konnten in der Berichtsperiode Erhebungen im Um­
fange der medizinischen Statistik des Jahres 1945 nicht durchgeführt werden. Aus diesem Grunde war
eine Untersuchung nur für diejenigen Augenunfälle möglich, die zur Invalidität führten. In der Betriebs­
unfallversicherung ergibt sich für die Augenunfälle und die übrigen Unfälle mit bleibendem Schaden
folgendes Entwicklungsbild:
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1918-1922
1923-1927
1928-19321933 â€ 19
1938-1942
1943-19471948 â€ 19

17,5

17,0
17,4
14,2
15,6
16,6

13,6

23,8
24,4
25,1

15,0

17,0

17,9

16,4

41,3
41,4
42,5
29,2
32,6
34,5
30,0

123

120

123

100

110

117

96

159

163

167

100

113

119

110

141

142

146

100

112

118
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Augenunfälle und übrige Unfälle mit bleibendem Schaden
bezogen auf 10 000 Vollarbeiter

Betriebsunfallversicherung

1928/29 1940/41 1945/46 1951/52

Augeninvaliditätsfälle .
Übrige Invaliditätsfälle

4,1

48,1
2,8

34,2
2,3

39,7
2,3

33,7

Am Beispiel der schweren Augenunfälle mit Rentenfolge ist deutlich zu erkennen, dass die Bemühun­
gen zur Verhütung von Augenunfällen zu beachtlichen und bleibenden Erfolgen geführt haben. Der
Gesamtrückgang von 1928/29 bis 1951/52 beträgt bei den Augeninvaliditätsfällen 44 / gegenüber 30 /
bei den übrigen Invaliditätsfällen.

Die Augenunfälle sind besonders häufig im Baugewerbe und bei der Materialgewinnung, sowie in der
Metallindustrie, was aus der folgenden Übersicht hervorgeht; dabei wurde auch noch eine Gliederung
nach Verletzungsarten vorgenommen.

Augenunfälle mit bleibendem Schaden bezogen auf 100 000 Vollarbeiter
gegliedert nach Gewerben und Verletzungsarten

Betriebsunfallversicherung

1928/29 1940/41 1945/46 1951/52

Metallindustrie

(Gefahrengruppen 9 â€” 14, 16)
Wunden, Quetschungen .
Fremdkörper

bri e Verletzun sarten

20,9
19,2

6,8

11,5

13,8

2,8

14,0

14,6
4,9

10,2

15,2
2,6

46,9Total . 28,133,5 28,0

Baugewerbe, Materialgewinnung
(Gefahrengruppen 38 â€” 41, 43 â€” 45)

Wunden, Quetschungen .
Fremdkörper
Übri e Verletzungsarten.

75,3
20,8

5,3

33,4
18,7
3,2

47,2
26,6

1,3

32,5
20,2

2,9

101,4Total . 55,375,1 55,6

brige Gewerbe
Wunden, Quetschungen .
Fremdkörper

bri e Verletzun sarten.

11,8

2,9

1,7

7,5
2,6
1,3

8,1

3,5
1,0

7,3
2,0
1,1

Total . 12,616,4 11,4 10,4

Die weitaus meisten bleibenden Augenschäden werden verursacht durch Wunden und Quetschungen
sowie durch Fremdkörper. In der Metallindustrie ist der Anteil der Fremdkörperverletzungen, im Bau­
wesen derjenige der Wunden am grössten. Unter den übrigen Verletzungsarten sind noch die Verbren­
nungen und Verätzungen von Bedeutung. Die Augenunfälle mit Rentenfolge sind beim Baugewerbe
rund doppelt so häufig als in der Metallindustrie.
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Die Gesamtentwicklungen in der Metallindustrie, im Baugewerbe und in den übrigen Gewerben
zusammengenommen weichen nicht wesentlich voneinander ab. Im Baugewerbe und in der Metallindu­
strie fällt der ausserordentlich starke Rückgang der Wunden und Quetschungen auf. Während aber beim
Baugewerbe das günstige Gesamtentwicklungsbild im wesentlichen nur der Abnahme der Bedeutung dieser
Verletzungsart zu verdanken ist, hat in der Metallindustrie bis zum Kriegsende auch die Häufigkeit der
Fremdkörperverletzungen stark abgenommen und ist trotz der seither eingetretenen Neuzunahme noch
weit unter dem Stande von 1928/29 geblieben.

Wäre 1951/52 die Häufigkeit der Augeninvaliditäten insgesamt dieselbe gewesen wie 1928/29, so
hätten im Mittel pro Jahr statt 238 Invaliditätsfälle deren 421, also 183 mehr entschädigt werden müssen.

Aus den dargelegten Zahlen geht klar hervor, dass sich die Aufwendungen für Schutzbrillen, welche
das Hauptbekämpfungsmittel der Augenunfälle sind, reichlich lohnen, indem deren folgerichtige Ver­
wendung eine bleibende starke Herabsetzung der Augenunfallgefahr bewirkt.

3. Prä miensenkungen

Es darf als ein moralischer Erfolg der Unfallverhütung gebucht werden, dass immer mehr Betriebs­
inhaber deren Bedeutung und Nutzen erkennen und die nötigen Schutzmassnahmen treffen. Die Be­
mühungen zur Bekämpfung der Betriebsunfälle konnten in der Berichtsperiode in 1140 Fällen durch
Prämienermässigungen belohnt werden. In der letzten Beobachtungsperiode hatten die Prämien in
652 Fällen herabgesetzt werden können.

Die Nettobelastung aus Versicherungsleistungen

(Anhangstabelle 1)

Betriebsunfall­
versicherung

Nichtbetriebsunfall­
versicherung

17 //
6/',

18/
6/,'

Invalidenrenten .
Hinterlassenenrenten.
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Die Nettobelastung aus Versicherungsleistungen setzt sich zusammen aus den Aufwendungen für
Heilkosten und Lohnentschädigung und aus den Kapitalwerten der Invaliden- und Hinterlassenen­
renten.

Die Komponenten Heilkosten und Lohnentschädigung wurden wie bei früheren Erhebungen durch
einfache Aufsummierung der entsprechenden Aufwendungen ermittelt und sind daher ohne weiteres mit
den Werten vorangegangener Perioden vergleichbar. Anders verhält es sich mit den Kapitalwerten der
Invaliden- und Hinterlassenenrenten. Es ist zu berücksichtigen, dass im Verlaufe der Berichtsperiode,
nämlich im Jahre 1951, die technischen Grundlagen für die Berechnung dieser Kapitalwerte neu be­
stimmt werden mussten. In erster Linie hat es sich als notwendig erwiesen, den technischen Zinsfuss von
3 / auf 2/q / herabzusetzen. Sodann haben die statistischen Aufzeichnungen ergeben, dass die Reakti­
vierung der Invaliden wesentlich geringer geworden ist, so dass aus beiden Gründen die Kapitalwerte
erhöht werden mussten. Die neuesten Beobachtungen zeigen übrigens, dass die Revisionswirkung bei
den Invalidenrenten seither noch weiter zurückgegangen ist, so dass zur richtigen Erfassung der Be­
lastungskomponente «Invalidität» auf den Kapitalwerten 1951 angemessene Zuschläge notwendig sind.

Aus den genannten Gründen sind die Nettobelastungen der Periode 1948 â€” 1952 nicht direkt mit jenen
der Periode 1943 â€” 1947 vergleichbar. In einer Sonderuntersuchung wurde festgestellt, dass die Vergleich­
barkeit erreicht wird, wenn die Rentenbelastungen der Periode 1943 â€” 1947 mit folgenden Anpassungs­
zuschlägen versehen werden:



Die gesamte Nettobelastung der Periode 1943 â€” 1947 erfährt dadurch in der Betriebsunfallver­
sicherung eine Erhöhung um 6,5 / und in der Nichtbetriebsunfallversicherung eine solche um 6 /. In
den einzelnen Gefahrengruppen und Gefahrenklassen können die Anpassungszuschläge von diesen
Mittelsätzen abweichen je nach dem Anteil der Renten an der Gesamtbelastung.

In der folgenden Tabelle sind die Ergebnisse der Berichtsperiode den angepassten Werten der Periode
1943 â€” 1947 gegenübergestellt. Es ist zu beachten, dass nicht nur die Unfallbelastung, sondern auch die
versicherten Lohnsummen der beiden Perioden vergleichbar gemacht werden mussten, um dem Umstand
Rechnung zu tragen, dass seit 1949 die Ferienlöhne in die Versicherung einbezogen worden sind. Die
Lohnsummen 1943 â€” 1947 wurden zu diesem Zwecke mit einem Anpassungszuschlag von 5 % versehen.
Damit ergibt sich folgende Gegenüberstellung:

1943-1947
angepasste Werte

Fr.
1948-1952

Fr.
Betriebsunfallversicherung

versicherte Lohnsumme

Nettounfallbelastung
absolut.
in '/«der Lohnsumme

28 149 000 00019 334 000 000

363 792 000

18 8 ~/()()

450 974 000

16,0 %()

Nichtbetriebsunfallversicherung
versicherte Lohnsumme

Nettounfallbelastung
absolut.
in%, der Lohnsumme .

28 036 000 00019 282 000 000

143 164 000

»4%o
228 857 000

8»%o

1. Das Risiko:
Nettounfallbelastung B

- 1000 = â€” â€” 1000Versicherte Lohnsumme Ls

2. Die Unfallhäufigkeit:

Zahl der Unfälle U

VZahl der Vollarbeiter

3. Die mittlere Belastung pro Unfall in /„des mittleren Lohnes eines Vollarbeiters:

bs = --- 1000
l

Wenn berücksichtigt wird, dass U ~ b = B und V 1 = Ls ist, so ergibt sich:

=h ~ s

In der Betriebsunfallversicherung zeigt sich folgender Verlauf der Kurven:

~ Im Gegensatz zum letzten Bericht werden diesmal die Bagatellunfälle mitgezählt, weil sonst die Praxisänderung in der
Ausscheidung störend wirken würde.
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Die versicherte Lohnsumme ist seit der letzten Periode um annähernd 50 % gestiegen; aber auch die
Nettounfallbelastung ist in beiden Versicherungsabteilungen wesentlich angewachsen. In der Betriebs­
unfallversicherung beträgt die Zunahme 24%, in der Nichtbetriebsunfallversicherung sogar 60%. Das
Risiko, gemessen als Nettobelastung in Promillen der Lohnsumme, ist in der Betriebsunfallversicherung
merklich gesunken, in der Nichtbetriebsunfallversicherung dagegen gestiegen.

Es mag interessieren, die Risikoentwicklung seit Beginn des zweiten Weltkrieges zu beobachten,
wobei selbstverständlich die einzelnen Jahreswerte, ähnlich wie die Periodenwerte, durch Anpassungs­
zuschläge vergleichbar gemacht werden mussten und daher von den früher veröffentlichten Werten ab­
weichen.

In den nachfolgenden graphischen Darstellungen seien betrachtet:



Risikoent wicklung in der Betri ebsunfallversicherung
Werte 1938 = 100

Belastung in %, der Lohnsumme
Unfallhäufigkeit
Mittlere Belastung pro Fall bei unveränderten Lohnansätzen

Index Index

130 130

120 120

110110

100

9090

80 80

Jahre 1938 39 40 41 42 43 44 45 46 47 48 49 50 51 52

Mit Kriegsbeginn setzte sofort ein ziemlich steiler Risikoanstieg ein, der offensichtlich von der Zu­
nahme der Unfallhäufigkeit herrührte, während die mittlere Schwere der Unfälle keine eindeutige
Tendenz aufwies. Die Ursachen dieses Risikoanstieges sind in den letzten statistischen Berichten (1943â€”
1947, S. 77 und 78) ausführlich genannt und brauchen heute nicht wiederholt zu werden. Mit Kriegsende
setzte ein noch steilerer Abfall der eigentlichen Risikokurve ein, diesmal getreulich begleitet von der
Schwerekurve, während die Unfallhäufigkeit erst 2 Jahre später ihren Höhepunkt erreichte und dann
ebenfalls kräftig abfiel.

Dieser Risikoabfall ist im letzten statistischen Bericht damit begründet worden, dass verschiedene
rein kriegsbedingte Einflüsse mit Abschluss des Völkerringens in Wegfall kamen.

Was nun den Verlauf des Risikos in der neuesten Periode anbelangt, so kann man wohl von einer
Normalisierung sprechen. Zwar zeigen die eigentliche Risiko- und die Häufigkeitskurve im Jahre 1951
wieder eine kleine Aufwärtsbewegung, die sich aber auf eine Verstärkung der risikointensiven Tief­
und Hochbauklassen (Gruppen 40 und 41 des Tarifs) zurückführen lässt und zu ernsteren Bedenken
vorderhand nicht Anlass gibt. Der Wiederanstieg der Schwerekurve dürfte zum grössten Teil auf eine
Erhöhung der Arzt- und Spitaltarife zurückzuführen sein, eine Entwicklung, die im letzten Bericht
vorausgesagt worden ist.

Die Risikokurve steht am Schlusse der Berichtsperiode auf der Höhe des letzten Vorkriegsjahres,
während die Häufigkeitskurve über, die Schwerekurve fast ebensoviel unter dem damaligen Stand liegt.
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Risikoentwicklung in der Nichtbetriebsunfallversicherung

Werte 1938 = 100

Belastung in '/«der Lohnsumme
Unfallhäufigkeit
Mittlere Belastung pro Fall bei unveränderten Lohnansätzen

Index Index

140 140

130 130

120 120

110 110

100 100

90 90

80 80

Jahre 1938 39 40 41 48 4942 43 44 50 51 5245 46 47

In der Nichtbetriebsunfallversicherung blieb das Risiko während des Krieges und in der ersten
Nachkriegszeit annähernd auf gleicher Höhe, indem einerseits die Unfallhäufigkeit anstieg, dafür aber
die Schwere in ähnlichem Ausmass absank. Die neueste Periode ist gekennzeichnet durch ein überhöhtes
Risiko bei weiter steigender Unfallhäufigkeit aber konstanter Schwere. Es steht ganz ausser Zweifel,
dass die Entwicklung beherrscht wird durch die Verkehrsunfälle, und es ist nur zu hoßen, dass durch die
mannigfachen Anstrengungen â€” es sei hauptsächlich genannt die rege Tätigkeit der Beratungsstelle für
Unfallverhütung in Bern â€” diesem Risikoanstieg Einhalt geboten werde.

Es mag auch in diesem Bericht eine prozentuale Aufteilung der Nettobelastung auf die einzelnen
Komponenten vorgenommen und mit jener der vorausgegangenen Periode verglichen werden. Dabei
werden auf den Renten der Periode 1943 â€” 1947 die schon erwähnten Zuschläge angebracht, um die Ver­
gleichbarkeit herzustellen.
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Prozentuale Verteilung der Nettounfallbelastung

Betriebsunfallversicherung

40'/o 40/

30/ 30 /o

20 'io 20 g',

10 '/o 10 '/o

Fünfjahre­
periode

43- 48­
47 52

43- 48­
47 52

43- 48­
47 52

43- 48­
47 52

Aus der Figur lassen sich zunächst zwei Tatsachen ablesen, die sich immer wieder bestätigen,
nämlich:

1. Die Nichtbetriebsunfallversicherung weist gegenüber der Betriebsunfallversicherung deutlich höhere
Anteile der Hinterlassenenrenten und geringere der Invalidenrenten auf.

2. Die Rentenkapitalwerte machen in beiden Abteilungen annähernd die Hälfte der gesamten Netto­
belastung aus.

Gegenüber der letzten Periode ist einzig das Ansteigen des Gewichtes der Komponente Heilkosten
sowohl in der Betriebs- wie in der Nichtbetriebsunfallversicherung bemerkenswert. Die Ursache
dieser Erscheinung ist zweifellos die Anpassung der Arzt- und Spitaltarife, von der schon gesprochen
worden ist.

Schliesslich seien noch die mittleren Belastungswerte pro Fall den entsprechenden Durchschnitts­
zahlen der letzten Periode, den Rentendurchschnitten versehen mit dem Vergleichbarkeitszuschlag,
gegenübergestellt:

66



Mittlere Belastung pro Fall

NichtbetriebsunfallversicherungBetriebsunfallversicherung
Belastung skomponenten

1943-1947 1948-1952 1943-1947 I 1948-1952

Fr.Fr. Fr.
1. Heilkosten

16,4

87,9

197,1

7709

Bagatellunfälle .
ordentliche Unfälle .

21,4
128,3

19,2

124,9
18,9

91,9

190,1 244,32. Lohnentschädigung. 255,3

3. Belastung aus Invalidenrenten
pro Invaliditätsfall
bezogen auf 100 Fr. Jahresverdienst der In­

validen .

7 436 8 7349 071

170 154 150161

4. Belastung aus Hinterlassenenrenten
pro Todesfall
bezogen auf 100 Fr.Jahresverdienst der töd­

lich Verunfallten .

26 478 33 003 21 836 ', 25 675

573 566 460 434

Der Verlauf der Invalidenrenten

Entstehung und Entwicklung des Rentenbestandes in der sozialen Unfallversicherung sind in erster
Linie abhängig von den durch das Bundesgesetz über die Kranken- und Unfallversicherung (KUVG)
festgelegten Bestimmungen. Jede Auswertung von statistischen Erhebungen über den Versicherungsab­
lauf hat deshalb unter Berücksichtigung der gesetzlichen Ordnung zu erfolgen. Die hiefür massgebenden
Artikel des KUVG seien daher an den Anfang dieses Kapitels gestellt:

Art. 76: Wenn von der Fortsetzung der ärztlichen Behandlung eine namhafte Besserung des Gesundheitszustandes des
Versicherten nicht erwartet werden kann und der Unfall eine voraussichtlich bleibende Erwerbsunfähigkeit hinterlässt, so
hören die bisherigen Leistungen auf, und es erhält der Versicherte eine Invalidenrente. Überdies rüstet ihn die Anstalt noch
mit den nötigen Hilfsmitteln aus.

Art.77: Die Rente beträgt bei gänzlicher Erwerbsunfähigkeit siebzig Prozent des Jahresverdienstes des Versicherten.
Ist der Versicherte derart hilflos, dass er besonderer Wartung und Pflege bedarf, so kann für die Dauer dieses Zustandes die
Rente bis auf die Höhe des Jahresverdienstes gebracht werden.

Bei nur teilweiser Erwerbsunfähigkeit wird die Rente entsprechend gekürzt.
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Dass die Zahlen der Berichtsperiode jene ihrer Vorgängerin wesentlich übertreten, ist angesichts der
Lohnbewegung nicht erstaunlich. Ebensowenig überrascht nach dem schon Gesagten die Tatsache, dass
bei den Heilkosten der schärfste Anstieg festzustellen ist.

Es mag beigefügt werden, dass diese Zahlen nur einen allgemeinen Überblick zu geben vermögen, dass
sie aber nicht ohne weiteres auf einzelne Gefahrenklassen übertragen werden dürfen.

In der Anhangstabelle 1 sind für sämtliche Gefahrenklassen, Gefahrengruppen und den Gesamt­
bestand der Betriebsunfallversicherung einerseits und für die Gefahrenstufen und den Gesamtbestand
der Nichtbetriebsunfallversicherung anderseits die Nettobelastungen für die Periode 1948 â€” 1952, zerlegt
in die einzelnen Belastungskomponenten, angegeben. Diese Zahlen geben zweifellos einen gewissen
Überblick über die Risikoverhältnisse. Sie bilden auch ein Element der Prämienbestimmung. Dass sie
jedoch bei der Tarifgestaltung nicht allein massgebend sein können, ist für den Fachmann klar, dürfte
aber auch dem Nichtfachmann einleuchten, wenn er sich über die möglichen Zufallsschwankungen
Rechenschaft gibt. Da eine allgemeinverständliche Aufklärung über die Verwendung der Belastungs­
zahlen den Rahmen dieses Berichtes bei weitem übersteigen würde, muss sich der Leser mit einer
Warnung vor falschen Schlüssen begnügen.



Art. 80: Wird die Erwerbsunfähigkeit nach Festsetzung der Rente erheblich grösser oder geringer, so tritt für die Folge­
zeit eine entsprechende Erhöhung oder Verminderung der Rente oder deren Aufhebung ein.

Die Rente kann während der ersten drei Jahre nach ihrer Festsetzung jederzeit, in der Folge aber nur noch bei Ablauf des
sechsten und des neunten Jahres revidiert werden.

Wenn die Revision eine ärztliche Untersuchung oder Beobachtung erfordert, die für den Versicherten eine Einbusse an
seinem Verdienst bedingt, so treten für die entsprechende Zeit die in Art.73 bis 75 vorgesehenen Leistungen an Stelle der Rente.

Diese rechtlichen Grundlagen sind seit dem Erlass des KUVG unverändert geblieben. Hingegen hat
sich die Entschädigungspraxis gewandelt. Auch in der Berichtsperiode ist die in den beiden letzten
statistischen Berichten bereits dargelegte Entwicklung weitergeschritten: Erstens hat der Einfluss der
Rentenrevision auf denVerlauf der Invalidenrenten wiederum spürbar abgenommen und zweitens wurden
an Stelle von kleinen, temporären Renten mehr und mehr einmalige Kapitalabfindungen ausbezahlt.

Es wird deshalb vor allem interessieren, wie sich diese Änderungen der Entschädigungspraxis auf
den Rentenabfall im Revisionsbereich ausgewirkt haben. In einem zweiten Abschnitt sind sodann die
Ergebnisse von Sterblichkeitsmessungen zusammengestellt, welche die Anstalt am Bestande ihrer Unfall­
invaliden vorgenommen hat. Im dritten Teil dieses Kapitels wird schliesslich über den Neuzugang und die
Entwicklung der Rentenbestände berichtet.

I. Der Rentenabfall im Revisionsbereich

1. Die Entwicklung der Gesamtausscheideordnung

Mit Revisionsbereich wird der Zeitraum der ersten neun Rentenbezugsjahre bezeichnet, in dem nach
Gesetz eine Invalidenrente durch Herab- oder Heraufsetzung des Rentenbetrages den Veränderungen
der Erwerbsfähigkeit angepasst werden muss. Die Rentenbetragsänderungen häufen sich besonders in
den drei gesetzlich verankerten Revisionsterminen am Ende des dritten, sechsten und neunten Bezugs­
jahres. Es ergeben sich dadurch sprunghafte Abnahmen der Rentenbeträge, die in den Rentenabfalls­
ordnungen als Änderungen dargestellt sind, welche auf die sehr kurzen Zeitspannen 3 bis 3 + g, 6 bis
6 + g und 9 bis 9 + g entfallen.

Aus dem statistischen Beobachtungsmaterial, das seit der letzten Berichterstattung angefallen ist,
wurde wiederum die Abfallsordnung der Rentensummen ermittelt, die sich durch das Zusammenwirken
von Revision und Sterblichkeit in den ersten neun Bezugsjahren ergibt. Dabei wurde einmal der Ge­
samtbestand aller Renten mit Einschluss der in Kapitalform ausbezahlten kleinen, temporären Renten
(Einmalentschädigungen) und dann der Bestand der ordentlichen Renten (ohne Einmalentschädigungen)
berücksichtigt. In der nachfolgenden Tabelle sind diese beiden Ordnungen jenen gegenübergestellt,
die aus den Erfahrungen der Beobachtungsperioden 1938 â€” 1943 und 1944 â€” 1948 abgeleitet wurden.

Abfall einer Rentensumme von 10 000 Fr. im Revisionsbereich

Rentenbetrag im Zeitpunkt t nach den Erfahrungen der BeobachtungsjahreSeit Rentenbeginn
verflossene Zeit

in Jahren
1

1944-19481938-1943 1949-1953

Ordentliche Renten (ohne Einmalentschädigungen) Gesamtbestand

0

1

2

3

3+ Q
4

5

6

6pZ
7

8

9

9+g

10 000
6 859
5 714
5 017
4 638
4 448
4 244
4 125
3 779
3 673
3 556
3 446
3 275

10 000
7 627
6 546
5 905
5 558
5 290
5 081
4 909
4 556
4 451
4 324
4 215
4 019

10 000
8 240
7 175
6 595
6 388
6 134
5 930
5 773
5 519
5 343
5 180
5 049
4 893

10 000
7 475
6 164
5 581
5 279
5 024
4 835
4 698
4 458
4 313
4 179
4 073
3 945



Zu beachten ist vorerst, dass der Rentenabfall des Gesamtbestandes der Beobachtungsperiode 1949â€”
1953 bedeutend grösser ist als jener der ordentlichen Renten. Durch den Wegfall der Einmalentschädi­
gungen, also der in Kapitalform ausbezahlten kleinen, temporären, rasch abfallenden Renten, wird der
Abfall der verbleibenden ordentlichen Renten kleiner. Das an der gesamten Rentensumme gemessene
Gewicht dieser Einmalentschädigungen erreichte für die angegebenen Beobachtungsperioden folgende
Werte:

7,2 /
16,3 /
18,0 /

1938-1943
1944-1948
1949-1953

Diese ausserordentlich starke Zunahme der Einmalentschädigungen ist einer der Hauptgründe,
weshalb der Abfall der ordentlichen Renten während der letzten 15 Jahre dermassen schwächer geworden
ist; denn je mehr Renten in Kapitalform ausbezahlt werden, desto schwächer wird der Abfall der ver­
bleibenden ordentlichen Renten.

Die bedeutende Verminderung des Rentenabfalles ist zudem eine Folge der geringeren Wirkung der
Rentenrevision. Der Abfall ist seit 1938 ständig kleiner geworden, und vor allem im ersten Renten­
bezugsjahre ist er ausserordentlich stark zurückgegangen. Die Folgen dieser Entwicklung lassen sich
besonders deutlich erkennen, wenn die Beobachtungen der Zeitperiode 1949 â€” 1953 in die beiden Ab­
schnitte 1949 â€” 1951 und 1952 â€” 1953 aufgeteilt und der Abfallordnung gegenübergestellt werden, die den
gegenwärtig gültigen Rentenbarwerten zugrunde liegt.

Die in dieser kurzen Zeitspanne eingetretene Verminderung der Rentenbetragsabnahme im Re­
visionsbereich ist ganz erheblich. Die neuesten Erfahrungen zeigen sogar, dass der Rentenabfall in den
letzten Jahren schon bedeutend kleiner ist als in der gegenwärtig noch als Rechnungsgrundlage
dienenden Ordnung, obschon diese â€” um dem vorausgesehenen weiteren Rückgang des Rentenabfalles
Rechnung zu tragen â€” ausgehend vom damals neuesten Beobachtungsmaterial durch Extrapolation er­
mittelt wurde. Es kann kein Zweifel darüber bestehen, dass die Rentenbarwerte den veränderten Ver­
hältnissen erneut angepasst werden müssen.

2. Die Wirkung der beiden Abgangsursachen Revision und Tod

Beim Rentenabfall im Revisionsbereich handelt es sich um eine zusammengesetzte Ordnung. Die
besondere Bedeutung der beiden Abgangsursachen Revision und Tod kann mit unabhängigen Ordnungen
dargelegt werden.

Die graphische Darstellung dieser unabhängigen Abfallsordnungen auf S. 70 zeigt deutlich, wie ver­
schieden die beiden Abgangsursachen Revision und Tod auf den Rentenbetrag einwirken. Es ist ohne
weiteres zu erkennen, wie ungleich schwerer die Rentenrevisionen gegenüber der Sterblichkeit ins
Gewicht fallen. Die Revisionswirkung bestimmt denn auch wesentlich den Gesamtabfall. Aus der
graphischen Darstellung sind ferner die Auswirkungen der die Rentenrevision ordnenden Gesetzes­
bestimmungen leicht abzulesen. Da während der ersten drei Bezugsjahre die Renten jederzeit revidierbar
sind, ist der Einfluss der Revision in diesem Bereiche besonders spürbar. Die Unstetigkeitsstellen der
Revisionskurven am Ende des dritten, sechsten und neunten Bezugsjahres lassen die gesetzlich ver­
ankerten Revisionstermine deutlich in Erscheinung treten.
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Während der ersten drei Rentenbezugsjahre tritt der Einfluss der Sterblichkeit gegenüber der Revi­
sionswirkung stark zurück, ist jedoch nicht unbedeutend; für die beiden andern Drittel des Revisions­
bereiches ist der Abfall zufolge Todes grösser als der Abfall zufolge Revision, und vom zehnten Renten­
bezugsjahre an wirkt nur noch der Tod als Ausscheideursache.

Bei der Betrachtung der zeitlichen Entwicklung kommt die Abnahme der Revisionswirkung durch
die stets flacher werdenden Kurven klar zum Ausdruck. Auch der Abfall in den drei Revisionsterminen

ist kleiner geworden, wobei das Ausmass des Rückganges von t = 3 bis t = 3+ g am grössten ist.
Wie bereits erwähnt, steht als eine der Hauptursachen dieser Entwicklung die bedeutende Zunahme
der Kapitalabfindungen fest. Sicher ist ferner, dass durch Wandlungen in der Rentenfestsetzungs- und
Revisionspraxis der Rentenabfall zufolge Revision massgebend beeinflusst wird. Zahlreiche Faktoren
wirken dabei mit, doch ist es nicht möglich, den Einfluss jedes einzelnen statistisch zu erfassen.

Sicher ist jedoch, dass es verfehlt wäre, aus den fest umschriebenen Gesetzesbestimmungen auf
konstante Verhältnisse im Rentenabfall durch Revision zu schliessen. Die Erfahrung lehrt immer wieder,
dass der Verlauf des Rentenabfalles nicht allein von der gesetzlichen Ordnung der Rentenrevision ab­
hängig ist, sondern auch durch die Rechtsprechung der Versicherungsgerichte und die Entwicklung der
Entschädigungspraxis wesentlich beeinflusst wird. Fest steht, dass die Rentenrevision in hohem Masse
zeitgebundenen Einflüssen unterworfen ist, die schwer voraussehbar sind und die Wahl der Rechnungs­
grundlagen erschweren. Eine stetige und sorgfältige Nachprüfung des Rentenverlaufes ist daher uner­
lässlich.

Der Rentenabfall im Revisionsbereich durch Tod hat sich seit dem Jahre 1938 nicht wesentlich
verändert. Der Abgang durch Tod hat sogar zugenommen, was mit dem sonst allgemein beobachteten
Rückgang der Sterblichkeit nicht übereinstimmt. Es ist jedoch zu beachten, dass diese eigentümliche
Erscheinung auf die hohe Sterblichkeit der Silikoseinvaliden zurückzuführen ist, deren Bedeutung in der
Berichtsperiode noch zugenommen hat.

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass die Silikoserenten auch hinsichtlich der Revision
eine Besonderheit aufweisen. Da es sich bei der Silikose um einen fortschreitenden Krankheitsprozess
handelt, erfahren die Silikoserenten anlässlich von Revisionen, im Gegensatz zu den Unfallinvaliden­
renten, nicht mehrheitlich Herabsetzungen, sondern ausschliesslich Erhöhungen.

In den Beobachtungsjahren 1949 â€” 1953 stieg beispielsweise bei den Silikoserenten eine anfängliche
Rentensumme von 10 000 Franken zufolge Erhöhungen durch Revisionen bis zum Ende des neunten
Rentenbezugsjahres auf 18 726 Franken an. Die Silikosekranken werden vielfach vollständig invalid,
worauf der Tod gewöhnlich rasch eintritt. Die Sterblichkeit der Silikoserentner ist ausserordentlich gross,
und der Rentenablauf im Revisionsbereich wird denn auch â€” wiederum im Gegensatz zum Ablauf der
Unfallinvalidenrenten â€” durch die Todesfälle massgebend beeinflusst.

Durch die seit dem Jahre 1945 durchgeführten prophylaktischen ärztlichen Untersuchungen und
durch die Verbesserungen von technischen Einrichtungen wird versucht, das Auftreten der Silikose zu
verhüten oder doch wenigstens die von der Silikose befallenen Arbeiter möglichst frühzeitig zu erfassen,
vor einer weitern Gefährdung zu bewahren und damit das Fortschreiten der Krankheit einzudämmen.
Bereits ist in der Berichtsperiode eine Abnahme der Sterblichkeit festzustellen; es bleibt zu hoffen, dass
in Zukunft weitere Erfolge in der Silikosebekämpfung zu verzeichnen sein werden.

Glücklicherweise stellen die Silikoserentner nur eine kleine Minderheit des gesamten Invaliden­
bestandes dar. Die Silikoserenten vermögen deshalb den Gesamtabfall aller Renten nicht stark zu beein­
flussen, und die aus den Gesamtabfallsordnungen abgeleiteten Barwerte sind auf die gewöhnlichen
Unfallrenten ohne weiteres anwendbar. Dagegen ist bei der Kapitalisierung der Silikoserenten, denen
meistens noch Hinterlassenenrenten nachfolgen, den Besonderheiten im Rentenablauf Rechnung zu
tragen. Dies geschieht, indem die endgültige Bestellung des Rentendeckungskapitals erst nach dem Ab­
leben der Silikoseinvaliden vorgenommen wird.

3. Die Abhängigkeit der Rentenabfallsordnungen vom Alter

Die Wirkung von Revision und Tod auf den Rentenabfall ist anhand des Beobachtungsmaterials
der Jahre 1949 â€” 1953 auch in den einzelnen Altersklassen untersucht worden. Die nach Alter gegliederten
unabhängigen Ausscheideordnungen zeigen folgenden Verlauf:
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Abhängigkeit der Ausscheideordnungen vom Alter

Rentenabfall durch

Revision Tod
Zeitpunkt

Alter bei Rentenbeginn Alter bei Rentenbeginn

70 und mehr 70 und mehr20-24 45-49 454920-24

Bei den jungen Invaliden wird der Rentenabfall während der ersten neun Bezugsjahre fast nur durch
die Revision bestimmt. Mit wachsendem Alter nimmt ihre Wirkung erst langsam, dann immer rascher
ab, um in der höchsten Altersklasse gegenüber der stets ansteigenden Sterbeintensität stark an Bedeutung
einzubüssen.

Beim Vergleich mit den Ergebnissen früherer Berichtsperioden zeigt sich ferner, dass die beim Ge­
samtabfall beobachtete bedeutende Abnahme des Rentenabfalles auch in jeder Altersklasse deutlich in
Erscheinung tritt.

II. Die Sterblichkeit der Unfallinvaliden

Neben dem Einfluss der Sterblichkeit auf den Rentenabfa11 im Revisionsbereich, von dem im letzten
Abschnitt die Rede war, sind zur Barwertbestimmung für Invalidenrenten die Sterblichkeitsverhältnisse
der Dauerrentner von wesentlicher Bedeutung. Es handelt sich dabei um Rentner, die mehr als neun Jahre
im Rentengenuss stehen und deren Renten nach Gesetz nicht mehr revidiert werden können.

Für die Beurteilung der Sterblichkeit der Dauerrentner sind folgende Untersuchungen von beson­
derem Interesse:

Vergleich mit der Sterblichkeit der schweizerischen Bevölkerung.
Die zeitliche Entwicklung der Sterblichkeit.
Abhängigkeit der Sterblichkeit vom Invaliditätsgrad.
Abhängigkeit der Sterblichkeit von der Rentenbezugsdauer.

1. Vergleich mit der Sterblichkeit der schweizerischen Bevölkerung

In früheren Berichten ist wiederholt dargelegt worden, dass die Sterblichkeit der Dauerrentner höher
ist als jene der schweizerischen Bevölkerung. Diese Feststellung wird auch durch die neuesten Erfahrun­
gen bestätigt.

Wenn die Zahl der eingetretenen Todesfälle mit jener verglichen wird, die nach den schweizerischen
Volkssterbetafeln 1929/1932, 1933/1937, 1939/1944 und 1948/1953 zu erwarten war â€” wobei als Be­
obachtungsperiode jeweils der den Vergleichstafeln entsprechende Zeitabschnitt gewählt wird â€” so
ergibt sich folgendes Bild:

Vergleich der Sterblichkeit der Dauerrentner mit jener der schweizerischen Bevölkerung
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Seit dem Jahre 1927, in welchem zum erstenmal Invalidenrentner aus dem Revisionsbereiche in den
Dauerrentenbereich übertraten, hat die gegenüber der schweizerischen Bevölkerung beobachtete Über­
sterblichkeit von 15 / auf 12>/q / abgenommen.

2. Die zeitliche Entwicklung der Sterblichkeit

Allgemein ist die Tatsache bekannt, dass die Sterblichkeit der schweizerischen Bevölkerung in den
letzten Jahrzehnten stetig abgenommen hat. Nach der Volkssterbetafel SM. 1876/1880 betrug die
mittlere Lebenserwartung für einen 20jährigen Mann 38,8 Jahre, nach der Tafel SM. 1948/1953 bereits
50,2 Jahre.

Der durch diese zunehmende Lebenserwartung charakterisierte Sterblichkeitsrückgang ist auch bei
den Dauerrentnern deutlich festzustellen, wie aus der folgenden Tabelle ersichtlich ist:

Sterblichkeitsrückgang der Dauerrentner
Vergleichstafel: SM. 1939/1944

Eingetretene Todesfälle
in Prozenten der
erwarteten Fälleabsolut

Beobachtete
InvalidenjahreBeobachtungsperiode Erwartete Todesfälle

118,4
108,6
98,7

1.7. 1937-1.7. 1942
1.7. 1942-1.7. 1947
1.7. 1947-1.7. 1953

1579

2116
3423

69 631
80 413

114 962

1870

2298
3379

Die Abnahme der Sterblichkeit hat auch in der neuesten Beobachtungsperiode unvermindert ange­
halten. Ein guter Begriff' vom bedeutenden Ausmasse des Sterblichkeitsrückganges wird durch folgende
Überlegung gewonnen: In der Periode 1948 â€” 1953 hätten 674 Dauerrentner mehr sterben müssen, wenn
die Sterblichkeit gleich hoch gewesen wäre wie in der Zeit vom 1. Juli 1937 bis 1. Juli 1942.

Die bisherige Entwicklung lässt darauf schliessen, dass die Sterblichkeit der Dauerrentner künftig
noch weiter abnehmen wird. Auch die neueste Volkssterbetafel SM. 1948/1953, nach welcher sich
im Beobachtungsjahre 1953 noch eine Übersterblichkeit von 8,8 / ergab, dürfte in naher Zukunft
überholt sein, so dass es durchaus angezeigt ist, bei der Kapitalisierung der Invalidenrenten mit einer
strengeren Sterbetafel zu rechnen.

3. Die Abhängigkeit der Sterblichkeit vom Invaliditätsgrad

Aufschlussreich sind die Ergebnisse der Sterblichkeitsmessungen bei den Leicht- und Schwerinvaliden.

Um die Abhängigkeit der Sterblichkeit der Dauerrentner vom Invaliditätsgrad zu untersuchen, ist
das Beobachtungsmaterial aus der Zeitperiode 1939 â€” 1953 in die beiden Invaliditätsgradgruppen 0 â€” 49 /,'
und 50 â€” 100 / gegliedert worden.

Abhängigkeit der Sterblichkeit vom Invaliditätsgrad

Das Untersuchungsergebnis zeigt, dass die Schwerinvaliden eine etwas höhere Sterblichkeit auf­
weisen als die Leichtinvaliden. Der Unterschied verkleinert sich aber erheblich, wenn die auf Unfall­
folgen zurückzuführenden Todesfälle nicht in die Beobachtung einbezogen werden. Die Übersterblich­

73



keit gegenüber der Tafel SM. 1939/1944 beträgt dann 3,1 / bei den Leichtinvaliden und 10,1 / bei
den Schwerinvaliden. Somit besteht keine Notwendigkeit, die Barwerte für die Kapitalisierung der
Dauerrenten nach dem Invaliditätsgrad abzustufen.

4. Die Abhängigkeit der Sterblichkeit von der Rentenbezugsdauer

Die Abhängigkeit der Sterblichkeit von der Rentenbezugsdauer wurde im letzten Berichte eingehend
untersucht. Da seither nur ein verhältnismässig kleines Beobachtungsmaterial angefallen ist, wurde auf
eine neue Prüfung der Frage verzichtet. Es sei jedoch kurz auf das Ergebnis der letzten Untersuchung
hingewiesen.

Die Sterblichkeit ist im ersten Rentenbezugsjahre auffallend niedrig und nimmt dann zu. Sie ist im
Revisionsbereich (Bezugsjahre l â€” 9) kleiner als im anschliessenden Dauerrentenbereich. Diese eigen­
artige Erscheinung lässt sich wie folgt erklären: Zunächst ist zu beachten, dass die Unfallinvaliden aus
einer Gesamtheit von lauter werktätigen, also aktiven Personen hervorgehen, und somit bezüglich
Sterblichkeit eine günstige Auslese der Gesamtbevölkerung darstellen. Zudem handelt es sich beim
grössten Teil der Rentner nicht etwa um schwerinvalide oder gar hilflose Menschen, sondern um arbeits­
fähige Leute, die nach der Heilung, wenn auch mit einer gewissen Behinderung, wieder ihrem Erwerb
nachgehen können. Schliesslich ist auf die Selektionswirkung des Heilstadiums hinzuweisen; besonders
todgefährdete Verunfallte sterben oft vor der Rentenfestsetzung und entlasten somit das erste Renten­
bezugsjahr von Todesfällen.

5. Zusammenfassung

Aus den Untersuchungen über die Sterblichkeit der Dauerrentner konnten folgende Erkenntnisse
gewonnen werden:

Im Vergleich mit der Sterblichkeit der schweizerischen Bevölkerung kann für die dauernd Invaliden
eine leichte Übersterblichkeit nachgewiesen werden.
Der allgemein beobachtete Sterblichkeitsrückgang ist auch bei den Dauerrentnern festzustellen.
Die Abhängigkeit der Sterblichkeit der Dauerrentner vom Invaliditätsgrad ist unbedeutend. Eine
Abstufung der Barwerte nach dem Invaliditätsgrad ist daher nicht notwendig.
Als Ergebnis früherer Untersuchungen sei festgehalten, dass die Sterblichkeit der Invaliden von der
Rentenbezugsdauer abhängig ist. Sie ist im ersten Bezugsjahre auffallend klein und nimmt dann zu.

III. Die Enhvicklung der Bestände der Invalidenrenten

1. Der Neuzugang

Werden bei der Betrachtung des Neuzuganges jene zeitlich befristeten Renten, die statt in Monats­
renten in Form einmaliger Entschädigungen ausgerichtet werden, gesondert aufgeführt, so ergibt sich
folgende Entwicklung:

Eintrit tsbestä nde

Diese Zahlen sind grösser als die auf Seite 13 des Berichtes mitget-ilten Werte, weil Invaliditätsfälle, denen Hinter­
lassenenrenten nachfolgen, für mathematisch-statistische Zwecke nicht nur als Todesfälle, sondern auch als Invaliditätsfälle
behandelt werden müssen, wogegen sie in der Risikokontrolle nur als Todesfälle gezählt werden.
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Bei der Beurteilung der Entwicklung der Bestände in der Betriebsunfallversicherung ist zu beachten,
dass sich die Berichtsperiode über eine Zeitspanne mit andauernder Hochkonjunktur erstreckt. Die
Zunahme des Gesamtbestandes gegenüber der durch die Kriegs- und Nachkriegskonjunktur gekenn­
zeichneten Periode 1943 â€” 1947 ist klein.

In der Nichtbetriebsunfallversicherung sind die Eintrittsbestände zufolge der ausserordentlichen
Zunahme der Verkehrs- und Sportunfälle stark angestiegen.

Auffallend ist in beiden Versicherungsabteilungen die starke Zunahme der Einmalentschädigungen.
Rund ein Drittel der festgesetzten Renten wurde in Form von Kapitalabfindungen ausbezahlt.

Der Neuzugang an ordentlichen Renten ist in der Betriebsunfallversicherung kleiner, in der Nicht­
betriebsunfallversicherung jedoch um 25 / grösser als im Jahrfünft 1943 â€” 1947.

Einen weiteren Einblick in die Bestandesentwicklung vermittelt die Verteilung der Eintrittsgesamt­
heiten nach dem Invaliditätsgrad.

Verteilung der Eintrittsgesamtheiten aller Invalidenrenten nach dem Invaliditätsgrad

ditätsgrad bei Rentenbeginn

0 â€” 19/

20-69 /
70 / und mehr .

Total

ittlerer Invaliditäts

In beiden Versicherungsabteilungen ist beim Neuzugang eine ganz ausgesprochene Gewichtsver­
lagerung von Renten mit mittlerem Invaliditätsgrad auf solche mit kleinem Invaliditätsgrad einge­
treten. Auch der Anteil der schweren Invaliditätsfälle hat abgenommen.

Wieweit Verschiebungen in der Zusammensetzung des Versicherungsbestandes oder Veränderungen
im Invaliditätsrisiko zu dieser auffallenden Zunahme der kleinen Renten beigetragen haben, lässt sich
zahlenmässig nicht feststellen. Die Vermutung liegt jedoch nahe, dass die Renten in jüngerer Zeit dank
der besseren Heilerfolge im allgemeinen auch niedriger festgesetzt werden können als früher, dafür
allerdings dann â€” wie bereits festgestellt wurde â€” weniger Revisionsmöglichkeiten übrig lassen. Diese
Entwicklung hat eine spürbare Abnahme des mittleren Invaliditätsgrades bei Rentenbeginn zur Folge.

Wird die Verteilung der Renten nach dem Invaliditätsgrad für die Einmalentschädigungen und die
ordentlichen Renten gesondert vorgenommen, so ergibt sich folgendes Bild:

Verteilung der Eintrittsbestände 1948 â€” 1952 nach dem Invaliditätsgrad

' Ohne Abfindungen nach Art.82 KUVG.

Mehr als 80 / aller Einmalentschädigungen entfallen auf die kleinen Renten mit einem anfänglichen
Invaliditätsgrad von weniger als 20 /. Wie die folgende Übersichtstabelle zeigt, sind es auch eher jüngere,
rasch anpassungsfähige Verunfallte, denen solche Kapitalabfindungen gewährt werden.
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Mittleres Alter der Neuzugänge

Das mittlere Eintrittsalter ist wiederum in allen Gesamtheiten angestiegen. Erneut ist festzustellen,
dass es in der Nichtbetriebsunfallversicherung deutlich höher ist als in der Betriebsunfallversicherung.

2. Die Gesamtheit der laufenden Invalidenrenten

In der Berichtsperiode war der Neuzugang an ordentlichen Renten wiederum erheblich grösser als
der Abgang durch Tod und Reaktivierung. Der Bestand der laufenden Renten hat dadurch bedeutend
zugenommen.

Entwicklung der Bestände laufender Renten

Die Bestandesvermehrung beträgt in der Betriebsunfallversicherung seit dem letzten Stichtage 16 /,
in der Nichtbetriebsunfallversicherung 29 /. Es ist ohne weiteres verständlich, dass die Bilanzdeckungs­
kapitalien durch die Bestandeszunahme, durch die hohen Jahresverdienste der neu festgesetzten Renten
und durch die während der Berichtsperiode erfolgte Barwerterhöhung bedeutend angestiegen sind.

Die Entwicklung der Bestände ist sehr stark zeitlichen Einflüssen unterworfen. Ein künftiges Ab­
flauen der Hochkonjunktur würde beispielsweise das Anwachsen der Rentenzahl erheblich hemmen.

Es ist von Interesse, neben der zahlenmässigen Bestandesentwicklung auch die Veränderungen in der
Gliederung nach Invaliditätsgrad und im Altersaufbau näher zu verfolgen.

Die Gliederung der laufenden Renten nach dem Invaliditätsgrad ergibt folgende Verteilung:

Verteilung der Invalidenrenten nach dem Invaliditätsgrad

Betriebsunfälle Nichtbetriebsunfälle

Stichtag Stichtag

31. Dezember 1947 3) . Dezember 195231.Dezember 1947 ~ 31.Dezember 1952

47,4 //
48,1 //
45/

51,3 /
45,0 //
3,7 //

47,0 /
48,6 //
4,4 //

51,7 /
44,7 //

3,6 N

100,0 /100,0 / 100,0 / 100,0 /

Mittlerer Invaliditätsgrad 23,0 /24,4 /', 24,7 // 22,8 //

Die Verteilung der Invalidenrenten nach dem Invaliditätsgrad und der mittlere Invaliditätsgrad
haben sich kaum verändert. Hingegen sind im Altersaufbau des Rentnerbestandes bedeutsame Wand­
lungen festzustellen, wie aus der nächsten Tabelle ersichtlich ist.
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Altersverteilung der Invaliden

Mittleres Alter . 51,349,9 52,751,5

Zufolge der natürlichen Alterung des Bestandes und der gleichlaufenden Entwicklung in der Alters­
gliederung der Neuzugänge ist in beiden Versicherungsabteilungen eine Zunahme des Anteils der ältern
Rentner zu verzeichnen. Das mittlere Alter ist wiederum angestiegen; wie beim Neuzugang ist es bei den
Nichtbetriebsunfällen grösser als bei den Betriebsunfällen.

Der Verlauf der Hinterlassenenrenten

Die für die Zusprechung von Hinterlassenenrenten massgebenden Gesetzesbestimmungen haben im
Verlaufe der Berichtsperiode keine Änderung erfahren. Es sei jedoch an dieser Stelle erwähnt, dass mit
Wirkung ab 1. Januar 1953 der Anspruch auf eine Waisenrente vom 16. bis zum zurückgelegten 18. Al­
tersjahr des Kindes ausgedehnt worden ist und Waisen, die in Ausbildung begrißen sind, die Rente bis
zum Abschluss der Ausbildung, längstens aber bis zum vollendeten 20. Altersjahr erhalten. Der Bestand
der Waisenrenten wird sich zufolge dieser Gesetzesrevision künftig vergrössern.

Als Grundlage für die Berechnung der Barwerte fallen in der Hinterlassenenversicherung in Betracht:
die Sterblichkeit der Rentner und bei den Witwen zudem noch die Wiederverheiratung. Da die Leistun­
gen an die Witwen von überragender Bedeutung sind, ist vor allem die Beobachtung von Sterblichkeit
und Wiederverheiratung der Witwen wichtig.

Die Sterblichkeit der Aszendenten ist in der Berichtsperiode nicht erneut überprüft worden, weil die
im Berichte 1943 â€” 1947 durchgeführten Untersuchungen eindeutig ergeben haben, dass die Sterblichkeit
der Aszendenten nur unwesentlich von jener der allgemeinen Bevölkerung abweicht. Auch auf eine
Sterblichkeitsmessung für die Waisen wurde verzichtet, da diese Rentnergruppe im Rahmen der ganzen
Hinterlassenenversicherung nur ein kleines Gewicht hat, und weil zu erwarten ist, dass sich die Sterblich­
keitsverhältnisse der bei der Anstalt rentenberechtigten Waisen von jenen der Gesamtheit der in der
Schweiz wohnhaften Waisen nicht unterscheiden. Hingegen wird im dritten Abschnitt dieses Kapitels
die Entwicklung der Rentnerbestände besprochen.

I. Die Sterblichkeit der Witwen

Für die Beurteilung der Sterblichkeitsverhältnisse der Witwen tödlich Verunfallter ist in erster Linie
ein Vergleich mit der Sterblichkeit der weiblichen Gesamtbevölkerung von Interesse.

Werden die eingetretenen Todesfälle mit jenen verglichen, die nach den Volkssterbetafeln für
Frauen aus den Jahren 1939/1944 und 1948/1953 zu erwarten waren, wobei als Beobachtungsperiode je­
weils der den Vergleichstafeln entsprechende Zeitabschnitt gewählt wird, so ergibt sich folgendes Bild:



Vergleich der Sterblichkeit der Witwen mit jener der weiblichen Gesamtbevölkerung

er
le

Die Ergebnisse zeigen, dass die Sterblichkeit der Witwen tödlich Verunfallter von jener der weiblichen
Gesamtbevölkerung nicht erheblich abweicht.

Die zeitliche Entwicklung der Witwensterblichkeit ist aus der folgenden Beobachtungsreihe ersicht­
lich:

Zeitliche Entwicklung der Witwensterblichkeit

Eingetretene Todesfälle
Beobachtete
Witwenjahre

Erwartete Todesfälle
nach SF 1939/1944Zeitraum in Prozenten der

Der allgemein beobachtete Sterblichkeitsrückgang lässt sich auch bei den Witwen deutlich nach­
weisen. In der Berichtsperiode hätten rund 40 / mehr Witwen sterben müssen, wenn die Sterblichkeit
gleich gross gewesen wäre wie vor 15 Jahren. Der Sterblichkeitsrückgang in dieser kurzen Zeitspanne
ist somit ausserordentlich gross, und es muss künftig mit einer weiteren Abnahme der Sterblich­
keit gerechnet werden. Auch die Volkssterbetafel SF 1948/1953 wird in naher Zukunft bereits wieder
überholt sein, und es ist deshalb angezeigt, bei der Ermittlung der Witwenrentenbarwerte kleinere
Sterbenswahrscheinlichkeiten in Rechnung zu stellen.

II. Die Wiederverheiratung der Witwen

Die Wiederverheiratung der Witwen der tödlich Verunfallten hat sich seit dem Bestehen der Anstalt
wie folgt entwickelt:

Die Wiederverheiratung der Witwen

1.4. 1918-31.3. 1953 128 848 1339,6 1671 124,7
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Die Ergebnisse zeigen, dass die Wiederverheiratungshäufigkeit der Witwen in den beobachteten
35 Jahren grossen Schwankungen unterworfen war. Es ist schon in früheren Berichten auf die Konjunk­
turempfindlichkeit der Wiederverheiratungshäufigkeit hingewiesen worden: In Krisenperioden ist sie
klein, weil die Witwen ihren Rentenanspruch nur ungern preisgeben und die Heiratsfreudigkeit der
Männer aus wirtschaftlichen Gründen gedämpft wird; in Zeiten der Hochkonjunktur hingegen ist die
Wiederverheiratungshäufigkeit gross. Die in der Tabelle zusammengestellten Ergebnisse bestätigen
diese Aussage eindeutig. Bei der Wahl von Wiederverheiratungswahrscheinlichkeiten zum Zwecke der
Berechnung von Witwenrentenbarwerten muss deshalb auf die Ergebnisse längerer Beobachtungszeiten
abgestellt werden.

Ferner ist bei der Beurteilung von Wiederverheiratungswahrscheinlichkeiten zu berücksichtigen, aus
was für einem Witwenbestand diese hergeleitet worden sind. Je nach der Bevölkerungsschicht, aus der
Witwen stammen, je nachdem es sich um Rentnerinnen handelt oder nicht, sind die Wiederver­
heiratungswahrscheinlichkeiten voneinander verschieden. So sind beispielsweise jene der verwitweten
Frauen der gesamtschweizerischen Bevölkerung aus den Jahren 1939/1944 für die bei der Anstalt
gegebenen Verhältnisse zu gross. Gemessen an diesen Wahrscheinlichkeiten weisen in der Berichtsperiode
die SUVA-Witwen eine Wiederverheiratungshäufigkeit auf, die nur 73 / der erwarteten Fälle erreicht.
Die bei der Anstalt rentenberechtigten Witwen sind somit bedeutend weniger heiratsfreudig als die
Gesamtheit aller Witwen in der Schweiz. Dank der AHV werden künftig die meisten Witwen in den
Genuss einer Rente gelangen; wie weit dadurch eine Angleichung der Wiederverheiratungshäufigkeiten
entsteht, bleibt abzuwarten. Sicher ist jedoch, dass bei einer künftigen Barwertbestimmung wiederum
Heiratswahrscheinlichkeiten in Rechnung gestellt werden müssen, die auf Grund des anstaltseigenen
Beobachtungsmaterials ermittelt wurden.

Die Wiederverheiratungswahrscheinlichkeit ist schliesslich auch abhängig von der Dauer der Witwen­
schaft. Für die Darstellung dieser Abhängigkeit wurde das gesamte Beobachtungsmaterial der Renten­
jahrgänge 1918 â€” 1952 ausgewertet. Die Ergebnisse sind in der folgenden Tabelle zusammengestellt:

Abhängigkeit der Wiederverheiratung von der Dauer der Witwenschaft

EingetretErwartete
Wiederverheiratungen

nach SUVA-Grundlagen
1938

Beobachtete WitwenjahreRentenbezugsjahre
absolut

242,4
613,9
309,3
117,8
42,2
14,0

66

1038

399
116

40
12

10 793
35 807
31 518
21 987
15 033
13 710

2. â€” 5.

6.â€” 10.

11.-15.
16.-20.
21.-35.

1.â€” 35. 1339,6128 848 1671
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Im ersten Witwenjahr ist die Wiederverheiratungshäufigkeit aus naheliegenden Gründen (Trauer­
jahr, gesetzliche Wartefrist: Art. 103 ZGB) sehr klein. Die höchsten Heiratsziffern sind im zweiten bis
fünften Jahre nach dem Tode des Ehemannes zu verzeichnen; mit zunehmender Rentenbezugsdauer
sinkt dann die Wiederverheiratungshäufigkeit der Witwen ständig ab.

Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass für die Kapitalisierung der Witwenrenten Barwerte zu
verwenden sind, die nach dem Alter und nach der Rentenbezugsdauer abgestuft sind. Nun haben aber
eingehende Untersuchungen gezeigt, dass die finanzielle Auswirkung bei der Einführung doppelt ab­
gestufter Witwenrentenbarwerte nur gering wäre. Da zudem das Beobachtungsmaterial zu klein ist, um
auch für die einzelnen Alter einwandfreie, nach der Dauer der Witwenschaft abgestufte Wiederver­
heiratungswahrscheinlichkeiten zu ermitteln, stuft die Anstalt ihre Witwenrentenbarwerte nur nach
dem Alter der Witwen ab.



III. Die Entwicklung der Rentnerbestände

Wie im Kapitel «Die Unfälle» dargelegt wurde, ist die Zahl der tödlich Verunfallten im Verlaufe der
Berichtsperiode in beiden Versicherungsabteilungen wiederum angestiegen. Glücklicherweise ist die
Erhöhung der Todesfallzahlen in der Betriebsunfallversicherung gegenüber dem Jahrfünft 1943 â€” 1947
mit 25 oder 1,3 / nicht sehr gross; hingegen sind in der Nichtbetriebsunfallversicherung 333 oder
25,5 / Verunfallte mehr gestorben als während der letzten Berichtsperiode. Diese ausserordentliche
Vermehrung der Todesfälle in der Nichtbetriebsunfallversicherung ist eine Folge des äusserst lebhaften
Strassenverkehrs, der nach Kriegsende Jahr für Jahr zugenommen hat.

Diese Zunahme der Todesfälle hat sich auf den Neuzugang an Rentnern wie folgt ausgewirkt:

Entwicklung der Eintrittsbestände

chtbetriebsunfälle

1948-1952 Zunahme

32,0 %
41,5 %

859
904

883 21,6 %

31,3%2646

25,5 %1638

' Anzahl Todesfälle, die zur Ausrichtung von Aszendenten- und Geschwisterrenten führten.

Die Veränderungen der Rentenbestände entsprechen in beiden Versicherungsabteilungen der Zu­
nahme der Todesfälle.

Bei den Witwen fällt der bedeutende Zuwachs in der Nichtbetriebsunfallversicherung auf, der um
208 Rentnerinnen grösser ist als in den Jahren 1943 â€” 1947, während in der Betriebsunfallversicherung der
Neuzugang nur um 46 Witwen zugenommen hat.

Bei den Waisen zeigt die Entwicklung der Eintrittsbestände das gleiche Bild wie bei den Witwen:
in der Nichtbetriebsunfallversicherung ist die Zunahme sehr gross, in der Betriebsunfallversicherung
jedoch unbedeutend. Interessant ist die Feststellung, dass bei den Nichtbetriebsunfällen der Zuwachs bei
den Waisen stärker ausgefallen ist als bei den Witwen.

Bei den Aszendenten ist die Verstärkung der Eintrittsbestände in beiden Versicherungsabteilungen
etwas kleiner als die Zunahme der Todesfälle.

Aufschlussreiche Ergebnisse liefert eine Untersuchung über die Zusammensetzung des Hinterlassenen­
bestandes der tödlich Verunfallten.

Gliederung der Todesfälle (Neuzugang) nach Hinterlassenen
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Zwischen den Eintrittsbeständen der beiden Versicherungsabteilungen besteht eine auffallende Ver­
schiedenheit. Während in der Betriebsunfallversicherung in fast 70 / der Fälle Witwen- und Waisen­
renten ausgerichtet werden müssen, hinterliessen in der Nichtbetriebsunfallversicherung nur etwas
mehr als die Hälfte der tödlich Verunfallten Witwen und Waisen. Der prozentuale Anteil der Fälle,
in denen nur Aszendentenrenten oder überhaupt keine Renten zur Auszahlung gelangen, ist in der
Nichtbetriebsunfallversicherung deutlich höher als in der Betriebsunfallversicherung. Die mittlere Zahl
rentenberechtigter Kinder der tödlich Verunfallten ist in den beiden Versicherungsabteilungen ver­
schieden, weil sich in besonderem Masse die Alleinstehenden und die Verheirateten ohne Kinder den
verschiedenen Nichtbetriebsunfallrisiken aussetzen. Es ist daher auch durchaus verständlich, dass das
mittlere Alter der tödlich Verunfallten in der Nichtbetriebsunfallversicherung mit 42,7 Jahren kleiner ist
als in der Betriebsunfallversicherung, wo es 44,7 Jahre beträgt.

Zufolge der namhaften Neuzugänge haben sich auch die Gesamtheiten der laufenden Renten er­
heblich vergrössert.

Entwicklung der Bestände laufender Hinterlassenenrenten

Betriebsunfälle Nichtbetriebsunfälle

Rentnergruppe Zahl der Rentner
Zunahme

31. Dez. 1947 ~ 31. Dez. 1952

Zahl der Rentner
Zunahme

31. Dez. 1947 31. Dez. 1952

19,0 /
16,7 //

15,9 /
9,5 //

3870
2325

2600
1214

4487
2547

2184
1040

twen
isen.
endenten und

Geschwister ' . 2562 14,9 /10,0 /2628 2890 2229

Alle Rentner 12,5 /9924 5453 6376 16,8823

' Anzahl Todesfälle, die zur Ausrichtung von Aszendenten- und Geschwisterrenten führten.

Alle Rentnerbestände haben bedeutende Verstärkungen erfahren. Diese Entwicklung wird auch bei
kleinerem Neuzugang anhalten, bis die Zahl der ausscheidenden Renten gleich gross ist wie der Neu­
zugang.

Kapitaldeckungs- oder Umlageverfahren in der

obligatorischen Unfallversicherung

I. Einleitung

Soll die Anstalt vom Kapitaldeckungsverfahren zum Umlageverfahren übergehen, das ist die Frage,
die sich heute im Hinblick auf die gegenwärtigen Anlageschwierigkeiten am Markt der mündelsicheren
Werte einerseits und den Rückgang des Zinsertrages der Kapitalanlagen anderseits stellt. Die Frage­
ste]lung ist an sich nicht neu; denn schon bei der Einführung der obligatorischen Unfallversicherung
musste geprüft werden, welches versicherungstechnische Finanzierungsverfahren für die Durchführung
der Versicherung am besten geeignet sei. Es soll daher zunächst geprüft werden, aus welchen Gründen
der Gesetzgeber sich für das Kapitaldeckungsverfahren (Art. 48 KUVG) entschieden hat.
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An versicherungstechnischen Finanzsystemen stehen zur Verfügung:

1. das Umlageverfahren

2. das Kapitaldeckungs- oder Rentendeckungsverfahren

3. das Anwartschaftsdeckungsverfahren.

Vielfach wird die Ansicht vertreten, das Umlageverfahren sei rein wissenschaftlich nicht haltbar und
werde daher von den Versicherungsmathematikern abgelehnt. Dem ist nicht so; auch das Umlageverfah­
ren verdient zu den versicherungstechnischen Finanzsystemen gezählt zu werden. Richtig ist hingegen,
dass sich das Umlageverfahren â€” wie übrigens auch die andern beiden Systeme â€” nur zur Finanzierung
bestimmter Versicherungsarten eignet. Die Kriterien, die bei einer gegebenen Versicherungsform â€” also
beispielsweise bei unserer obligatorischen Unfallversicherung â€” für die Wahl des Finanzsystems mass­
gebend sind, stützen sich nicht in erster Linie auf mathemathische Überlegungen, sondern es handelt sich
dabei vor allem um Erwägungen wirtschaftlicher, sozialer und psychologischer Natur. Entscheidend sind
die Forderungen, die aus diesen Erwägungen heraus an die Finanzierung der Leistungen in der obliga­
torischen Unfallversicherung gestellt werden.

II. Forderungen an die Finanzierung der Leistungen in der obligatorischen Unfallversicherung

1. Möglichst gerechte, d.h. dem Unfallrisiko entsprechende Verteilung der Versicherungslasten auf die
Prämienzahler.

Bei konstantem Risiko soll auch der Prämiensatz konstant bleiben.
Bei sinkendem Risiko soll auch der Prämiensatz sinken.

Bei steigendem Risiko soll auch der Prämiensatz steigen.

Diese grundlegende Forderung, der für die Gestaltung des Prämienwesens der Anstalt entscheidende
Bedeutung zukommt, wird erfüllt durch:

Anpassung der Prämientarife nach Art. 107 KUVG
Änderung der Betriebseinreihungen nach Art. 103 KUVG

Diese Forderung wird erfüllt durch:

Festsetzung neuer Prämientarife
Verfügung von Einreihungsänderungen

2 Monate vor Beginn des Rechnungsjahres
1 Monat (Art. 107, 103 KUVG)

3. Finanzielle Sicherstellung der gesetzlichen Leistungsansprüche der Rentner.
Diese Forderung wird erfüllt durch:

Bestellung der erforderlichen Rentendeckungskapitalien.

4. Anpassung der Versicherungsleistungen an erhebliche Schwankungen der Kaufkraft des Geldes. 1m
Vordergrund steht dabei die Erhaltung des Realwertes der Rentenauszahlungen.
Diese Forderung wird erfüllt durch:

Gewährung von Teuerungszulagen an die Rentner.
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2. Die für ein bestimmtes Rechnungsjahr verbindlichen Prämiensätze sind vor dessen Beginn festzu­
setzen. Mit dieser Forderung soll dem Arbeitgeber ermöglicht werden, die Prämienlasten bei der
Berechnung der Gestehungskosten einzubeziehen.

Für den Arbeitnehmer als Prämienzahler in der Nichtbetriebsunfallversicherung ergibt sich der Vor­
teil, dass die Prämienabzüge zum voraus bekannt sind.



III. Umschreibung der versicherungstechnischen Finanzsysteme

Anschliessend soll das Wesen der versicherungstechnischen Finanzsysteme näher betrachtet werden.
Auf wissenschaftliche Definitionen kann dabei ruhig verzichtet werden. Es genügt, die verschiedenen Ver­
fahren anhand des Merkmales der Fondsbildung kurz zu umschreiben und einige Anwendungsbeispiele
zu geben.

An wendungsbeispiele:Systeme: Merkmal «Fondsbildung»

Finanzierung der Teuerungszulagen
an SUVA-Rentner

1. Umlageverfahren Keine Fondsbildung

Fondsbildung nur für
Rentner

2. Kapitaldeckungs- oder
Rentendeckungsverfahren

Obligatorische
Unfallver sicherung

Fondsbildung für aktive
Versicherte und Rentner

Lebensversicherung
Pensionskassen

3. Anwartschaftsdeckungs­
verfahren
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Nun stellt sich die Frage, welches der drei Finanzsysteme zur Erfüllung dieser Forderung am besten
geeignet ist. Die Prüfung dieser Frage, die anschliessend durchgeführt werden soll, wird eindeutig er­
geben, dass die ersten drei Forderungen nur mit dem Kapitaldeckungsverfahren erfüllt werden können.
Vor allem gilt dies für die Forderung der risikogerechten Verteilung der Versicherungslasten auf die
Prämienzahler. Diese Forderung lässt sich mit dem Umlageverfahren nicht in Einklang bringen; denn
beim Umlageverfahren ist es unumgänglich, dass die einen für die andern zahlen. Es ergibt sich beim
Umlageverfahren ganz zwangsläufig eine sehr weitgehende Solidarität sowohl in den Gefahrengemein­
schaften als auch von Gefahrenklasse zu Gefahrenklasse und schliesslich auch in den verschiedenen
Zeitepochen. So müssten beispielsweise die Prämienzahler von heute, wenn die Anstalt nach dem Um­
lageverfahren aufgebaut wäre, noch jetzt Beiträge an die Renten aus dem Jahre 1918 entrichten. Dieser
Zwang zu einer umfassenden Solidarität beim Umlageverfahren, der mit der Forderung nach möglichst
risikogerechter Prämienfestsetzung in krassem Widerspruch steht, hat zweifellos den Gesetzgeber ver­
anlasst, in der obligatorischen Unfallversicherung als Finanzsystem das Kapitaldeckungsverfahren
festzulegen.

Anderseits ist die 4. Forderung, nämlich die Erhaltung des Realwertes der Rentenleistungen, dem
Kapitaldeckungsverfahren wesensfremd. Die Finanzierung der Teuerungszulagen an die SUVA­
Rentner hat denn auch einige Schwierigkeiten bereitet. Diese Schwierigkeiten lassen sich nur meistern,
indem man sich zu einer umlagemässigen Finanzierung der Teuerungszulagen entschliesst und auf diese
Weise die Lücke, welche das Kapitaldeckungsverfahren oflen lässt, überbrückt. Dies hat die Anstalt
tatsächlich auch getan. So sind beispielsweise in der Jahresrechnung 1953 die Teuerungszulagen, welche
die Anstalt im Jahre 1953 an die zulageberechtigten Rentner aus den Jahren 1918 â€” 1945 ausgerichtet hat,
mit ihrem Gesamtbetrage von rund 4 Millionen Franken eingestellt. Davon gehen 2 Millionen Franken
zulasten des Bundes und 2 Millionen Franken werden durch die Prämienzahler von heute solidarisch

getragen. Es handelt sich dabei also um eine typisch umlagemässige Nachfinanzierung. Wenn man sich
aber vergegenwärtigt, dass die Gesamtprämiensumme der Betriebs- und Nichtbetriebsunfallversicherung
im Jahre 1953 sich auf nahezu 200 Millionen Franken belaufen hat, so erkennt man leicht, dass dieser
umlagemässige Solidaritätsbetrag von 2 Millionen Franken nur etwa l / der Gesamtprämiensumme
ausmacht. Dieser kleine Solidaritätsanteil vermag die im übrigen dank dem Kapitaldeckungsverfahren
risikogerechte Lastenverteilung also keinesfalls spürbar zu beeinflussen. Dabei ist nicht zu vergessen,
dass ein grosser Anstieg der Lebenskosten erfolgte, ist doch der Lebenskostenindex seit dem Jahre
1939 von 100 auf 171 Punkte angewachsen. Die Forderung nach Wertbeständigkeit der Renten lässt
sich also in der obligatorischen Unfallversicherung erfüllen, ohne dass das Kapitaldeckungsverfahren
mit seinem gewaltigen Vorteil, nämlich der risikogerechten Prämienbemessung, preisgegeben werden
muss.



Umschreibung der versicherungstechnischen Finanzsysteme:

1. Beim reinen Umlageverfahren wird die jährliche Prämiensumme so bestimmt, dass mit ihr alle im
betreffenden Jahr zur Auszahlung gelangenden Versicherungsleistungen und Unkosten bestritten
werden können.

Es handelt sich beim Umlageverfahren also um eine laufende Finanzierung kurzfristiger Leistungen
(z.B. Heilkosten, Krankengeld und Unkosten) im selben Jahre, in dem die Kosten verursacht werden.
Langfristige Leistungen (Renten) hingegen werden zum grössten Teil erst in spätem Jahren nach­
finanziert.

2. Beim Kapitaldeckungsverfahren werden die Prämien eines Jahres so bestimmt, dass die aus den Un­
fällen desselben Jahres sich ergebenden Versicherungsleistungen und die Unkosten in ihrer Gesamt
heit gedeckt werden können. Dabei wird für jene Leistungen, die erst in späteren Jahren zur Zahlung
fällig werden (Renten), ein Deckungskapital bestellt, das die Abwicklung aller dieser Rentenfälle
ermöglicht und gewährleistet.

Es ergibt sich also nach dem Kapitaldeckungsverfahren eine laufende Finanzierung kurzfristiger
und langfristiger Leistungen im Jahre der Kostenverursachung. Es handelt sich beim Kapitaldeckungs­
verfahren demnach um nichts anderes als um ein angepasstes Umlageverfahren, bei dem neben den
Heilkosten, dem Krankengeld und den Unkosten auch die Rentenkosten vollumfänglich auf jene
Prämienzahler umgelegt werden, welche die Kosten tatsächlich verursacht haben.

3. Beim Anwartschaftsdeckungsverfahren werden die Jahresprämien so bestimmt, dass das aus den
Prämien sich ansammelnde Deckungskapital zusammen mit den Zinsen ausreichen wird, um die
künftigen, anwartschaftlichen Leistungsansprüche zu finanzieren.

Dies ist gleichbedeutend mit einer Vorfinanzierung künftig entstehender Leistungsansprüche.

Es sei festgehalten, dass beider Anstalt nicht das unter dem SammelbegriÃDeckungsverfahren in der Re­
gel verstandene Anwartschaftsdeckungsverfahren, sondern das Kapitaldeckungs- oder Rentendeckungs­
verfahren zur Anwendung kommt. Es findet somit keine Vorfinanzierung künftig entstehender Leistungs­
ansprüche statt, sondern es werden nur bereits feststehende Rentenansprüche gedeckt, und zwar durch
Umlage der Rentenkosten auf jene Prämienzahler, welche die Kosten verursacht haben. Das bei der
Anstalt sich äufnende Rentendeckungskapital stellt also nichts anderes dar als den Gegenwert der Schuld,
welche die Anstalt gegenüber den vorhandenen Rentnern mit der Zusprechung der gesetzlichen Renten­
leistungen eingegangen ist.

IV. Unterschiede im Finanzierungsablauf zwischen dem Kapitaldeckungsverfahren

und dem Umlageverfahren

Die typischen Unterschiede im Finanzierungsablauf zwischen dem Kapitaldeckungs verfahren und dem
Umlageverfahren lassen sich am besten an einem modellartigen Zahlenbeispiel veranschaulichen. Einem
Modell liegen naturnotwendig gewisse Annahmen und Voraussetzungen zugrunde, und man muss sich
klar sein, dass die Ergebnisse der Rechnung nur dann reale Bedeutung erhalten, wenn man die Annahmen
und Voraussetzungen möglichst wirklichkeitsnah wählt und sich zugleich darüber Rechenschaft gibt,
welche Auswirkungen gewisse Variationen haben würden.

Als Ausgangslage für den Aufbau des Modelles seien daher die Verhältnisse gewählt, wie sie in der
Betriebsunfallversicherung im Jahre 1951 tatsächlich vorlagen und in der folgenden Abbildung dargestellt
sind.
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Betriebsunfallversieherung
Unfallzahl, Unfallkosten und Prämienbedarf pro Jahr

Versicherte Lohnsumme: 6 Milliarden Franken

Jährlicher Prämienbedarf:
>s 'loo

Jährliche Unfallkosten:
108 Mio. Fr.

Jährliche Unfallzahl:
210 000

Jährliche Unfallzahl:
nämlich:

Auffallen mag auf den ersten Blick der hohe Kostenbetrag von 49 Millionen Franken, der durch die
verhältnismässig kleine Zahl von 4130 Invaliditäts- und Todesfällen verursacht wird.

Die Verhältnisse werden aber sofort klar, wenn man beispielsweise an die Motorfahrzeughaftpfiicht
denkt. Es ist bekannt, dass bei einem Autounfall die Hinterlassenen eines tödlich verunfallten Familien­
vaters einen Versorgerschaden geltend machen können, der sich je nach Lohnhöhe und Grösse der
Familie auf 100 000 bis 150 000, ja sogar bis auf 200 000 Franken belaufen kann und der gedeckt werden
muss.

Genau so liegen die Verhältnisse auch bei den Unfällen, die bei der Anstalt versichert sind. Die
Summe von 49 Millionen Franken entspricht der Höhe der Entschädigungen, die an die Invaliden un

Die versicherte Jahreslohnsumme betrage 6 Milliarden Franken.
Das Risiko sei durch folgende Grössen festgelegt:

Jährliche Unfallkosten:

nämlich: Heilkosten und Krankengeld
Rentenkosten
Unkosten

210 000 Fälle

95 000 Bagatell-Unfälle
115 000 ordentliche Unfälle mit

4 130 Rentenfällen

108 Millionen Franken

49 Millionen Franken
49 Millionen Franken
10 Millionen Franken



die Hinterlassenen von tödlich Verunfallten ausbezahlt werden müssten, wenn ihre gesetzlichen An­
sprüche â€” wie dies früher unter der Haftpflichtordnung der Fall war â€” in Kapitalform zu entschädigen
wären. Der Umstand, dass die Anstalt diese Entschädigungen im Interesse der Versicherten statt in
Kapitalform in Rentenform ausrichtet, ändert nichts an der Tatsache, dass im Unfalljahr 1951 Renten­
kosten im Ausmasse von 49 Millionen Franken verursacht worden sind, und es ist ganz natürlich, dass
diese Kosten zur Bemessung des Rentenrisikos herangezogen werden müssen.

Zur Deckung der Unfallkosten von insgesamt 108 Millionen Franken ist ein jährlicher Prämienauf­
wand von ebenfalls 108 Millionen Franken erforderlich. Bezogen auf die Lohnsumme von 6 Milliarden
Franken ergibt sich somit ein natürlicher Prämienbedarf von 18 /„, nämlich rund 8 /« für Heilkosten
und Krankengeld, 8'/„ für Rentenkosten und gegen 2'/« für Unkosten.

Zur Darstellung der zeitlichen Entwicklung des Finanzierungsablaufes im betrachteten Modell seien
folgende vereinfachende Annahmen getrogen:

Die versicherte Jahreslohnsumme sei konstant und betrage 6 Milliarden Franken.
Das Risiko sei konstant und entspreche einem jährlichen Kostenaufwand von 108 Millionen Franken.

Es ergibt sich ohne weiteres, dass unter diesen Voraussetzungen der natürliche Prämienbedarf eben­
falls konstant bleibt und dauernd 18'/„, der versicherten Lohnsumme beträgt.

Genau die gleichen Überlegungen wie für den Gesamtbestand der Betriebsunfallversicherung lassen
sich auch für die einzelnen Gefahrenklassen durchführen, wobei sich als natürlicher Prämienbedarf
ergibt beispielsweise

in der Uhrenindustrie:

in der Ziegeleiindustrie:
im Tunnel- und Stollenbau:

3 '/00 der versicherten Lohnsumme
30'/„der versicherten Lohnsumme

300'/„der versicherten Lohnsumme

Nach diesem natürlichen Prämienbedarf, der dem ausgewiesenen Unfallrisiko angepasst ist, sind denn
auch die Prämientarife der Anstalt aufgebaut. Die Versicherungslasten werden risikogerecht auf die
Prämienzahler verteilt; der Forderung an die Finanzierung der Versicherungsleistungen entsprechend
bleiben bei konstantem Risiko auch die Prämiensätze konstant.

Ganz anders liegen die Verhältnisse bei der Finanzierung nach dem Umlageverfahren.

Wohl werden die kurzfristig fälligen Leistungen, nämlich Heilkosten, Krankengeld und Unkosten,
wie beim Kapitaldeckungsverfahren laufend finanziert. Die Rentenkosten hingegen werden beim Um­
lageverfahren nicht mehr vollumfänglich im Jahre der Kostenverursachung gedeckt, sondern schrittweise
in jährlichen Teilbeträgen aufgebracht, die dem Ausmass der jährlich zur Auszahlung fälligen Renten­
betreßnisse entsprechen.

So gelangen im ausgewählten Modell von den Rentenkosten des Unfalljahres 1951 im Gesamtbetrage
von 49 Millionen Franken nur rund 4>/z Millionen Franken im Jahre der Kostenverursachung zur Aus­
zahlung, und nur dieser Teilbetrag wird beim Umlageverfahren sofort gedeckt. Dieser Ausgangsbetrag
von 4>/z Millionen Franken nimmt durch die Wirkung der Rentenrevision bei den Invalidenrenten
(Art. 80 KUVG), durch den Tod von Rentnern und die Wiederverheiratung von Witwen von Jahr zu
Jahr ab und sinkt nach einer Zeitspanne von 65 â€” 70 Jahren mit dem Ausscheiden des letzten Rentners des
Unfalljahres 1951 auf Null ab, wie dies aus der folgenden Darstellung ersichtlich ist.
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Diese Art der Finanzierung nennt man Kapitaldeckungs- oder noch treffender Rentendeckungsver­
fahren, weil die in einem bestimmten Jahr verursachten Rentenkosten mit den Prämien desselben Jahres
auch voll gedeckt werden.



Betriebsunfallversicherung
Zeitliche Verteilung der Rentenkosten eines Unfaljlahres

Millionen
Franken
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In der folgenden Darstellung ist die zeitliche Entwicklung der Deckungsprämie und der Umlage­
prämie, ausgedrückt in Promillen der versicherten Lohnsumme, für das betrachtete Modell aufgezeichnet.
Es sei daran erinnert, dass diesem Modell als Annahmen zugrunde liegen: Konstanz des Risikos (Unfall­
kosten 108 Millionen Franken) und für die Zeitspanne der ersten 100 Jahre auch Konstanz der versicher­
ten Lohnsumme (6 Milliarden Franken).
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oheim Umlageverfahren werden die Rentenkosten also nur zum kleinsten Teil im Jahre der Kosten­
verursachung gedeckt; der Löwenanteil, nämlich über 90 / der Rentenkosten, bleibt zunächst unge­
deckt und muss dann in späteren Jahren mit der Fälligkeit der Rentenauszahlungen schrittweise nach­
finanziert werden. Diese Nachfinanzierung erstreckt sich auf eine Zeitspanne von 65 â€” 70 Jahren.

Um die zeitliche Entwicklung der Umlagefinanzierung klar zu erkennen und mit dem Finanzierungs­
ablauf nach dem Kapitaldeckungsverfahren vergleichen zu können, sei wiederum von den Annahmen aus­
gegangen, die versicherte Lohnsumme von 6 Milliarden Franken und das Risiko. das durch den Kosten­
betrag von 108 Millionen Franken gegeben ist, bleiben konstant. Jahr für Jahr werden somit Renten­
kosten im betrage von 49 Millionen Franken verursacht, von denen je 4>/z Millionen Franken sofort
gedeckt und der Rest in den darauf folgenden Jahren nachfinanziert wird. Es ist leicht zu erkennnen, dass
bei dieser umlagemässigen Finanzierung der prämienaufwand für die Renten, der im Ausgangsjahr des
Modelles 4>/z Millionen Franken beträgt, mit dem alljährlichen Dazukommen neuer Renten und d«
fortlaufend zunehmenden Nachfinanzierung alter Renten ständig anwachsen muss, bis nach Ablauf von
65 â€” 70 Jahren der erste Rentenjahrgang völlig ausgeschieden ist. Dabei ist festzuhalten, dass dieser An­
stieg der Umlageprämie naturnotwendig eintritt, obschon die Risikolage als dauernd konstant voraus­
gesetzt worden ist. Daraus ergibt sich, dass beim Umlageverfahren zwangsläufig eine weitgehende
Solidarität der Prämienzahler eintritt, bei der die einen für die andern bezahlen müssen.



Betríebsunfallversicherung
Deckungs- und Umlageprämie in 0/00 der versicherten Lohnsumme
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Aus der Figur ist klar ersichtlich, dass die Deckungsprämie, die sich aus einem Anteil von 8°/„„ für
Heilkosten und Krankengeld, einem Anteil von rund 2°/„„ für Unkosten und einem Rentenanteil von
8°/„„ zusammensetzt, von Anfang an insgesamt 18°/„„ beträgt und bei konstantem Risiko dauernd
konstant bleibt.

Die Umlageprämie dagegen, die ebenfalls konstante Anteile von 8 °/„„ für Heilkosten und Kranken­
geld und 20/00 für Unkosten enthält, beträgt im Ausgangsjahr zufolge des geringen Rentenanteils insge­
samt nur rund 110/m, und ist damit anfänglich wesentlich kleiner als die Deckungsprämie. Durch die mit
dern Umlageverfahren zwangsläufig verbundene Nachfinanzierung von Rentenleistungen steigt die
Umlageprämie aber von Jahr zu Jahr trotz konstantem Risiko stark an, erreicht nach rund 20 Jahren den
Stand der Deckungsprämie, wächst weiter an, erreicht nach 65-70 Jahren mit rund 211/2 °/„„ die Endlage
und bleibt dann dauernd erheblich grösser als die konstante Deckungsprämie von 18 °/„„. Der jährliche
Mehraufwand an Prämien beim Umlageverfahren beträgt 31/2°/„„ oder 21 Millionen Franken, die beim
Kapitaldeckungsverfahren durch die Fondszinsen aufgebracht werden.

Es bleibt also selbst beim nicht mehr grossen Renditesatz von 21/2 %, der unserem modellartigen
Rechenbeispiel zugrunde liegt, noch sehr verlockend, dem Kapitaldeckungsverfahren treu zu bleiben,
um eine Prämie zu erhalten, die im Endzustand dauernd um rund 21 Millionen Franken billiger ist als die
Umlageprämie, die sich auf 129 Millionen Franken belaufen würde.

Selbstverständlich wird dieser Vorteil des Kapitaldeckungsverfahrens kleiner, je mehr die Rendite­
verhältnisse sich verschlechtern. Immerhin würde der Zinsertrag auch bei einem Rückgang des Zins­
fusses auf 2 “yo immer noch rund 18 Millionen Franken betragen und sich selbst bei einem Zins­
satz von nur noch 1 V0 doch noch auf rund 101/2 Millionen Franken belaufen. Erst beim theoretischen
Zinssatz von 0 'Z würde die Deckungsprämie gleich gross wie die Umlageprämie.

Die weitern Darlegungen werden aber zeigen, dass das Kapitaldeckungsverfahren selbst beim Zins
Null gegenüber dem Umlageverfahren immer noch den grossen Vorteil der risikogerechten Lastenver­
teilung auf die Prämienzahler bietet.
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V. Soll die Anstalt vom Kapitaldeckungsverfahren zum Umlageverfahren übergehen?

Im Hinblick auf die gegenwärtigen Anlageschwierigkeiten am Markt der mündelsicheren Werte
einerseits und den Rückgang des Zinsertrages der Kapitalanlagen anderseits fehlt es nicht an Stimmen,
die den Verzicht auf die Fondsbildungen fordern und den Sozialversicherungen mit allem Nachdruck den
Übergang zum Umlageverfahren nahelegen. Diese Forderung wird vor allem gegenüber der AHV und
der SUVA erhoben, und zwar nicht zuletzt ausgehend von der Auffassung, dass in diesen beiden Ver­
sicherungen die Fonds ohnehin nur die Rolle von Zinslieferanten spielen.

Herr Prof. GASSER, ehemals Dozent an der Handelshochschule St. Gallen, hat durch Schätzungen
ermittelt, dass einem Bedarf an mündelsicheren Anlagen der Versicherungseinrichtungen von jährlich
rund 1,2 Milliarden Franken nur ein Angebot von etwa 1 Milliarde Franken gegenübersteht, wobei der
jährliche Anlagebedarf der AHV allein mit rund 500 Millionen Franken und jener der SUVA mit etwa
50 Millionen Franken einzustellen ist. Die Empfehlung des Umlageverfahrens zur Wiederherstellung des
Gleichgewichtes von Angebot und Nachfrage am Markt der mündelsichern Werte ist verlockend, und
zwar um so mehr, als das «Versicherungssparen» vielfach auch als Ursache des «Zinszerfalles» hin­
gestellt wird. '

Falls eine solche grundsätzliche Strukturänderung in der Finanzierung der Sozialversicherung ein­
geführt werden sollte, so hätte auf jeden Fall die AHV den ersten Schritt zu tun; denn die SUVA mit
ihrem rund zehnmal kleineren Anlagebedarf belastet den Kapitalmarkt weit weniger als die AHV, und
zudem wäre die Verwirklichung des Umlageverfahrens für die Anstalt â€” wie im folgenden gezeigt werden
soll â€” mit grossen Schwierigkeiten und untragbaren Rückwirkungen auf die ganze Prämienpolitik ver­
bunden.

Wenn man das modellartige Rechenbeispiel mit der Gegenüberstellung des Finanzierungsablaufes
nach dem Kapitaldeckungsverfahren und dem Umlageverfahren betrachtet, so scheinen auf den ersten
Blick allerdings keine unüberbrückbaren Schwierigkeiten gegen den Übergang zum Umlageverfahren zu
sprechen; es hat vielmehr den Anschein, als seien die von den Befürwortern vorgebrachten Beweggründe
zutreffend:

Nicht nur die Deckungsprämie, sondern auch die Umlageprämie bleibt bei konstantem Risiko in
dem nach 65 â€” 70 Jahren erreichten Endzustand konstant, und man ist geneigt anzunehmen, die
Forderung der risikogerechten Prämienbemessung sei im Endzustand auch beim Umlageverfahren
erfüllt.

Der Deckungsfonds scheint tatsächlich nur die Rolle eines Zinslieferanten zu spielen, ist doch im
Endzustand die Umlageprämie dauernd um das Zinsbetreffnis grösser als die Deckungsprämie.
Beim Rückgang des Zinsertrages nähert sich die Deckungsprämie der Umlageprämie; der Vorteil
des Deckungsverfahrens wird damit immer kleiner und die Fondsbildung anscheinend immer
zweckloser.

Der Verzicht auf die Fondsbildung durch Übergang zum Umlageverfahren scheint also gegeben zu
sein. Dies wäre jedoch ein schwerwiegender Trugschluss.

Es ist nicht zu vergessen, dass beim Aufbau des Modelles nicht nur das Risiko, sondern auch die ver­
sicherte Lohnsumme als konstant vorausgesetzt wurden. Das dargestellte Entwicklungsbild der Umlage­
prämie mit der stabilen Endlage ergibt sich nur bei konstanter Lohnsumme. Sobald die versicherte Lohn­
summe Schwankungen unterworfen ist, treten in diesem Entwicklungsbild ganz grundlegende Wandlun­
gen ein.

Zur Darstellung der Verhältnisse seien die Annahmen des Modelles â€” beim Jahre 100 beginnendâ€”
wie folgt verändert:

Risikolage: nach wie vor konstant; Risikosatz 18 /„.
Versicherte Lohnsumme: innert 10 Jahren von 6 Milliarden auf 3 Milliarden Franken absinkend.

' In diesem Zusammenhang sei jedoch auf die Veröffentlichung von Prof. Dr. Jürg Niehans (Zürich) in der NZZ vom
14. Oktober 1954 hingewiesen: «Die Ursachen der Zinsbaisse. â€” Überschätzung des Sparens, Unterschätzung des Zahlungs­
bilanzsaldos. »
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Welches sind die Auswirkungen auf die Deckungsprämie einerseits und die Umlageprämie anderer­
seits?

Die Deckungsprämie bleibt auch bei Veränderungen in der versicherten Lohnsumme konstant (18 '/„),
solange das Risiko als konstant vorausgesetzt wird. Es ist dies ganz natürlich, weil beim Kapital­
deckungsverfahren sämtliche Unfallkosten im Jahre der Kostenverursachung gedeckt werden. Die
grossen Auszahlungsbeträge für Renten der vorausgegangenen, wirtschaftlichen Blütezeit werden beim
Kapitaldeckungsverfahren aus dem Deckungsfonds finanziert; es findet ein Fondsverzehr statt, und es
zeigt sich deutlich, dass der Deckungsfonds in der obligatorischen Unfallversicherung nicht in erster
Linie nur Zinslieferant ist, sondern vor allem auch die prämienseitigen Auswirkungen von konjunktur­
bedingten Lohnsummenschwankungen auszugleichen hat. Damit bleibt auch die von den Betriebsin­
habern geforderte und im Gesetz verankerte risikogerechte Prämienbemessung gewährleistet.

Ganz anders beim Umlageverfahren. Die Umlageprämie steigt bei sinkender Lohnsumme trotz
konstantem Risiko auf über 30'/„, weil ganz namhafte Rentenauszahlungen, die aus der vorausge­
gangenen Hochkonjunkturperiode stammen, nachfinanziert werden müssen. Diese Nachzahlungen, die
beim Umlageverfahren in Krisenzeiten zwangsläufig zu ganz erheblichen Prämienerhöhungen führen
müssen, lasten umso drückender auf den Prämienzahlern, als beim Konjunkturrückgang das tatsächliche
Risiko im allgemeinen eher eine abnehmende Tendenz zeigt. Es ergibt sich eine sehr weitgehende
Solidarität der Prämienzahler, und von einer risikogerechten Prämienbemessung kann beim Umlage­
verfahren nicht mehr die Rede sein.

Es wäre ein Irrtum zu glauben, diese Erscheinung könne durch eine geeignete Gestaltung des Prä­
mientarifes wettgemacht werden; denn beim Umlageverfahren wird der Prämientarif â€” wie dies beispiels­
weise bei den deutschen Berufsgenossenschaften der Fall ist â€” zu einem reinen Gefahrtarif entwertet,
der nur noch indirekten Einßuss auf das Prämienausmass hat. Dies sei anhand der Darstellung des
Prämienbedarfes bei Veränderung der versicherten Lohnsumme und konstantem Risiko näher erläutert.

Betriebsunfallversicherung
Prämienbedarf bei Veränderung der versicherten Lohnsumme und konstantem Risiko

Prämienbedarf
Kapitaldeckungsverfahren UmlageverfahrenVersicherte Lohnsumme

Risiko konstant (Gefahrziffer)18 18 Prä miensatz
1 8 /(~ 18 /p~

Umlagebeitragssatz
21,5 '/„30 '/„

Es sind einander gegenübergestellt der Prämienbedarf nach dem Kapitaldeckungsverfahren und dem
Umlageverfahren, der sich bei konstantem Risiko ergibt, wenn die versicherte Lohnsumme von 6 Milliar­
den Franken auf 3 Milliarden Franken absinkt.
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Versicherte Lohnsumme: 6 Millarden Fr. 3 Milliarden Fr.

Risiko: konstant, also
Risikosatz oder Gefahrziffer (Gefahrtarif): . 1818

Prämienbedarf: Kapitaldeckungsverfahren, Prämiensatz:
Umlageverfahren, Umlage-Beitragssatz:

18 '/„„

3~ i''oo

Beim Kapitaldeckungsve~fahren stimmen der Prämiensatz und die Gefahrziffer, welche die Risikolage
wiedergibt, überein. Der Gefahrtarif ist ein wirklicher Prämientarif. Die erhobenen Prämien stimmen
mit dem ausgewiesenen Risiko überein und bleiben bei konstantem Risiko â€” unbeeinflusst von Lohn­
summenschwankungen â€” ebenfalls konstant. Die Forderung der risikogerechten Verteilung der Prämien­
lasten auf die Prämienzahler ist erfüllt.

Beim Umlageverfahren hingegen stimmen der Umlage-Beitragssatz und die dem Risiko angepasste
Gefahrziffer nicht überein. Der Gefahrtarif, in den die Betriebe zwecks Staffelung der Prämienbeiträge
eingereiht werden, ist nicht mehr â€” wie beim Kapitaldeckungsverfahren â€” bestimmend für den Prämien­
satz. Dieser zeigt trotz konstantem Risiko je nach den Veränderungen der Lohnsumme und den erforder­
lichen, umlagemässigen Nachzahlungen sehr grosse Schwankungen, obschon der Risikosatz 18 des
Gefahrtarifes konstant geblieben ist. Selbst bei einer risikogerechten Abstufung des Gefahrtarifes ist
beim Umlageverfahren also eine dem Risiko entsprechende Prämienerhebung unmöglich.

Zeitliche Entwicklung der versicherten Lohnsummen Millionen
Franken
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Es könnte der Einwand erhoben werden, die im Modell angenommenen Lohnsummenveränderungen
seien zu gross, also wirklichkeitsfremd, und die Auswirkungen auf die Prämiengestaltung daher zu krass
dargestellt. Die zeitliche Entwicklung der versicherten Lohnsummen einiger repräsentativer Gefahren­
klassen in den beiden Abbildungen zeigt, dass dieser Einwand keinesfalls berechtigt wäre.

Zeitliche Entwicklung der versicherten Lohnsummen
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Das völlige Fehlen einer auch nur angenäherten Konstanz in den versicherten Lohnsummen verun­
möglicht in der obligatorischen Unfallversicherung die Anwendung des Umlageverfahrens, es sei denn,
die Forderung nach einer risikogerechten Verteilung der Versicherungslasten auf die Prämienzahler
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werde fallen gelassen und durch das Bekenntnis zu der mit dem Umlageverfahren zwangsläufig ver­
bundenen, weitgehenden Solidarität ersetzt.

Oft wird die Frage gestellt, ob die Anstalt nicht wenigstens zu einem gemischten Verfahren über­
gehen könnte. Man stellt sich dabei meistens ein Umlageverfahren mit einem Schwankungsfonds vor,
welcher bei abnehmender Lohnsumme eingesetzt werden könnte, um das gefürchtete Ansteigen der
Prämien zu verhindern.

Dazu ist zu bemerken, dass einem gemischten Verfahren grundsätzlich dieselben Nachteile anhaftenâ€”
wenn auch in etwas gedämpfter Form â€” wie dem reinen Umlageverfahren. Dies gilt vor allem für den
Hauptnachteil des Umlageverfahrens, nämlich die Unmöglichkeit, risikogerechte Prämien festzusetzen.
Wohl können auch beim gemischten Verfahren â€” wie dies für das reine Umlageverfahren dargestellt
worden ist â€” die Prämien nach gewissen Gefahrenmerkmalen abgestuft werden. Eine klare und risiko­
konforme Beziehung zwischen Prämien und Versicherungsleistungen fehlt aber auch beim gemischten
Verfahren. Die Prämienfestsetzung wird nicht wie beim Rentendeckungsverfahren nach dem Grund­
satze einer risikogerechten Verteilung der Versicherungslasten auf die Prämienzahler erfolgen können,
sondern es werden zwangsläufig dieselben weitgehenden Solidaritäten eintreten wie beim reinen Umlage­
verfahren. Erschwerend tritt hinzu, dass beim gemischten Verfahren über Äufnung und Verbrauch des
Schwankungsfonds Beschlüsse gefasst werden müssen, die einmal weitgehend Ermessenssache sind,
zudem aber Solidaritätsopfer verlangen.

Es steht ausser Zweifel, dass ein Abgehen vom Rentendeckungsverfahren, auch wenn es nur ein
teilweises wäre, bedeuten würde: Preisgabe der risikogerechten Prämienbemessung und Übergang zu
solidarischer Verteilung der Versicherungslasten.

Die Anstalt wird daher gut tun, das Kapitaldeckungsverfahren, das sich in der obligatorischen Un­
fallversicherung seit Jahrzehnten, und zwar in Zeiten der Krise und der Hochkonjunktur, bewährt hat,
beizubehalten und es nicht über Bord zu werfen aus Überlegungen heraus, die durch die derzeitige Lage
am Kapitalmarkt diktiert sind.

Rückblick und Schlussfolgerungen

Die Berichtsperiode ist gekennzeichnet durch eine ausgesprochen gute Wirtschaftslage, in der nicht
nur die gesamte erwerbsfähige Schweizerbevölkerung im Arbeitsprozess eingesetzt werden konnte,
sondern zusätzlich noch grössere Kontingente Fremdarbeiter in der Schweiz beschäftigt wurden. Die
Zahl der Versicherten erreichte deshalb im Jahre 1952 den höchsten Stand seit Eröffnung der Anstalt,
nämlich mehr als 1 Million Arbeiter und Angestellte. Da sich zugleich während der 5 Jahre das Lohn­
niveau der Versicherten um 15 / hob, hat die versicherte Lohnsumme um rund eine Milliarde zugenom­
men. Es ist einleuchtend, dass diese Ausweitung des Versicherungsbestandes sich im gesamten Haushalt
der Anstalt, so in den Prämiensummen, in den Ausgaben, dann aber auch in der Fondsbildung äusserte.
Letztere wurde auch von einer andern Seite aus beeinflusst. Im Jahre 1951 war die Anstalt genötigt, zu
strengern technischen Grundlagen überzugehen, nämlich zum Zinsfuss 2>/q / und zu einer neuen Abfalls­
ordnung für Invalidenrenten mit schwächerer Reaktivierung. Diese Massnahme erforderte eine zu­
sätzliche Äufnung des Deckungskapitals. Es ist nicht erstaunlich, dass bei der heutigen Lage auf dem
Markt der mündelsicheren Papiere diese vermehrte Fondsbildung zu Erörterungen über die Finanz­
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systeme der Sozialversicherung in und ausserhalb der Anstalt führte. Ein besonderes Kapitel des Berichtes
behandelt daher diese Frage vom technischen Standpunkte aus.

Das Unfallrisiko in der Betriebsunfallversicherung hat sich nach dem scharfen Anstieg während des
Krieges und einem noch schärferen Rückgang in der Nachkriegszeit in der Berichtsperiode normalisiert
und lag ungefähr auf dem Vorkriegsstand.

In der Nichtbetriebsunfallversicherung hat die Vermehrung der Verkehrs-, Sport- und auch der
Ferienunfälle in der neuesten Periode zu einer erhöhten Risikolage geführt.

Im letzten Bericht sind die Prämienmassnahmen genannt worden, welche die Anstalt getrogen hat,
um dem kriegsbedingten Risikoanstieg und der Zunahme der Unkosten bei gleichzeitig versiegenden
Zins- und Abwicklungsgewinnen Rechnung zu tragen. Dabei ist damals schon auf die Tarifrevision in
der Betriebsunfallversicherung auf den 1.Januar 1948 hingewiesen worden, die allerdings nicht nur
Erhöhungen, sondern in einigen Gefahrenklassen auch Ermässigungen mit sich brachte und in vielen
andern die Prämien unverändert beliess. Seither sind in dieser Abteilung in rascher Folge Massnahmen
getroßen worden, um dem Rückgang des Risikos in der Nachkriegszeit Rechnung zu tragen; so eine
Teilrevision auf 1. Januar 1951, in welcher einzelne Gefahrenklassen mit besonders guten Versicherungs­
ergebnissen Herabsetzungen der Prämiensätze entgegennehmen konnten. Schon zwei Jahre später wurde
der Prämientarif der Betriebsunfallversicherung neuerdings abgeändert, wobei aber nebst vielen Er­
mässigungen und Belassungen auch einzelne Erhöhungen verfügt wurden. Es darf angekündigt werden,
dass eine neue Tarifrevision mit vorwiegend senkender Wirkung auf 1.Januar 1956 geplant ist. In der
Nichtbetriebsunfallversicherung musste auf den 1.Januar 1949 eine Erhöhung der Prämiensätze, ver­
bunden mit der Einführung der Prämienpßicht für Ferienentschädigungen verfügt werden. Der Verlauf
des Risikos machte eine weitere Tariferhöhung auf 1.Januar 1953 mit gleichmässiger Erhöhung der
Prämiensätze um je ein Promille der Lohnsumme notwendig.

Die Anstalt hat also in den Jahren der grossen Risikoschwankungen bewiesen, dass sie nicht nur den
Mut hat, die Tarife zu erhöhen, wenn es gilt, den Haushalt in beiden Versicherungsabteilungen im Gleich­
gewicht zu halten, sondern dass sie auch gewillt ist, die Prämien sofort wieder zu senken, wenn dies vom
technischen Standpunkt aus möglich ist. Mit Genugtuung kann beigefügt werden, dass bei den Tarif­
anpassungen weitmöglichst die Erfahrungen der einzelnen Gefahrenklassen berücksichtigt wurden, dass
also grösster Wert auf eine risikogerechte Prämienfestsetzung gelegt worden ist.

Aus den Untersuchungen, über die in den vorstehenden Kapiteln berichtet worden ist, ergeben sich
nebst sehr vielen wertvollen Auskünften und Erkenntnissen zwei praktische Schlussfolgerungen:

Die eine geht dahin, dass der Tarif der Betriebsunfallversicherung, wie bereits weiter oben schon
bemerkt, im Sinne einer weitern Senkung der Gesamtprämiensumme revidiert werden kann. Die Vor­
bereitungen für diese Massnahme sind in vollem Gange, und der neue Tarif sollte am 1.Januar 1956 in
Kraft treten können.

Die zweite Schlussfolgerung beschlägt die Revision der technischen Grundlagen zur Berechnung der
Invaliden- und Hinterlassenenrenten. Die Untersuchung hat zunächst ergeben, dass die Sterblichkeit
der SUVA-Rentner, genau wie jene der allgemeinen schweizerischen Bevölkerung, weiter abgenommen
hat, und zwar sowohl die der Invalidenrentner wie auch jene der Witwen. Wenn für diesmal noch davon
abgesehen wird, einen Austausch der Sterbetafel vorzuschlagen, so zeigen die Zahlen doch eindrücklich,
dass auf diesem Gebiete grösste Aufmerksamkeit geboten ist, und die Anstalt tut gut, wenn sie allfällige
Überschüsse der nächsten Jahre teilweise für die Vorbereitung dieser Aktion verwendet.

Nicht mehr zugewartet werden darf mit der Wahl einer neuen Abfallsordnung der Invalidenrenten im
sogenannten Revisionsbereich. Die statistischen Erhebungen der letzten Jahre haben einen erheblich
schwächern Abfall ergeben, als er nach der jetzigen Grundlage vorausgesetzt wurde. Der Austausch dieser
Grundlage ist also dringlich. Der Beschluss dürfte nicht schwer fallen, da finanzielle Erschütterungen
nicht eintreten werden.

Im übrigen kann festgestellt werden, dass der finanzielle Haushalt der obligatorischen Unfallver­
sicherung als geordnet bezeichnet werden darf.
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Anhang

Tabelle 1: Die Unfallbelastung der Jahre 1948 â€” 1952 nach Gefahrenklassen

Betriebsunfallver sicherung

Nichtbetriebsunfallversicherung

Tabelle 2: Berufskrankheiten im Jahre 1952

Tabelle 3: Unfallursachen im Tunnel- und Stollenbau in den Jahren 1951 und 1952

Tabelle 4: Unfallursachen im Tunnel- und Stollenbau

Gliederung nach Baustellen

Tabelle 5: Unfallursachen in der Nichtbetriebsunfallversicherung im Jahre 1952

Zeichenerklärung

Ein Strich ( â€” ) an Stelle einer Zahl bedeutet Null (nichts).

Eine Null (0 oder 0,0) an Stelle einer anderen Zahl bedeutet eine Grösse, die kleiner als die Hälfte
der verwendeten Zähleinheit ist.



Die Unfallbelastung 1948 â€” 1952

BetriebsunfallversicherungTabelle 1

Invaliditätsfälle Todesfälle Gesamtbelastung inLohn­
Zahl
der

Unfälle

Lohn­
entschädi­

gußg

summe in
Tausend

Fr.
1 %e der

Lohn­
; summe

Heilkosten

Zahl 1 BelastungZahl Belastung Fr.

Steine und Erden

la
9] 1 003 48669 608 2 201 366 526 677 887 25 1 032 034 3 079 933 44,2

1 368 130 ' 24,63 104 290234 82155 564 1 800

1 661 630 1 27 l81 277 84161 374 2 156 293 765

417 239 21,819 111 475 68 409

11' 382 131136 049 4 431 596 995 1 194 256 140 ] 273 617

]2]1 1 42] 929

3 446 999 25,3
3

3bi

e

]23 488 3 888

18 854 499

539 257

70 112

11 357 740

1 25 334

1 033 540 3 352 466 27,1

380 580 20,2
142 342 4 387 609 369 12 383 074 3 733 046 26,2

4

4a

C!
21 169 675
3 18 135

6i 175 638
4i 131 276

53 186
22 745

781

131

103 595
32 618

183 879
38 514

632787 1 11,9
220 543 9,7

10 306 914 853 330 i 11,2136 21375 931 912
Glasfabrikation5

sa
2' 48 65026 601 762 105 240 451 202 17,0

248 527 ' 8,9
440 668 25,5
117 004 1 8,6

l 7 107
l ' 38 446

85 434
79 960
30 018

27 819
17 264
13 671

674
596
211

104 457
169 055
32 894

6, 51 529
15,' ]53 207
6 54 092

d1
e

4 94 203 1 257 401 ' 14,7300 65285 355 2 243
Metall

169 1 526 630
130 889 510

4 144 246
11 336 507

7 856
6 735

287 851
139 951

1 665 854
980 069

2 000 863

4 349 980 15,1
3 087 080 22,1

6 145 240 33,6183 137 8 140

83 324 2 962

22 750 185243' 2242 246

1775454 i 21,34 208 022

230 1 698 065 5 679 064 i 15,7
21 036 818 19,9

18 517 09411 334 1 418 366361 802

4 828 7421 056 065 37 027 844 6 945 104

356' 3 720 616
42' 501 121

59 1 956 054

47 1 397 757
3 114 517

10

10c '
d

10 262
1 448

1 629 898
213 690

319 704
58 394

9 644 537 30,2
1 199 561 20,5

10 844 098 ! 28,71 843 588378 098 3 266 49911 710 398 4 221 737 50 1 512 274

2a

bl

C!

9b

e'
f

h'

l

Gefahrenklassen nach Tarif

Fabrikation von Zement, Kalk,
Gips, Mörtel

Fabrikation von Zement, Kalk,
Gips, Mörtel

Fabrikation von Kunststein und
Zementwaren ohne Bauarbeiten

Fabrikation von Kunststein, Ze­
mentwaren, armiertem Beton
ohne Verwendung von mecha­
nischen Pressen
Fabrikation von Kunststein, Ze­
mentwaren, armiertem Beton
mit Verwendung von mechani­
schen Pressen, Brikettfabrikation
Fabrikation und Bearbeitung
von Eternit, Korkstein und Lin­
oleum

Grobkeramik

Fabrikation von Ziegeln, Back­
und Verblendsteinen, Tonröhren
Fabrikation von Chamotte- und
Steinzeugwaren

Feinkeramik

Töpferei, Steingut- und Ofen­
kachelnfabrikation .
Porzellanfabrikation

Fensterglas-, Gussglas-, Walz­
glas- und Flaschenfabrikation .
Weissglas-, Hohlglas- und Glas­
warenfabrikation, Glasbläserei .
Glasschleiferei, Glasverarbeitung
6 lühlampenfabrikation .

Handwerk- und fabrikmässige
Betriebe der Metallbearbeitung
mit Installation, Montage oder
Bauarbeiten

Fabrikation und Installation von
Heiz- und Wascheinrichtungen .
Bauschlosserei .
Eisenkonstruktionen; Kessel­
schmieden.
Mechanische Werkstätten mit
mechanischer Holzbearbeitung.
Automobilgaragen ohne Trans­
port für Dritte; mechanische
Werkstätten, Reparaturwerk­
stätten

Giessereien

Eisen- und Stahlgiessereien
Metallgiessereien .

1 013 250
880 994

1 151 946

364 186

502 861 54 526 158

568 162 64 521 862

123 233 22 225 597

105 437 15' 179 697
1 138 977 ]36 1 601 626

222 393 24 187 810

146 137 ]7 ]5] 175

452 543 44 4]0 003

614 593 72 588 653

2045 539

7 306 918

2 896 266
370 233



Tabelle I

Invaliditätsfälle Todesfälle Gesamtbelastung inLohn­
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Tausend

Fr.

Zahl
der

Unfälle

Lohn­
entschädi­

gung
Heilkosten

/pp der
Lohn­Zahl BelastungZahl Belastung Fr.
summe

11

lla

b I

53 351 l 514 343 435

173 185

57 466 112547 280

299 473

621 565 1 978 392

94 824 959 129

15 37,1

31' 391 64732 281 627 29,7
85 632 2 141 846 753 88 857 759

40I 367 989
30, 189 571

516 620 17 716 389 2937 521 34,3
12

3 123 342
6 115 070

12a
b
d

50 469
30 128

1 612
1 393

238 129
172 315

505 516
291 852

1 234 976
768 808

24,5
25,5

1 38 j ~1 227 438

28j 171 132
77 639 661

179 069
37 679
62 136

3 928
804

l 774

488 864
84 849

236 031

953 434
135 177
492 012

125 166
45 809

104 979

2 794 902
436 967

1 472 683

15,6
11,6
23,7h

k

77 575 2 142 478 725310 726 9 620 468 18,4

271' 1 812447232 646 737 744 1 205 5145 505 9 246 501

4i 53 134

4 002 206 17,2
n I

51 385 83090 169 233 3431 779 385 604 1 057 911 11,7

75 626 1 847 213 983

156 793

360 900

258 050

44 283 671

23 333 76820 893 821 928 368 44,45 179 757

162 1 091 080245 394 5 682 705 797 1 139 641

12I 21 569
9 112 268

l I 12 428
2i 112 840

11 792
16 991

52 729
51 583

370
293

88 026
80 959

174 752 14,8
357 650 21,0WI

18 580 221 I 16 446 1 265 0331 130 567 27 950 3 682 886 6 375 410 978, 7256 892
13

13a

40' l 770 883

4j 157 683

762~ 5122 376

69, 414 127

1 243 750 25 840 3 174 860 5 553 281

592 584

15 621 400 12,6

1512446 j 11,3134 420 2 815 348 052

3 48 784

4, 141 409

2 783 184 13,5985 770
133

12 66 657

206 593 624 6924 886 1 123 938

175 111 458 211 i 12 337 328 75 034784nen.

1 622 091 34 325 4 222 638 7 444 914 976 6 588 930
14

14c,

d
449', 2252 627

49 283 661

1 161 000 17 652 2235 317 3 062 234

286 437

10 321 696

l i 15 876

7 871 874 6,8

786067 i 9,582 614 1 660 200 093

498' 25362881 243 614 19 312 2 435 410 3 348 671
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Gefahrenklassen nach Tarif

Elektrothermische Produkte ohne
Gewinnung des Minerals und ohne
Metallverarbeitung
Elektrometallur gische Behand­
lung von Mineralien und Erzen

undAluminium-, Magnesium­
Natriumfabrikation

Fabrikmässige Betriebe der
mechanischen Metallbearbeitung
ohne Installation, Montage oder
Bauarbeiten
Warmeisenwalzwerke .
Hammerwerke .
Kaltwalzwerke, Drahtzieherei,
Fabrikation von Kabeln und
Drahtseilen, Edelmetallwerke
Fabrikation von Drahtwaren .
Metallwerke .

Fabrikation von gepressten und
geprägten Eisen- und Stahl­
waren; Gesenk- und Maschinen­
schmieden.
Fabrikation von gestanzten, ge­
zogenen und gedrückten Metall­
waren
Fabrikation von Armaturen für
Dampf-, Gas- und Wasseran­
lagen .
Fabrikation von kunstgewerb­
lichen Metall- und Blechwaren,
Galvanostegie .
Emaillierung, Verzinkerei, Ver­
zinnerei, Metallspritzerei
Serienfabrikation von Maschi­
nenbestandteilen und Werk­
zeugen; Eisenmöbelfabrikation;
Scheren- und Messerschmieden .
Fabrikation von Kassenschrän­
ken.
Feilenfabrikation.

Grossbetriebe der mechanischen
Metallbearbeitung
Maschinen-, Werkzeugmaschi­
nen- und Apparatebau; Waßen­
fabrikation
Automobil- und Motorräder­
fabrikation
Karosserie- und Wagenbau,
Waggonfabrikation; Flugzeug­
bau
Reparaturwerkstätten von Bah­

Betriebe der Fein- und Klein­
mechanik

Fabrikation und Reparatur von
leichten Maschinen, mechani­
schen, elektrischen und opti­
schen Apparaten und Instrumen­
ten; Fabrikation von Präzisions­
werkzeugen .
Schraubenfabrik ation, Fasson­
dreherei

Die Unfallbelastung 1948 â€” 1952

Betrieb sunfallversicherung

2' 20 810 1 430 729

76 802 935 356 12,4

2 48 395 2 984 913 12,2

51' 211875920375241 II 12,6

l l ' 337 572 8 657 941 7,0



Tabelle 1

Invaliditätsfälle Todesfälle Gesamtbelastung inLohn­
Lohn­

entschädi­
Zahl
der

Unfälle

summe in
Tausend

Fr.

Heilk osten %p der
Lohn­Zahl j Belastunggung Zahl Belastung Fr.
summe

16

16a

1 762 826

1360614 '
793 768
130 109
74 709

6 64 538638 055 4 088 2,8

]]9i 406 768
63' 224 896
2 36 053
1 43 135

262 648
358 754
216 966

17 763

2 854
1 640

321

94

346 484
225 728
48 063
14 216

558 861
280 519

45 993
17 358

2 48 501
3~ 62 625
1

5,2
2,2
0,6
4,2

ol

4 122 026, 2,8]2 175 664l 494 186 8 997

19

456 3 856 333

38 ]80 566
25 151 717
34' 214 710
19 126 983
24 171 841

257, 1 983 533
58i 338 933

28 176 740

27l

1

163 162 9 122 775 351

33 804

8 470 368 51,9

16 991
21 978
18 153
7 004

18 977
245 545

51 795

73 227
59 098

104 375
61 179
46 455

664 901
112 563

131 521
99 621

184 329
99 432

105 289
1 161 937

252 990

650
513
899
354
409

5 674
1 058

24,7
14,1

28,6
41,1
17,1

16,6
13,6

419 118
310 436
518 586
287 594
323 585

4 068 471
704 486

f

l

kj
m

n'

P,

15 172

258 1007 I

] I

10 986 63 342 131 016 379 904 34,68 806530

14 311 95 600 j 67262

167 953 879
5 32 806

6

93 058
15 261

698 782
45 070

390 039
23 766

4 158 735 23,7
6,7

2 201 435
101 642

3 297
206

26 888 40 655 63 899 4,28 374 112 928412

3' 14 820
51 323 970

10 238
11 845

24 455
120 573

18 343
83 567

57 618 5,6
528 110 44,6

186
694

18 579 881 ! 25,624 266726 192 42 1 249 968

Gerberei20

3 126 26320a Gerberei 55 397 1 369 1 070 492 19,3

Schuhfabrikation21

1311 748 i 5083 496 304263 842 2 652 303 211 456 078 3 56 155

76 464 11,06 943 105

270 785 320 351 476 774 87 534 9322 757 1388212 ~ 5,156 1553
22 Papierfabrikation
22a

d

6 348 41733 294 406 1 020 648 22,3

2 790 285, 15,8

122 560 255 26545 845 856

107 1 046 485470 704 895 072176 669 3 337 11 378 024
3 810 933 17,1222 514 4 193 17 726 441
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Gefahrenklassen nach Tarif

Uhrenindustrie und Bijouterie
Fabrikation von Roh- und Rä­
derwerken und Uhrenbestand­
teilen, einschliesslich mechani­
scher Werkstätte; Edelsteinbe­
arbeitung .
Fabrikation, Finissage und De­
koration von Uhrengehäusen .
Mechanische Uhrenfabrikation.
Etablissage und Terminage .
Uhrengläserfabrikation .

Holz, Horn
und verwandte Stoffe

Betriebe der mechanischen Be­
arbeitung von Holz, Kork, Horn
und ähnlichem Material, ohne
Bauarbeiten

Sägereien, auch verbunden mit
Neben betrieben, welche der
Holzindustrie angehören und
mit Nebenbetrieben, welche nicht
der Holzindustrie angehören .
Kisten- und Emballagenfabrika­
tion ohne Sägerei.
Bürstenwarenfabrikation
Hobelwerke, Parkettfabrikation
Imprägnieranstaltcn
Schreinereien
Möbelfabrikation
Model lschreinerei
Küferwaren- und Fassfabrika­
tion
Goldleisten-, Rahmen-, Etuis­
und Etalagenfabrikation
Andere mechanische Holzbear­
beitungsbetriebe .
Pianofabl ikation, Orgelbau
Bearbeitung von Horn, Hart­
gummi, Kork und ähnlichem
Material
Rohrmöbel-, Korb waren- und
Mattenfabrikation .
Wagnerei .

Leder, Gummi, Papier,
graphische Gewerbe

2]b Schuhfabrikation.
Mechanische Schuhreparatur­
werkstätten

Fabrikation von Holzstoft' und
Zellulose
Papier- und Pappefabri kation
aus HalbstofY, Lumpenhalbstoft'­
fabrikation

Die Unfallbelastung 1948 â€” 1952

Betriebsunfallversicherung

542 645 738 958 113 416 685

] 177 136 1 641 689 298' ] ]27 537

1 358 167 2 480 517

31 170 46 490 10. 17 940

3 130 847 5 645 921 1181 ' 8 553 145

172 067 329 211 44' 442 951

17 140 20 696 4 38 628

593 264 1 150 337 140 1 340 891



Tabelle 1

Invaliditätsfälle Todesfälle Gesamtbelastung inLohn­
Lohn­

entschädi­
Zahl
der

Unfälle

summe in
Tausend

Fr.
%p der
Lohn­
summe

Heilkosten
gung Zahl Belastung Zahl Belastung

99293 ' 503 32 40327 647 39 24319 971 234

â€” 7 404

1' 44 543

22 124 662

44 292 217
9 54 891

71 260 105 971 155 684881 378 913

705 955
96 724

5,3

53 945
7 795

133 453
14 264

235 742
27 569

1 141

130
13,1

12,4
78 504 173152 971 281 335 458 238 l 37 1392 386

24a
2p' 251 70872 884

66 012
97 001

1 40 84999 106 153 895869

46 276 938
96' 614 503

12 445
33 213

143 775
263 382

218 199
384 780

1 258
2 027

2 492 793 ' ]0,6

3738 522 ' 6,3

4 86 507

4 133 142

235 897

597 191

506 263 756 874

754 319 1 176 965

]62 1 143 149

181, 1 674096

4 154
25
25a '

d
5 664

184 667 3,264 802 87 722 6 32 14344757 236

819 121 1 264 687654 427 ]87 l 706 2396 111

56 015 83 93135 897 301 734 8,417 161 788465

970082 '139 084 224 537
60 390 115 964

185 207 292 359
362 532 552 952

2, 85 98046 145
54 511

116 197
194 717

977
610

1 619
3 039

45 520 481
17 83 441
39 202 659

123 960 190

21,0
4,8
6,2

10,9

259 795
721 630

2 119 905
1 41 405
8i 244 231

160 717 6 425 141 43 684461 49 575 67 458
252 1 972 243472 608 852 803 1 337 2017 171

28

140386 '
360 282

529 633

42 744
63 118

155 225

306 869

3,3
5,7

414
800

42 504
83 203

63 943
122 200

9 33 939
22 131 252

28 131 425

84 536 500

23 627

160 247 234 785

412 576 643 4]2

3 176 3,41 408

3 676

317 311 5,0
232 916 8,4

707
465

63 336
27 849

659 141

93 702
48 095

127 964
71 514

2 23 714
1 69 342

19 71 931
7 43 965

169 949 012840 327 1 263 8187 470
29

29a '
216 517 499080 j 2,31 313 146 422 204 881 27 ]47 777

d

47 589 538 55 948 70 681 6 23 389

99

23

23a '

b

C i

d'

27

27b

C ,'

d
e

hj

28a
b
d

e

f

Gefahrenklassen nach Tari<

Verarbeitung von Leder, Gummi,
Zelluloid und Preßstoffen
Handbetriebe für Fabrikation
von Lederwaren, Reiseartikeln,
Schäftefabrikation .
Mechanische Betriebe für Fabri­
kation von Lederwaren, Reise­
artikeln .
Fabrikation von Artikeln aus
synthetischen Stofen .
Verarbeitung von Zelluloid .

Papier verarbeitung
Buchbinderei, Gechäftsbücher­
fabrikation
Papierwaren- und Briefumschlag­
fabrikation
Kartonnagefabrikation .

Graphische Gewerbe
Buchdruckerei, Lithographie .
Photographie- und Lichtpaus­
anstalten, K 1ischeefabrikat ion,
Chemigraphie, Ateliers für Film­
aufnahmen

Textilindustrie, Näherei

Mechanische Verarbeitung der
Rohtextilstoffe, Spinnerei
Schappespinnerei.
Woll- und Baumwollreisserei
und -wäscherei, Pressfilzfabrika­
tion; Rosshaarspinnerei .
Kammgarnspinnerei
Tuchfabrikation .
Baumwollspinnerei .
Flachs- und Hanfspinnerei, Sei­
lerei

Mechanische Verarbeitung von
Gespinsten, Zwirnerei, Winderei,
Weberei, Betriebe ohne Reiss­
und Schlagmaschinen und ohne
die Ausrüsterei
Winderei, Seidenzwirnerei .
Baumwollzwirnerei .
Seidenstoffweberei, Bandfabri­
kation
Woll-, Baumwoll- und Leinen­
weberei .
Ramie-, Rosshaar- und Kunst­
seideflechterei, Posamenterie­
warenfabrikation.
Weberei von groben Leinen .

Betriebe der Bearbeitung von
Textilstoffen, Strickerei, Sticke­
rei, Näherei
Fabrikation von Strick- und
Wirkwaren, Tüllfabrikation .
Hand- und Maschinenstickerei;
Maschinenausschneiderei; Mo­
degeschäfte

Die Unfallbelastung 1948 â€” 1952

Betriebsunfallver sicher ung

1280 885 j 8 4

545 558 ' 7 5

651 357, 9,9
1 295 878 13,4

4 133 142 3 923 189 j 6,0

11' 371 616 4 533 863 9,6

2 48 106 1 640 594 , 5,3

7 167965 3221 122 ', 4,9

1 22 391 172 409 3,6



Tabelle 1

Invaliditätsfälle Todesfälle Gesamtbelastung inLohn­
Zahl
der

Unfälle

Lohn­
entschädi­

gung

summe in
Tausend

Fr.
%p deI'
Lohn­
summe

Heilkosten

Zahl BelastungZahl Belastung Fr.

29g
568 128 3 520 392 991 3i 61 604452 937 33 217 040 1124 572 20

3 42 574
3 17 959

267
133

35 595
14 086

34 678
10 549

40 153
17 691

118 322
49 736

3,4
4,7n

r

30

1 27550 5 652
5 821 650 694

738 100 269

7 325 13 25210 787 1,2

73' ,449 014

20' 80 620

793 668

147 935

36 233
691 498

149 441

1 977 371

410 090

117 035
1 893 336

472 508

2,2888 248 4 83 995

1 81 26630b 56 678 7,2

23 480
362 392

226
2 776

9 57 322
94 731 941

17 450
183 965

6,7
10,34 107 505

18 115 183812 117 75972 247 3 90 125 6,5
8~ 278 896141 i 985 0664 552 603 900 2 892 969330 340 1 025 107 8,8

Zeughäuser

31 ' Zeughäuser
31a Zeughäuser 45; 547 0542 534 329 377169 228 2 130 578 12,6610 010 12 644 137

6) 290 257
28I 1 108 883

32' 234 868
128 1 448 536

1 783
5 515

1210 543 18 565 280
308 626

32a,
b'

450 229
1 562 877

235 189
827 120 16,04 947 416

14, '232 195

4' 65 190

61' 542 2582 515 383 041

1 174 162 400

523 80 427

143 192 1 782 561625 067

288 999

137 604

12,4

49 449 540

14i 154 844

56 238 966 129 17,2

1 22 072

2i 121 705

24 190 394 947 16,3

492274 l 30 7
79 979 11,2

11' 115 161
3 11 675

37' 523 805

16 040
7 120

78 413

78 201
27 772

165 822

177 207
40 532

309 495

585
224
957 4 128 272 1 127 394

656 149
175 201

14,4
m

33 258 858
7 79 619

143 884
18 569

57 018
7 038

253 407
49 526

1 116
97

11,5
24,927 487

2 16 192

12 121 953

8 7112 196 16 916 41 819 19,041

152 159 365 251 11,8515 91 13930 913

60 1 996 061389 3 957 309

6' 29 970
25i 293 870

15 045 2 222 275 12 239 6634 064 018796 264 15,4
33
33a

C

33 246
134 114

104 361
1 033 638

232
743

52 061
209 249

l i â€” 10 916
8 396 405

18 080
59 829

5,8
17,3

9 385 489

4 133 764

31, 323 840

52l 507 997

975 167 360

1 424 214 046

1 137 999261 310

398 499

14,677 909
34

34a ~

35

35a '
C

d'

e

1 254 306 , 19,165 723

10 63 999
67i 561 077

33 291 284
13' 87 865

177 550
1 419 591

67 223
457 538

216 655
131 408

17 399
128 202

46 328
301 827

146 297
60 254

10,2
11,1

356
2 387 3 99 149

654 236
279 527

62 888
31 611

1 344
517

10,4
8,8

100

Gefahrenklassen nach Tarif

Schneiderei, Konfektion, Weiss­
waren- und Wäschefabrikation
Strohhut-, Filzhut- und Mützen­
fabrikation, Schirmfabrikation.
Handdruckerei.
Tuch- und Bandfabrikation ohne
Weberei, Stickereiexportgeschäf­
te, Stickereiaufmachung .

Ausrüsterei
Strang-Färberei oder -Bleicherei
Appretur, Verbandstoffabrika­
tion
Gesamte Ausrüsterei .
Chemische Wäscherei und Klei­
derfärberei

Chemische Industrie,
Nahrungs- und Genussmittel

Chemische Industrie
Chemische Grossindustrie .
Fabrikation von Teerfarbstoffen
Fabrikation von pharmazeuti­
schen, kosmetischen und diä­
tischen Produkten; Kunstharz­
fabrikation
Fabrikation von Seifen und Par­
fümerieartikeln
Fabrikation von technischen
Fetten
Fabrikation von Dachpappe und
anderen Teerprodukten .
Zündholzfabrikaiion .
Viskosefabrikation .
Gummiwerke, Fabrikation von
Zelluloid, Pneufabrikation
Salinen .
Fabrikation künstlicher Edel­
steine.
Fabrikation von Lacken, Farben
und Druckfarben.

Explosivstoffe
Pulvermühlen, Fabrikation von
Sprengstoften und Feuerwerk .
Munitionsfabrikation .

Mühlen
Mühlen .

Nahrungsmittel
Zuckerfabrikation und -verar­
beitung .
Schokoladefabrikation
Konditorei, Confiserie, Biskuit­
und Zwiebackfabrikation .
Bäckerei

Die UnfaHbelastung 1948 â€” 1952

Betriebsunfallversicherung



Tabelle 1

Todesfälle Gesamtbelastung inInvaliditätsfälleLohn­
Lohn­

entschädi­
gung

Zahl
der

Unfälle

summe in
Tausend

Fr. Zahl Belastung
Heilkosten %p der

Lohn­
I summe

Fr.Zahl Belastung

35g '
h

238I 306 148
11 44 473

541 312 237
31' 386 620

575 875 19,1
266 484 16,0

30 170
16 613

654
472

96 222
55 435

37 780
45 695

135 725
120 881

1 271 826 l 17,8
814 672 ' 27,3

71 537
29 829

3 130
716

303 177
94 879

3, 11 511
2 143 529

644 901
189 644

902 590211 792 4 254 538 045 119, 996 982 3 35 989 2 473 606 11,6
7 933 367 13,21 642 464 2 866 565600 041 13 830 14 373 653376 3 050 685

36
36a

b II

2 693
687
278

736 028
147 087
62 871

3 89 319
2 42 840
1 22 003

1 716 083 17,7
352658 i 160
190 395, 17 2

96 842
22 058
11 089

344 069
77 091
33 071

75 546 667
14 85 640
9I 72 450

2259 136 ', 17,4981 704

17I 60 657
14 121 757

454 231 6 154 162129 989 945 9863 658
37
37b

79 670
102 227

105 757
165 972

246 084 2,9
464438 I 102

85 657
45 518

685
836 2 74 482

710 522 5,42 74 482131 175 271 7291 521 181 897 31 182 414

38

76' 649 947
125 1 140 475

20 462 540
37 1 067 657

22 719 276

26 610 655

38a 2 096 875 67,0
3 689 471 99,3

31 306
37 143

2 170
2 777

611 344
913 497

494 516

373 044
567 842

340 040 53l 745 742 2 299 574 119,819 203 1 455

107~ 1 385 98041 16 729
21~ 302 298
811 1 574 743
2 18 347

59,3
65,9

I 308,1
369,5
41,3
12,8

55 130
876

2 694
9 194

900
205

2 471
30

237
602

25
3

3 271 276
57 717

830 011
3 397 322

37 193
2 623

446 269
18 071
98 852

383 456
4 818

692

828 372
22 917
78 676

456 516
14 028

1 931

21 350 185
37 982 607

15 682 062 100,1469' 5 834261 163 4 192 920156 651 9 770 2 233 084 3 421 797
39
39a

93 773 65,03 41 2551 442 58 10 533 21 912 2

161 156 321

20 073
b'

7 150 770

3I 101 648

44,513 918 619 721

874 818

207 282

256 951

594 105 348

140 739 27i 375 480 29,130 011 841

451 551 874 1 588 312 I 35,045 371 13 293 6731 493 256 620 486 145

40
40a

bI
84, '803 532 13 451 61366 696 2 563 4083 010 432 655 875 608

170 606
12 283
38 348

116 249
108 588
181 862

8 722 239
399 198

1 598 650
25 324 712

8 902 443
5 911 805

9 132
793

2 016
11 578
6 582
7 827

52 1 808 821
3 78 906

14 645 540
194 6 944 353
73 2 297 248
30' 944 095

2 804 764
175 481
480 965

5 322 631
2 519 712
2238 115

1 398 388
94 943

204 314
3 613 818
1 375 971
1 101 765

295, 2710266
12 49 868C

dl
e
f
g

38

609
255
212

267 831
9443 910
2 709 512
1 627 830

Gefahrenklassen nach Tarif

Teigwarenfabrikation .
Schlachthofbetriebe
Fabrikation von Fleischwaren
und Fleischkonserven, Verwer­
tung von Schlachthausabfällen .
Fabrikation von Speisefett .
Fabrikation von Konserven,
Nahrungsmitteln und Milchpro­
dukten, Essig und Gewürzen .

Getränke
Brauerei
Mineralwasserfabrikation .
Brennerei und Likörfabrikation

Tabak
Zigarren- und Schnittabakfabri­
kation
Zigarettenfabrikation .

Gewinnung und Verarbeitung
von Mneralien und Gestein

Gewinnung von Mineralien und
Gestein
Granit- und Marmorbrüche .
Kalksteinbrüche .
Sandstein brüche und andere
Brüche als in Klasse 38a und c .
Sand- und Kiesgewinnung, Kies­
rüsten, Ton- und Lehmgruben .
Torfgewinnung
Schieferbrüche .

Erz- und Kohlenbergwerke .
Asphaltgewinnung .
Salzbergwerke .

Bearbeitung von Steinen
Maschinelle Kies-, Schotter- und
Sandbereitung .
Steinhauerei, Pflastersteinfabri­
kation, Schotterschlägelung von
Hand.
Mechanische Bearbeitung von
Steinen nur auf Werkplätzen .

Bau wesen
und Waldwirtschaft

Tiefbauunternehmungen
Allgemeine Tiefbauunterneh­
mungen ohne Fels- und Spreng­
arbeiten und ohne Verwendung
von Baumaschinen .
Allgemeine Tiefbauunterneh­
mungen mit Fels- und Spreng­
arbeiten oder mit Verwendung
von Baumaschinen .
Eisenbahnbau .
Unterhalt des Bahnkörpers
Tunnel- und Stollenbau .
Wasser bau
Strassenbau und -unterhalt

Die Unfallbelastnng 1948 â€” 1952

Betriebsunfallversicherung

38,4

51,1
32,5
41,7

217,8
82,0
32,5



Tabelle 1

Todesfälle Gesamtbelastung inInvalidi tätsfälleLohn­
Zahl
der

Unfälle

Lohn­
entschädi­

summe in
Tausend

Fr.
/pp der
Lohn­

Heilk osten
gung Fr.Zahl BelastungZahl Belastung

, summe

40k i
l

m,

P

129 687
321 721

3 78 317
5 173 878

60 351
144 905

9 44 991
22 204 448

313 346 22,3
844 952 28,0

6 898 624 ' 16,6

3 762 803 70,1

14 077
30 179

508
1 114

50 1 584 9462413 462

745 553

1 081 068

400 569

190 1 819 148

95 1 549 824

416 114 S 750

26 1 066 8571 95053 686

65 242 180 54,0

59 698 349 ' 35,3
717 449 117,9

1821 21 231 160

2131 20 380 939
27 301 182

463 16 074 5749 908 747

10 714 911
101 930

18 027 699

22 412 611
241 457

1 208 688

1 692 420
6 086

53 260

78 008
650

41

41a
d

211 6 189 888
4 72 880

60 415 798, 35,622 654 068

3 725 708
547 743

2158 20 682 121

487 3 333 016
80 832 632

215 6 262 768

59 1 390 724
20' 480 892

78 658 10 816 841

2 012 062
376 892

1 698 506

257 159
17 098

10461 510 ' 40,7
2 238 159 130,9

42b I 14 443
1 964

4 273 451 567 4 165 648 79 1 871 616 12 699 669 ! 46,32 388 954274 257 16 407
43

9 168 054, 26,0

3 360 227 51,8

12239023 I 39,6
5 713 659 i 31,7

43a

13i 437 265

5 229 620

2 562 632

975 688

1 331 678

443 725

604 4 836 479352 863 11 549

155 1 711 19464 882 3 353
di

29 954 935
22' 696 995

308 943
180 379

693 6 087 141
237 2 112 372

3 470 854
1 964 834

1 726 093
939 458

13 015
7 239

30 480 963

1 394 106 ' 34,2

4 648 653 19,6
2 482 865 , 61,6

330 375 16,9

69 2 318 815907 067 1689 14 747 1868 974 008

476 432

4 440 954

230 365

35 156
44
44a

d
8 221 04340 823 48 466 2661 779

236 713
40 295
19 556

14 465 611
15 331 358
2 56 971

139 1 601 012
99 1 083 677
9 59 208

769 716
367 364

66 643

1 812 314
700 466
147 553

5 831
1 91]

608

e

g,'

45
8 855 999 26,239 1 074 983295 3 210 163337 387 3 136 76510 129 1 434 088

45a
181 594 19,19 504 11 70 033324 73 79137 770

b

d
178
36,8
28,5

14,8

610 460
1 022 359
4497 128

34 391
27 818

158 002

238 270
382 256

1 404 158

15 188 127
39 370 894

154 1 742 701

4 84 458
2 89 419

16 522 737

791

1 221
5 669

99 605
179 790
827 532

1 950 652131 965

232 930

76 8793 734 890 417

1 150 820

57 528 659454 697

660 289 3001 211 12 984 926 320 8 263 7825 437

4 174 751 487 686 ! 41,1
m

11 869 12 140 677340 115 72256 536

1 138 590 16,369 735 1 614 28 369 799 87 685199 791 481 315
P

109 1 367 090249 480 3 608 316 ! 14,54 262 10 292 664630 456 1 318 106

16 497 996 17,8925 694 23 392 51, 1 592 3753 146 466 6054 855 509 5 704 300

102

Gefahrenklassen nach Tarif

Pflästereigeschäfte
Meliorationsarbeiten, Drainage
Strassenwesen von ößentlichen
Verwaltungen, Alpunterhaltsar­
beiten
Erstellung von elektrischen Frei­
und Kabelleitungen

Hochbauunternehmungen
Hoch bau
Abbruch von Hochbauten

42 Waldwirtschaft
Waldwirtschaft
Holzfällen, Holztransport .

Betriebe der mechanischen Holz­
bearbeitung mit Bauarbeiten

Bau- und Möbelschreinerei, ln­
nenausbau, Bauglaserei, Fenster­
fabrikation
Mechanische Zimmerei, Chalet­
b au o ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~
Mechanische Zimmerei, Chalet­
bau, verbunden mit Bau- und
Möbelschreinerei oder Parkett­
fabrikation
Baugeschäfte

Baugewerbe
Maurer- und Zementgeschäfte .
Gipser-, Maler- und Stukkatur­
geschäfte
Dachdeckergeschäfte .
Kaminfegergeschäfte .

Betriebe für Installationen, Mon­
tage und Bauarbeiten ohne me­
chanische Holz- oder Metallbe­
arbeitung und ohne mechanische
Fabrikation vom Baumaterialien

Bau- und Möbelschreinerei, Bau­
und Blankglaserei
Legen von Bretterböden, Par­
kett, Linoleum, Steinholz .
Zimmerei- und Baugeschäfte .
Bauspenglerei
Installationsgeschäfte für Gas-,
Wasser- und sanitäre Anlagen .
Installation von elektrischen An­
lagen .
Montage von Maschinen, Auf­
zügen, Hebezeugen, Luftsei I­
bahnen, Eisenkonstruktionen,
Installation von Fabrikeinrich­
tungen
Hafnergeschäfte ohne Schlosser­
arbeiten; Ausführung von Stein­
böden und Wandbelägen .
Maler- und Bautapeziererge­
schäfte; Beizerei, Poliererei;
Automalerei .

Die Unfallbelastung 1948 â€” 1952

Betriebs unfallver sicherung



Tabelle 1

In validitätsfälle Todesfälle Gesamtbelastung inLohn­
Lohn­

entschädi­
Zahl
der

Unfälle

summe in
Tausend

Fr.
%p der
Lohn­

, summe

Heilkosten

Zahl i BelastungZahl Belastunggung Fr.

Bahnen

46

84 3 628 512

1 78 702
85 3 707 214

18 642 565

46a 1 238 581 18 776

14 514 289
1 253 095 19 065

16 403 105 13,2

173 571 12,0

16 576 676

2 554 362
369 748
250 686

13,2
47

62 656 498
21i 124 763
6l 62 092

46' 394 247
5 23 271

47a
b
C

di

3 205
608
253

457 192
81 544
42 941

188 509
33 578
14 578

13,6
1 1,0

17,2

798 107
163 441
74 539 2 71 114

9i 477 527
1 55 556

2 678
90

238 954
4 085

317 427
24 098

786 471
42 009

1 975 672
144 994 l

1

i 77 949 l

8,3
35,5

3 380 197 1 66 21731 315 56 887 52,66 23 530
483 084 7 031 5 473 41131 1 312 979 1 1,3

49
49a

168 206 4 684 3 865 849 23,019, 704 927

50
soa

21 765 29 712 411 863548 991 45,83 240 856

2 156 296

4 119 530

362 378 15,323 611 448
397 152

5 138 296
6 107 624

774 241 23,7

1 169 929 ' 44,2

32 602 502
51

51a j

bj
f

232 171
237 219

29 613

26 470
44 210

9 633

1 351
1 746

256

47 415 935
52 456 006
4 67 154

383 527
463 154

87 878
1 264 003

184 645
28,6
19,2

2 618 577 32,680 313 3 353 11' 245 920
52
52a,

b
3 691 331 11,0

461 774 12,5

335 370 6 651

36 855 754

7 187 682

68 26694 160

68 499
20 489
58 953
86 826

48 440 978
22 147 142
50, 461 528
90, 789 115

1490475 i i21,8
537 182 26,2

2 228
1 073
1 236
2 863

283 575
125 681
165 223
403 457

4 162 982
3 21 812
3 71 565
6 183 086

602 940
242 547
336 257
765 070

d'
k
l

17,5
24,7

1 034 573
2 140 728

58,2
40,5
21,4

17 262
74 022
15 568

1 264
3 487

617

1 004 968
2997 654

333 049

170 261 395 138
447 387 1 080 007
68 351 131 851

42 396 406
157 1 118 868
21 132 847

3 43 163
11 351 392

1

19,2713 844 20 173 13 691 73439, 1 089 948586 4 651 950
53
53a

1 305 384 27,547 524 1 066 154 897 295 041 43 527 837 12 327 609

83 1 145 454 10' 477 26138 814 2 142 2 808 646 72,4334 972 850 959
4 114 030 4'7,7

I

221 804 87086 338 3 208

103

Gefahrenklassen nach Tarif

Betriebspersonal der Bundes­
bahnen und der Speise- und
Schlafwagengesellschaften
Bundesbahnen .
Speise- und Schlafwagengesell­
schaften

Übrige Bahnen
Adhäsionsbahnen
Zahnradbahnen
Drahtseilbahnen .
StädtischeVerkehrsbetriebe,elek­
trische Trambahnen, Trolleybus­
betriebe.
Luftseilbahnen und Aufzüge .
Skischlepp- und Schlittenseil­
bahnen .

Andere Transportunter­
nehmungen, Handelsbetriebe

Automobiltransporte
Automobiltransport von Per­
sonen und Gütern; Automobil­
garagen .

Flugbetriebe
Flugbetriebe (Piloten, Bordper­
sonal)
Flugbetriebe (Flugplatz- und
Werkstättepersonal)

Fuhrhalterei
Allgemeine Fuhrhalterei.
Camionnage, Personentransport
Abfuhr wesen

Lager- und Handelsb.triebe
Allgemeine Lager- und Handels­
betriebe.
Handels- und Lagerbetriebe für
Petrol, Benzin, Chemikalien .
Baumaterialien-, Holz- und
Grossmetallhandel .
Altmetall- und Abfallhandel .
Landesproduktehandlung .
Weinhandlung, Mosterei
Aus- und Einlad:-n von Eisen­
bahnwagen
Brennmaterialienhandlung
Getränkedepots

Schiffahrtsunternehmungen
Schiffahrtsunternehmungen für
Personentransport; Bootsver­
mietung.
Schiffahrtsunternehmungen für
Gütertransport, Hafenbetrieb;
Transport und Gewinnung von
Kies und Sand, Baggerei .

Die Unfallbelastung 1948 â€” 1952

Betriebs unfallver sicherung

2 445 783 5 022 708 270 5 306 102

29 570 55 927 2 9 372
2 475 353 5 078 635 272 5 315 474

954 517 1 921 514 146 1 284 401

660 331 1 283 291 143 1 217 300

46 507 95 831 5 63 744
68 272 125 543 9 183 274

499 003 934 559 103 939 095

817 921 1 614 822 136 1 070 936

105 444 193 904 20

2 587 300 5 362 536

489 869 1 146 000 126' 1 673 291



Tabelle 1

Invaliditätsfälle Todesfälle Gesamtbelastung inLohn­
summe in
Tausend

Fr.

Zahl
der

Unfälle

Lohn­
entschädi­

gung
%p der
Lohn­

Heilk osten

Zahl ~~ BelastungZahl Belastung Fr.
', summe

Licht-, Kraft­
und Wasserwerke

55

ssa

48, 1 936 195154 1 993 6205 290318 753 1 547 988830 572 6 308 375 19,8

400
2 151

20 02]
89 242

]27 086
633 ]67

10

31

30 71]
311 420

53 084
268 374

210 881 ]0,5
1 626 299 18,27 413 338

37 148 3 216 137 817 103 22,0715 95 962

2 654 283 18,164 ' 646 262146 411 10 629 475417 4203 266 961 126

59

Theater

59a 2 77 57]35 684 269 608 7,667 52066 37458 143191

60

60f
3 625 103 1,729 1 026 141 6 318 9578 803 1 375 868

434 738 1 056 097 2,46 220 08925 l 330862214 6321 219 290 5]4
254 2 221 603 7 375 054 1,84059 84] 35 1 246 23010 022 1 590 500 2 316 721

61

61a

4026 939 '1 058 761 15' ,600 16384 1 010 2146 558 849 588 1 566 974

1933 63 794 3041-61 Gesamttotal ~ 450 973 612i 16,028 148 940 17 550 159196377576 481 80 806 019 147 176 912

56

56a
b,

Gefahrenklassen nach Tarif

Erzeugung und Verteilung von
elektrischem Strom

Stromerzeugung und Stromver­
teilung, einschliesslich Freilei­
tungsbau und Hausinstallationen

Gas- und Wasserversorgung

Wasserversorgung
Gaswerke .
Vereinigte Gas-, Wasser- und
Elektrizitätsversorgung .

Theater

Kinematographentheater

Technische und kaufmän­
nische Bureaux, Bahn-,
Post-, Telegraphen- und
Telephonverwaltungen

Kaufmännische und technische
Bureaux

Bureau-, Verkaufs-, Reise- und
Laboratoriumspersonal .
Architektur- und Ingenieur­
bureaux, Bureaux von Baube­
trieben; Forstverwaltungen .

Verwaltung der Bundesbetriebe

Angestellte und Beamte der Post­
verwaltung; technisches Bureau­
personal der Telegraphen- und
Telephonverwaltung; Bureau­
personal der Bundesbahnen .

Die Unfallbelastnng 1948 â€” 1952

Betriebsunfallversicherung

200 873 23 304 131

2026 207 229, 1 890 741



Die Unfallbelastnng 1948 â€” 1952

Nichtbetriebsunfallversicherung Tabelle 1

Invaliditätsfälle Gesamtbelastung inTodesfälleLohn­
Gefahrenklassen und -stufen

nach Tarif
Heilkosten ~oe der

Lohn­Fr.ZahlZahl BelastungBelastung
summe

Versicherte von Betrieben
oder Betriebsteilen mit un­
unterbrochener und regel­
mässiger Betriebszeit

Männliches Geschlecht

1095 11 026 044
3619 32 997 0486 66 859

6 956 050 55 004 8 260 149 14 090 466
12 963 018 153 933 20 171 664 37 856 62817 731 222 36 204 59 687

Total 19 936 799 209 159 28 468 017 52 006 781 156 434 948 7,81100 31 870 1994720 44 089 951

Weibliches Geschlecht

22 799 3 430 761 4429 341
36 835 4 722 505 6 422 88628 3 291 5 646

643 155
636 161

48
78

126 1 279 316Total 4 603 927 59 662 8 156 557 10 857 873 6,07 402 888 27 696 6341157

B

Versicherte von Betrieben
mit unterbrochener oder
unregelmässiger Betriebs­
zeit

Männliches Geschlecht

29 I 597 103
321 i 7094 233B II.

5 899 851 273 1 815 349
35 209 5 247 785 11 035 944

591 596
2 898 085

8,4
11,7

4 972 761
34 027 305

205, 1709 036
1213 10 649 343

350Total 3 489 681 41 108 6 099 058 12 851 293 11,212 358 3791418 7 691 336 39 000 066

Weibliches Geschlecht

B I.
B II.

3 492
2 211

34
50

3 244
8 325

4 020
12 372

3,7
18,2

1 854 12 954
40 256

3 836
19 559

Total 84 11 569 16 392

5 694 902 128 1 705 748

5 703 9,353 21023 395 1 854

Abredeversicherung 226 5 672 263,1 212 5031 851 884 60

7525 ~65 726 497Gesamttotal 28 036 110 315 707 43 637 329 77 438 087 228 857 121 , '8,21638 42055 208

105

A I
A II
A III

A I
A II
A III

summe in
Tausend

Fr.

2 198 846
2403 253

1 828

Zahl
der

Unfälle

Lohn­
entschädi­

gung

393
762

2

2 645 906
4755 873

1 109

280 9 068 500
820,22 801 761

â€” 62

42 445 159
113 827 101

162 688

11 149 163
16 537 425

10 046

6,1
8,8
9,2

5,1
6,9
5,5



Berufskrankheiten im Jahre 1952

I. Übernahme nach Art. 68Tabelle 2

davon
Gesamt­
zahl der

Invalidi- Todes­
tätsfälle i fälle

Lohn­
entschädigung

Kapitalwert
der Renten

Total­
Belastung

Art der Berufskrankheiten Heilk osten

1. Chronische Vergiftungen

29 7 046 8 353 19 992 35 391

9 769 13 855 23 624

7 849
18 548

3

1

142 938
3 611
2 695

56 349

11

44

l l1 1 22 125
18 940

34 719
25 893

111 096
98 679

167 940
143 512

Total 238 152 968 196 365 424 661 773 994

2. Hautkrankheiten

30 690

824
l 141

7 880

Total 134 277501 238 723 40 535 413 535

248 78 673. Silikose 940 138 5 324 045719 384 3 664 523

93 i 72Total der nach Art. 68 übernommenen Fälle. 1 227 383 1 154 472987 4 129 719 6 511 574

Invaliditätsfälle früherer Jahre, die im Jahre 1952 zum Tode führten und damit als Invaliditätsfälle in Wegfall gekommen sind.
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Kohlenoxyd
Benzol, aromatische Nitro- und Chlorver­

bindungen
Quecksilber, seine Verbindungen und Legie­

rungen .
Blei, seine Verbindungen und Legierungen
Trichloraethylen .
Schwefelkohlenstoff
Benzin .
Andere Lösungsmittel
Schwefeldioxyd, schweflige Säure
Formaldehyd .
Nitrose Gase .
Säuredämpfe
Anilin und seine Homologen, inklusive Ben­

zidin und Betanaphtylamin .
Andere Stoffe .

Terpentin und Terpentinersatz
Benzin .
Trichloraethylen .
Andere Lösungsmittel
Teer und Teerprodukte.
Chlor, Chlorverbindungen
Alkalien
Säuren .
Formaldehyd .
Chrom, Chromverbindungen
Quecksilber .
Cyanamid (Kalkstickstoff)
Übrige .

21

35

20
7

3

25
l

7

12

5

187
34
13

35
23

15

31

26
24
26

2

3

82

20 214
36 219
10 023
9 538
l 305
8 298

206
l 375
5 427
2 483

58 659
10 359
4 326

10 467
5 647
2 793
9 458
4 236
4 567
5 383

249
1 194

16 939

19 232
41 417

9 267
14 560

1 633
12 892

478
2 178
9 227
2 661

116 438
10 681
5 458

17 492
6 409
4 343

17 074
9 341
9 977
7 761

204
2 934

30 611

47 295
59 088
19 290

167 036
6 549

23 885
684

3 553
71 003

5 144

205 787
21 040

9 784
28 783
13 197
7 136

26 532
13 577
14 544
13 144

453
4 128

55 430



Bernfskrankheiten im Jahre 1952

II. Freiwillige Übernahme nach Verwaltungsratsbeschluss Tabelle 2

davon
Gesamt­
zahl der

Fälle

Total­
Belastung

Lohn­
entschädigung

Kapitalwert
der RentenArt der Berufskrankheiten Heilkosten

Invalidi- ' Todes­
tätsfälle fälle

1. Chronische Vergiftungen

Zink.
Lösungsmittel .
Methylalkohol
Übrige Stoffe .

18

19

2
46

1 645
3 764

392
14 616

3 188
12 978

794
91 096

1 543
7 344

402
25 940

1 870

50 540

Total 85 35 22920 417 52 410 108 056

2. Hautkrankheitea

880

Total 1178 824 998880534 595289 523

3. Arbeitsschädigungen

8 600

291

1122 286 0838 891206 045Total 71 147

14 29 625 43 1016 6316 845

4 22399 1 262 23891 806782 500387 932

3386 7 773 81297 74 1 615 315 1 936 972 4 221 525
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Zement, Kalk, Mörtel
Öle
Farben, Lacke
Beizen, Polituren
Laugen, Alkalien
Lösungsmit tel, Reiniger
Seifen
Petrol
Leim.
Säuren .
Elektrolytische und andere Bäder
Verschiedene Hölzer .
G las wolle

Übrige .

Sehnenscheidenentzündungen (Tendovagini­
tis)

Hautrisse, entzündete Schwielen .
Überanstrengung, Ermüdung .
Augenaffektionen
Epikondylitis .
Erfrierungen, Kälteschäden .
Schleimbeutelentzündungen (Bursiti~)
Scheuer wunden
Übrige Fälle

4. Staublungen (Mischstaubkoniosen)

Total der freiwillig übernommenen Fälle

Gesamttotal aller Berufskrankheiten

577
124

34
6

8

36
68
48
10

5

17

6

3

236

862
77
38

6

37

8

22
10

62

168 053
24 113

6 758
637

l 385
5 682

15 713
8 376
l 750

463
1 866

962
577

53 188

46 310
7 173
'7 524

298
5 135
1 079
1 715

659
6 254

349 412
32 580
10 825

830
2 088
9 650

26 480
9 040
3 872
1 475
2 773
2 325
1 100

82 145

153 109
11 649
6 597

642
13 883
4 590
3 365
l 634

10 576

517 465
56 693
18 463

1 467
3 473

15 332
42 193
17 416
5 622
1 938
4 639
3 287
1 677

135 333

199 419
27 422

9 121
940

19 018
5 960
5 080
2 293

16 830



Unfallursachen im Tunnel- und Stollenbau in den Jahren 1951 und 1952

(ohne Silikose)Tabelle 3

Verteilung der
B lUnfallzahl

,' stung
absolut !

Verteilung der
Bela­
stung

Unfallursache Unfallursache Unfallzahl

absolut ~

1. Steinschlag, Herunterfallen und Herab­
rollen von Gestein

5. Holz- und Metallkonstruktionen, Leitern

17 0
272, 584 l
46 1

0
4

1

1

Steinschlag
185 3

98, 2 2 115 2 2
20 0 I 070' ] ' 2

Total 554 9 8
1

318 5 i 9
24 i p

574 ' 9Herunterfallen und Herabrollen von Ge­
stein

96i 1
Total

7. Werkzeuge, Handapparate, Hantierungen
242 4

372 6
Werkzeuge, Handapparate
bei Hantierungen oder bestimmten
Arbeiten .

Total ]p58 17, 23 10, 3Total 614
2. Mechanische Transportmittel 8. Splitter und Fremdkörper

56
18 j ]7

1] 2
0, 00 2

l

0
1

1

0
0

12

37

18 ',
174 I

0 i 03 1
Total1317 21 , 22

3 ' 0 128 p 7

Total

3. Sprengarbeiten 64 j
33 1' ,0

2 113969 ] I 017 0 0
48' 1' 044 1 4

51 1 33 0 1
17 0
32 I 0
]47 2

0
0
1146 2 16Total Total 549 8 ' 3

4. Maschinen und dazugehörige Einrich­
tungen

10. Verschiedenes

46,
14

13

334 5 2
209 3 3

66
39

3

] 57

12 i
130 '
97 I

129 2, 1
O 0

369 6, 6

6352 100 100

Total 778 12 10 Total

Gesamttotal

108

beim Bohren
während der Profilbereinigung und der
Profilsäuberung .
während der Spriessarbeit
während der Schalung, Mauerung oder
Betonierung.
während anderer Stollenarbeit.
im Freien.

beim Verlad mit Maschinen.
beim Verlad von Hand.
beim Transport .
bei der Materialablagerung .
vom Gerüst.
bei Arbeiten in Schächten.
bei übrigen Arbeiten .

Rollbahnen .
Pneufahrzeuge
Luftseil bahnen
Standseil bahnen
Aufzüge
übrige Transportmittel .

Laden der Schüsse .
Zünden der Schüsse
Fortgeschleuderte Sprengstücke oder
Luftdruck
Anbohren nicht detonierter Ladungen
oder SprengstoAreste.
Sprenggase .
Verschiedenes .

Bohrhämmer, Bohrwagen.
Stollenbagger .
Materialaufbereitungs- und Beton­
maschine .
Maschinen in den Werkstätten
Druckluft- und Ventilationseinrich­
tungen .
Verschiedenes .

55I ] i l
102 ', 2 143 1 0
13I 0 0
16' 0 0
29! 0, '069 1', 2

1125
79
44
19
24 '
26,

Barackenbauten, verschiedene Kon­
struktionen .
GerCistungen
Schalungen .
Spriessungen
Leitern .
Verschiedenes .

6. Lastenheben und Lastenbewegen von Hand

ohne mechanische Hilfsmittel (ohne
Fall von Steinen)
mit mechanischen Hilfsmitteln, aber
ohne motorische Kraft (Karretten,
Flaschenzüge usw.)

Bohren im Gestein.
Steinbearbeitung
Werkstattarbeiten .
Aufstellen und Wiederentfernen (Ge­
leise, Leitungen) .
Verschiedenes .

9. Gelände, Bodengestaltung, Hindernisse
Geleise.
In das Profil hineinragende Teile.
Abfälle, herumliegendes Material
(Holz, Balken, Rohre usw.)
Glatteis, Schnee .
Bodenvertiefungen, unebenes Gelände,
Gräben, Kanäle ~
Steiles Gelände
Nasser Boden, Schmutz und Schlamm
Verschiedenes .

Hin- und Hergehen
in Stollen.
im Freien.

Elektrischer Strom.
Verbrennungen durch Acetylene und
Elektrolyte .
Erfrieren .
Ekzeme
übrige Unfälle.

0' ,0
0~ o

1 i 0
0 ' 0
2!
2 ' 4



Unfallursachen im Tunnel- und Stollenbau (ohne Silikose) in den Jahren 1951 und 1952

Gliederung nach Baustellen Tabelle 4

Gelände,
Boden,
Hinder­

nisse

Splitter,
Fremd­
körper

Ver­
schie­
denes

Spreng­
arbeiten

Stein­
schlag

Ma­
schinenBaustellen Total

1. Verteilung der Unfall­
zahl in %

Maggia.
Grande Dixence .

Total Kraftwerkbauten . 1022 14 10 10015

Befestigungsbauten
Unterirdische Tankanlagen .
Andere Bauten des Bundes .

21

20
18

12

9

10

14

9

11

9

10

12

9

10

11

15

21

19

10

7

9

100
100
100

Total Bauten des Bundes . 1019 1018 100

Strassen- und Eisenbahntunnels 17 121033 100

Gesamttotal 21 1217 10 10 100

2. Verteilung der Unfall
belastung in %

Marmorera und Zervreila.
Verschiedene

Total Kraftwerkbauten . 25 22 18 100

Befestigungsbauten
Unterirdische Tankanlagen .
Andere Bauten des Bundes .

5

23
25

13

4
10

26
30
23

19

7

6

100
100
100

16

18

12

Total Bauten des Bundes . 21 25 14 100

Strassen- und Eisenbahntunnels 66 24 100

Gesamttotal 23 22 16 10 100

109

Mauvoisin
Oberhasli.
Marmorera und Zervreila.
Verschiedene

Maggia.
Grande Dixence .
Mauvoisin
Oberhasli.

17

14

19

11

12

12

32
22
16

26
8

25

Mecha­
nische
Trans­
port­
mittel

22
20
21

16

25
26

27
18

17

12

36
20

14

24
43

6

1

8

13

16

16

13

13

12

9

11

9

3

14

9

Holz­
und

Metall­
kon­

struk­
tionen,
Leitern

2
9

2

11

5

4

Lasten­
heben
und

Lasten­
bewegen

von
Hand

11

9

10

9

9
12

6

4
4
2
2

21

Werk­
zeuge,
Hand­

apparate.
Hantie­
rungen

10

6

8

11

10

11

5

4
3

5

10

5

7

14

9

10

5

8

6

5

3

14

7

6

3

5

2
35

13

5

100
100
100
100
100
100

100
100
100
100
100
100



Die Unfallursachen in der Nichtbetriebsunfallversicherung im Jahre 1952
(ohne SBB und PTT)

MännerTabelle 5

Versicherte Lohnsumme: 4731 Millionen Fr.

BelastungGesamtzahl
der Unfälle

Invaliditäts­
fälle Todesfälle

in Franken in Prozent

7 080
297
367

2 455

213

8

8

73

41

8

2

4

6 111 428
549 114
334 139

1 841 395

14,4
1,3

0,8
4,3

8 836 076 20,8302Total der Weg-Unfälle 10 199 55

4 448 814 10,51247 5942. Unfälle zu Hause 30

3. Unfälle bei Nebenbeschäftigung

2 459 040
2087 808

183 842
2 126 303

2 685
2 903

147
2 272

97
111

10

75

5

7

1

10

5,8
4,9
0,4
5,0

8 007 293 6 856 993 16,1Total der Unfälle bei Nebenbeschäftigung

148 874
1 756

151
3

0,4
0,0

4. Unfälle bei Sport, Spiel und Erholung

l

11

6

38

40
9

24

47
2

4

21 513 218 , 50,6Total der Sport-Unfälle. 18225 166 559

5. Verschiedenes 12 2,0453 855 395

Gesamttotal (ohne SBB und PTT) . 302 42 510 49651 419 1286 100,0

Davon entfallen auf Verkehrsunfälle

12 646
566

1 359
729

415
14

70
61

82
17

31

27

11 207 406
1 007 819
2 614 206
1 502 799

26,4
2,4
6,1
3,5

Total . 15 300 560 157 16 332 230 38,4

110

Unfallursachen
Art der Betätigung im Augenblick des Unfalles oder Ort desselben

1. Unfälle auf dem Wege zu und von der Arbeit

Beim Velofahren verunfallt .
Beim Velofahren mit Hilfsmotor verunfallt
Bei Benützung anderer Fahrzeuge verunfallt.
Als Fussgänger verunfallt.

Landwirtschaft, Wein-, Obst- und Gartenbau .
Waldarbeiten .
Berufsausbildung und Berufsarbeiten .
Sonstige Arbeiten

Davon: Velofahren anlässlich einer Nebenbeschriftigung.
Velofahren mit Hilfsmotor anlässlich einer Nebenbeschäftigung .

Turnen, Ringen, Leichtathletik
Bergsteigen .
Skifahren.
Schlitteln und Eislaufen
Baden und übriger Wassersport .
Fussball und übrige Ballspiele .
Velofahren als Sport .
Velofahren .
Velofahren mit Hilfsmotor
Fahren mit andern Fahrzeugen
Hornussen und Kegelspiel
Ausgehen, Wandern, Reisen ohne Fahren.
Anlässe, Volksfeste, Wirtschaftsbesuch .
Andere Sport- und Spielarten .

Beim Velofahren verunfallt .
Beim Velofahren mit Hilfsmotor verunfallt .
Bei Benützung anderer Fahrzeuge verunfallt
Als Fussgänger angefahren oder überfahren worden

1 782
378

4 536
716

1 123
4 528

147

5 266
266
931

140
4 432

642
279

17

6

57
10

6
36

2

192
6

58

3

141

15

10

873 295
720 364

3 320 377
425 934

1 484 205
1 911 599

66 926
4 879 966

456 949
1 897 867

91 905
4 436 943

475 994
470 894

2,0
1,7
7,8
1,0
3,5
4,5
0,2

11,5
1,1

4,5
0,2

10,4
1,1

1,1



Frauen Tabelle 5

Versicherte Lohnsumme: 997 Millionen Fr.

Unfallursachen
Art der Betätigung im Augenblick des Unfalles oder Ort desselben BelastungInvaliditäts­

fälle
Gesamtzahl
der Unfälle Todesfälle

in Prozentin Franken

1. Unfälle auf dem Wege zu und von der Arbeit

2 281
28

266
1 715

Beim Velofahren verunfallt .
Beim Velofahren mit Hilfsmotor verunfallt
Bei Benützung anderer Fahrzeuge verunfallt.
Als Fussgänger verunfallt.

34

l

4
60

834 166
20 983

157 746
966 208

12,3
0,3
2,3

14,3

1

2

4 290Total der Weg-Unfälle 291 979 10399

3 673 22,91 552 5552. Unfälle zu Hause

3. Unfälle bei Nebenbeschäftigung

229
107

12

279

90 239
62 066

3 669
88 138

1,3
0,9
0,1
1,3

Landwirtschaft, Wein-, Obst- und Gartenbau
Waldarbeiten .
Berufsausbildung und Berufsarbeiten .
Sonstige Arbeiten

627 244 112Total der Unfälle bei Nebenbeschäftigung. 3,615

39 9 498 0,1Davon: Velofahren anlässlich einer Nebenbeschä ftigung
Velofahren mit Hilfsmotor anlässlich einer Nebenbt schäftigung .

4. Unfälle bei Sport, Spiel und Erholung

27 064
61 463

674 820
173 533
104 198
35 342

Turnen, Ringen, Leichtathletik
Bergsteigen .
Ski fahren.
Schlitteln und Eislaufen
Baden und übriger Wassersport .
Fussball und übrige Ballspiele
Velofahren als Sport .
Velofahren .
Velofahren mit Hilfsmotor
Fahren mit andern Fahrzeugen
Hornussen und Kegelspiel
Ausgehen, Wandern, Reisen und Fahren
Anlässe, Volksfeste, Wirtschaftsbesuch .
Andere Sport- und Spielarten .

113

81

1 119
205
164
146

0,4
0,9

10,0
2,6
1,5
0,5

1

2

11

6

3

532 560
31 363

237 849

907
30

323

7,9
0,5
3,5

18

3

10

1 422
125

38

812 923
58 827
18 891

12,0
0,8
0,3

39
2

1

Total der Sport-Unfälle . 4 673 2768 8331296 40,9

232 0765. Verschiedenes 110 3,4

6 776 679, 100,0Gesamttotal (ohne SBB und PTT) 13 373 278 22

Davon entfallen auf Verkehrsunf älle

Beim Velofahren verunfallt .
Beim Velofahren mit Hilfsmotor verunfallt
Bei Benützung anderer Fahrzeuge verunfallt.
Als Fussgänger angefahren oder überfahren worden

3 227
58

597
350

1 376 224
52 346

398 300
275 672

52
4

14

21

20,3
0,8
5,9
4,0

2

7

Total . 4 232 91 17 2 102 542 31,0

Die Unfallursachen in der Nichtbetriebsunfallversicherung im Jahre 1952
(ohne SBB und PTT)
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